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Editorial

Die bürgerlich-demokratische Staats- und Gesellschaftsauffassung ist, in
Varianten, die weltweit herrschende Ideologie der Gegenwart. Zugleich zeigt
aber auch die staatliche und gesellschaftliche Wirklichkeit, daß die politi-
schen Formen, in denen die demokratischen Gesellschaften existieren, von
der Ideologie der Demokratie als des Systems der Selbstbestimmung der
Bürger, der regulierten kollektiven Entscheidungsgewalt oder einfach der
Herrschaft des Volks" weit entfernt sind. Die demokratischen Staaten erfül-

len den Anspruch ihres eigenen Selbstverständnisses nicht.

Das hängt eng damit zusammen, daß die bürgerliche Gesellschaft mit ih-
rer Fixierung auf das Eigentumsrecht als Menschcnrccht die Häufung mate-
riellen Reichtums in wenigen Händen zuläßt und begünstigt; und materiel-
ler Reichtum bedeutet in einer durch Besitzverhältnisse strukturierten Ge-
sellschaft zugleich politische Macht. Im Kapitalismus als ökonomischer
Ordnung entstehen unter den Mechanismen der Kapitalakkumulation immer
größere Reichtumskonzentrationen, deren Eigentümer bzw. Funktionäre
über die Mittel verfügen, politische Macht ohne Rücksicht auf kollektive
Entscheidungsprozesse der Bürger, des Volkes auszuüben. Dabei läuft es im
Ergebnis auf dasselbe hinaus, wenn solchen Entscheidungsprozessen mate-
riell vorgegriffen wird (z.B. durch Investitionen, durch Schaffung von sog.
Sachzwängen, durch Personalunion wirtschaftlicher und politischer Funk-
tionen) oder wenn die politischen Instanzen unmittelbar beeinflußt werden
(z.B. durch Korruption, Erpressung u.a.) oder wenn durch Herrschaft über
die meinungsbildenden Medien das Bewußtsein der Massen so manipuliert
wird, daß kontroverse Sachargumente nicht mehr nach Vernunftgründen ge-
geneinander abgewogen werden (sofern sie überhaupt noch auf den Tisch
kommen).

Es scheint so, als seien die Strukturen der kapitalistischen Gesellschaft
prinzipiell ungeeignet, dem Dcmokratieverständnis der bürgerlichen Revo-
lutionen und den daraus erwachsenden politischen Postulaten gerecht zu
werden. Mit anderen Worten: Die bürgerliche Gesellschaft, die von kapitali-
stischen Produktionsverhältnissen bestimmt wird, gerät zu sich selbst in
Widerspruch, je weiter sich diese Produktionsverhältnisse entwickeln. Seit
Hegels Rechtsphilosophie und den Marxschen Reflexionen über die Hegel-
sche Staatsrechtslehre gibt es ein Bewußtsein von diesem Widerspruch; seit



Marx' Kapital sind die grundlegenden historisch-logischen Formen heraus-
gearbeitet, in denen sich dieser Widerspruch bewegt. Die Erkenntnis des
Widerspruchs und die Formulierung der ihn charakterisierenden Kategorien
gesellschaftlicher Prozesse sind ein Fortschritt im Bewußtsein der Freiheit.

Probleme der Demokratie stellen sich in der weltgeschichtlichen Lage
heute in zwei Perspektiven: Einmal erhebt sich die Frage, unter welchen
Bedingungen und mit welchen Konzepten der Zerstörung demokratischer
Instanzen des staatlich-gesellschaftlichen Lebens durch Verkehrung demo-
kratischer Institutionen in ihr Gegenteil — nämlich in Instrumente der ver-
schleierten Herrschaft partikulärer Interessen — entgegengewirkt und die
Mdglichkeit einer Entwicklung zu anderen, alternativen Organisationsfor-
men der Gesellschaft offengehalten und eine solche Entwicklung eingeleitet
werden kann. Zum zweiten schließt sich aber daran die Aufgabe, Vorstel-
lungen zu entwickeln, wie eine emanzipatorische Gesellschaft, die den Selb-
stwiderspruch der bürgerlichen aufhebt, politisch aufgebaut sein muß, damit
sie imstande sein kann, "den vielfältigen Willen von Millionen, Dutzenden
oder Hunderten von Millionen weitverstreuter Menschen zu einer einzigen
Autorität zu kondensieren" (Sartori) und in der zu einer ökonomischen Ein-
heit zusammenwachsenden Welt vieler Nationen und Kulturen eine Koope-
ration herzustellen, "worin die freie Entwicklung eines jeden die Bedingung
für die freie Entwicklung aller ist" (Marx/Engels).

Das vorliegende Heft von TOPOS beleuchtet Aspekte der ersten Frage —
strukturelle in den Beiträgen von Alberto Burgio und Klaus von Raussen-
dorff, theoriegeschichtliche in der Erinnerung an den großen bürgerlichen
Rechtsphilosophen Gustav Radbruch und an den großen sozialistischen Po-
litikwissenschaftler Wolfgang Abendroth. Der Vortrag von Ingetrud Pape
gibt dazu den anthropologisch-metaphysischen Einstieg. Den Kontrapunkt
dazu stellen die Dokumente aus dem Entnazifizierungsverfahren von Arnold
Gehlen dar, in denen sich eine von akademischer Formgerechtheit verdeck-
te Unberührtheit von Problemen demokratischer bzw. antidemokratischer
Denkweisen zeigt, die nachdenklich machen sollte. Der Diskussionsbeitrag
von Hanfried Müller vollzieht den Anschluß an die (paradigmatische) Ak-
tualität der deutschen Politik. Die Literaturberichte von Leonhard Froese
und Roberto Finelli fügen sich dem Hauptthema ein.

Das Thema Demokratie-Probleme ist damit für TOPOS nicht erledigt.

Vielmehr werden seine Facetten immer wieder aufscheinen, wo es um den
Zusammenhang von philosophischer Reflexion und politischer Wirklichkeit
geht. Insbesondere die zweite Perspektive, die aus der Gegenwart in die Zu-
kunft führt und in der Komponente einer wahrhaften Demokratie hervortre-
ten, wird in einem späteren Heft anvisiert werden.

Die Herausgeber
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Ingetrud Pape

Macht und Geist
Anthropologische und metaphysische Perspektiven

Vorbemerkung der Redaktion: Ingetrud Pape, gestorben 1984, die an den
Universitäten Osnabrück und Münster lehrte, war das Musterbild einer en-
gagierten Philosophin. Philosophieren war ihre Existenzweise, und es be-
deutete für sie menschliches, moralisches, politisches Engagement auf jeder
Ebene des täglichen Lebens. So war sie eine mitreißende Lehrerin, die ihre
ganze Kraft darein legte, junge Menschen die Verbindlichkeit philosophi-
schen Denkens zur eigenen Erfahrung werden zu lassen. Ihre Forschungen
galten Leibniz, dem Modalitätenproblem, einer dialektischen Ontologie. Ihre
Mitarbeit im Vorstand der Internationalen Gesellschaft fiir dialektische Phi-
losophie — Societas Hegeliana war von der Leidenschaft geprägt, die Wahr-
heit in der Natur der Sache zu entdecken und zu Wort kommen zu lassen.
Einige Monate vor ihrem Tode hielt sie den Vortrag Macht and Geist — der
hier aus ihrem Nachlaß, den I3arbara Lucas-Leuggerink sichtete und ordne-
te, abgedruckt wird — bei einer Tagung der Katholischen Akademie Schwerte.

Ingetrud Pape. Power and Mind: Beginning with the confrontation ofpower
and mind it see.mx äs ifthe, mind were helpless in front ofthe claims ofpower.
We try to find out what power is, by determing what it is not. From his actual
origin man possesses a c.apacily of exercising power upon othe.r beings, which
means that power cannot be evil by itself, but only by misuse or corruption.
Examining the. ancie.nt and mode.rn conc.epts of Plato and Max Scheler the
distinction between essence and existence is conside.re.d äs a hint how to con-
ceive the spccific power ofthe powerless mind: namcly äs an abilityto separate
the ideal essence from the contingent phenome.no. of existence and thus to con-
stilute the impact of a normative paradigm on the imperfect reality. Anthropo-
logy leads to metaphysics. Hut such a metaphysics hos to be dynamical, using

the. cumf.pt offom (in tht sense ofLeibnu) in ardtr lo integrale ihc Jtory of
an individual life into the history of mankind, into the totality ofworld his-
tory. Only on this level the confrontation of power and mind reaches its cli-
max and becomes political. Ideas äs the incentives of human activity are the
corrective power in history.

Topos 2, © Pahl-Rugenstein, 1993, ISSN 0943-1810, ISBN 3-89144-170-3



Ingetrud Pape

Meinen Untersuchungen zum Thema "Macht und Geist" möchte ich als Mot-
to zwei Sätze voranstellen, mit denen ich mich persönlich und als Mensch
identifiziere. Deshalb möchte ich mich auch als Referentin mit diesen Sätzen
Ihnen vorstellen. Der eine stammt von Ludwig Wittgenstein und heißt: "Ein
philosophisches Problem hat die Form: Ich kenne mich nicht aus."1 Mit die-
sem Eingeständnis beginnt alles Philosophieren, und in diesem Fall hier und
jetzt soll es heißen, daß ich nicht ein erworbenes Wissen mitteilen will, sondern
nur meine mehr oder weniger erfolgreichen Bemühungen, "mich auszukennen"
in einem schwierigen Gelände und wenn möglich, die Wahrheit über die ge-
suchte Sache an den Tag zu bringen.

Damit ist mein zweites Motto schon angesprochen, das von Adorno stammt;
es heißt: "Nichts ist begriffen, dessen Wahrheit oder Unwahrheit nicht begrif-
fen wäre."2 Es ist geradezu eine Modeerscheinung unserer Zeit geworden,
sich mit weniger als der Wahrheit zufrieden zu geben. Man nennt das Stand-
punkte, Ansichten, Perspektiven, die naturgemäß immer nur im Plural vor-
kommen können, und beteuert in vermeintlichem Realismus: "alles ist relativ",
ohne zu merken, daß wir dann nichts mehr hätten, worauf unsere Ansichten
relativ sein könnten. Ein totaler Relativismus hebt sich selbst auf.

Um die Folgen zu erhärten, die ein solcher Wahrheitsrclativismus für un-
sere menschlichen Beziehungen hätte, füge ich gleich noch einen Salz von
Adorno hinzu: "Wer die Wahrheit unterdrückt, unterdrückt den Menschen"
und bin damit schon bei meinem Thema; denn Unterdrückung gehört offen-
sichtlich zu den Zuständen, die durch Machtausübung von Menschen über
Menschen entstehen. Unvermeidlich stehen wir so vor der ersten großen
Was-Frage; denn mit Was fragt man nach dem Wesen einer Sache. Also:
Was ist das: "Machtausübung von Menschen über Menschen"? Welche
Macht wird hier ausgeübt: eine geistige Macht durch Ideen, Ideologien,
durch Wissen ("Wissen ist Macht")? Durch Erkenntnisse fachwissenschaft-
licher Art, z.B. naturwissenschaftliche Erkenntnisse und Verfahrenskennt-
nisse technologischer Art (das Know-how), durch die wir von Experten ab-
hängig werden, die uns beherrschen? Expertokratie nennt man diese Herr-

schaftsform. Oder ist es eine geistlose, materielle Macht durch Waffen,
durch Gewalt, durch Drohung und Kontrolle, die von Menschen über Men-
schen ausgeübt wird? Sofort rasten bei jedem von uns die entsprechenden
Bilder ein: die Bilder von Straßenschlachten, Gewalttaten, Terroraktionen,
Überfall und Krieg, die uns die Medien wie eine scheinbar wertfreie, neu-
trale Illustration von Machtausübung täglich ins Haus schicken. Und was
folgt auf solche Ankündigung: "Das Wetter".
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Macht und Geist

Eingeübt in solche Zumutung von Information ohne Reflexion geraten wir in
Verlegenheit, wenn wir diese Erfahrungen aus zweiter Hand mit eigner Re-
flexion angehen, d.h. über sie nachdenken wollen; denn da ist ja die
Sprache, die uns diese Bildererfahrung schon interpretiert hat - durch die
wir uns hindurchfragen müssen auf die Sache, über die wir einen wahren
Bescheid haben wollen. Haben wir aber nur die Sprache wie im Thema
"Macht und Geist", d.h. bewegen wir uns schon nachdenkend zwischen den
Abstraktionen Macht und Geist, so wird die Sache noch schwieriger; denn
die sprachliche Formulierung gibt nicht zu erkennen, ob es sich zwischen
Macht und Geist um eine kontroverse Beziehung handelt — vielleicht sogar
um ein kämpferisches Verhältnis? Oder ob das verbindende "und" ganz un-
verbindlich gemeint ist, so daß zwischen Macht und Geist Gleichgültigkeit
herrschen könnte oder totale Beziehungslosigkeit, derart, daß Macht mit
Geist von der Sache her nichts zu tun hätte.

Und doch legt die Sprache hier eine Deutung nahe, nämlich der Macht —
auch wenn es noch offen ist, um wessen Macht es sich handelt — einen
Machlansprach zu unterstellen und folglich die Gegenposition, den Geist,
der Macht gegenüber in Ohnmacht zu versetzen — ihn also grundsätzlich
jeder Macht gegenüber als ohnmächtig zu denken. Es könnte sogar sein, daß
wir unsere Primärerfahrungen von Macht und Geist schon unter solchem
Einfluß der Sprache gemacht haben: daß Sprache also nicht nur dazu dient,
Machtansprüche von Menschen an Menschen zu vermitteln, sondern daß die
Sprache als solche schon Herrschaft ausübt —, daß sie uns schon in
bestimmte Denkschemata hineinzwingt, wenn wir nicht kritisch verfahren,
d.h. die Worte und Redewendungen auf die ursprünglichen Erfahrungen hin
befragen, die der Mensch mit ihnen einmal ausdrücken wollte, und uns da-
mit freimachen von den falschen Alternativen, die die Sprache uns nahelegt.
Die Vorurteile, die in den von uns verwandten Worten meist unerkannt sich
schon eingenistet haben, durchschauen wir häufig erst dann, wenn wir uns
durch sie zu falschen Interpretationen oder sogar zu falschen Handlungen
haben verleiten lassen: zu Fehlinterpretationen von Gesten, Handlungen,
Verhalten — von Menschen und Institutionen. "Sprache bewegt sich nicht im

luftleeren Raum", hat Walter Höllerer an programmatischer Stelle ge-
schrieben. "Sie ist, neben den Taten, die einzige Erscheinung, an der ver-
borgene Antriebe, proklamierte Systeme, beschworene Ziele, Machtan-
sprüche, Lenkungsversuche, Abriß- und Aufbaubewegungen abgelesen und
nachgeprüft werden können —, und das nur dann, wenn kritisch und unbe-
stechlich verfahren wird."3 Wenn wir uns also von der Sprache in das
Problem hineinführen lassen, dann ist die erste notwendige Frage: Wovon
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Ingetrud Pape

unterscheidet sich Macht? Wogegen grenzt Macht sich ab? Eine altbewährte
Methode der Wesensbestimmung heißt: "omnis determinatio est negatio" -
jede Bestimmung (einer Sache) ist Negation, d.h. eine Sache ist definitorisch
eingegrenzt oder umgrenzt durch das, was sie nicht ist. Nach dieser Methode
verfahren Rätselspiele, bei denen man durch alternative Fragen wie z.B. "Ist
es lebendig oder tot?" immer das wegsprengt, was nicht zutrifft auf die Sa-
che, und so die gesuchte Sache in die Enge treibt. Die Alternative muß je-
weils eine Totalität ergeben, d.h. alles umfassen, was es gibt; denn "tertium
non datur", "ein Drittes gibt es nicht". Nach diesem Prinzip verfährt auch
die Negative Theologie, die mit Bestimmungen wie f/nbegrenztheit, Unend-
lichkeit, Unveränderlichkeit von Gott alles fernhält, was er nicht ist - das
Positive dieser Negationen allerdings mit diesem Verfahren gerade offenhal-
ten will, um die wesentliche Unbestimmtheit Gottes anzuzeigen. Für die We-
sensbestimmung der Macht wiirde sich demnach als Erstes die Ohn-Macht
ergeben, d.h. Macht würde sich abgrenzen gegen alles, was

- von seiner Natur her,
- von seiner geschichtlichen Herkunft her (Genesis),
- von seinem Ursprung her (wobei Ursprung die ungeschichtliche Herkunft

meint),
- oder von seinem gegenwärtigen geschichtlichen Zustand her

ohn-mächtig ist.

Im Sinne der Wesensbestimmung des Menschen von seinem Ursprung
her, fragt z.B. Kierkegaard zu Beginn seines Werkes Die Krankheit zum To-
de*, ob der Mensch ein ens a se oder ein ens ab alio sei, d.h. ob er sich
selbst gesetzt hat, also aus sich selbst heraus ist —, oder ob er von einem an-
deren gesetzt ist, zu dem er sich dann verhalten muß? Seine Antwort: Der
Mensch ist ein Verhältnis, das sich zu sich selbst verhält, und "indem es
sich zu sich selbst verhält, sich zu dem verhält, was das Verhältnis gesetzt
hat".5 Aus dieser Wesensbestimmung des Menschen von seinem Ursprung
her (womit seine geschichtliche Herkunft unwichtig wird, also sein Entste-
hen in einer Evolution als weltgeschichtliche Entwicklung) —, aus dieser Ur-
sprungs-Bestimmung des Menschen, ens ab alio, von einem anderen her zu

sein, würde zwar noch nicht seine Ohnmacht folgen, aber seine Abhängig-
keit, seine Bedingtheit: d.h. er gibt sich sein Leben nicht selbst — er ist in
die Welt geworfen", wie die Existenzphilosophen diesen Ursprung des Men-
schen beschreiben.

14



Macht und Geist

Was folgt aus dieser "Geworfenheit" des Menschen hinsichtlich seiner
Macht und Ohnmacht? Es folgt daraus, daß die Macht, die er erfahrungsge-
mäß überall ausübt, als Macht über Sachen, Macht über Menschen, Macht
über Institutionen, Macht über geistige Sachverhalte wie z.B. Verfügungs-
macht über Rede, Sprache, Wissen ("er ist der Rede mächtig") -, daß all
diese Mächtigkeiten oder Ermächtigungen aus seiner menschlichen Natur
stammen müssen, d.h. ihm mitgegeben sind in Gestalt einer Grundausstat-
tung des Menschen von seinem Ursprung her. Solche Grundausstattung bzw.
solche Grundvermögen der menschlichen Konstitution nennt man philoso-
phisch Kompetenz, und das erste Resultat dieser Nachfrage würde lauten:
Der Mensch hat — neben seiner "linguistischen Kompetenz" (Chomsky)6,
seinem Sprach-Vermögen — neben seiner "kommunikativen Kompetenz"
(Habermas) , seinem Vermögen, sich anderen redend mitzuteilen durch
"Generieren", Erzeugen von Sätzen — neben seiner sittlichen Kompetenz, dem
Vermögen, sittlich relevant zu entscheiden und verantwortlich zu handeln —
der Mensch hat neben diesen Kompetenzen eine Machtkompetenz, d.h. ein
Vermögen, Macht auszuüben, mit Macht umzugehen, oder kurzgcsagt: er
verfugt von seiner menschlichen Natur her über Macht.

Die nächste wichtige Folgerung daraus ist: Macht kann von Hause aus
nicht böse sein; da, wo sie als böse in Form von Gewalttätigkeit, Herrschaft
und Herrschsucht, als Zwang, Unterdrückung, Gewalt entgegentritt, muß es
sich um Perversion der Macht, Mißbrauch der Macht oder Korruption der
Macht handeln, die der Mensch sich zugezogen hat, die er eingebüßt hat.

Aber diese erste Auskunft, daß Machtkompetenz zur menschlichen Grund-
ausstattung gehört, ist so noch zu oberflächlich, d.h. sie reicht nicht tief
genug in die menschliche Natur hinab. Wir müssen weiterfragen, um zu
wissen, von welcher Region im Menschen Macht ausgeht: von seinen Trie-
ben, Affekten, Leidenschaften — oder von seinem Geist, seiner Person, sei-
nen geistigen Fähigkeilen wie Denken, Urteilen, Entscheiden.

Als ein erstes anthropologisches Modell, das auf diese Frage antwortet,

möchie ich den Entwurf einer menschlichen Grundkonstitution von Max
Scheler vorstellen, von dem auch die sogenannte Ohnmachtsthese
stammt, also die provozierende Behauptung, daß der Geist wesentlich ohn-
mächtig sei. Scheler sieht den Menschen komponiert aus "Drang" und
"Geist", zwei widersprüchlichen Prinzipien, die sich nicht aufeinander zurück-
führen lassen und dennoch — oder gerade deswegen — aufeinander angewie-
sen sind.

15



Ingetrud Pape

Die erste konkrete Auseinandersetzung zwischen Macht und Geist findet
also im Menschen selbst statt zwischen einem wesentlich kraftlosen Geist,
der in einer zwar "hellsichtigen" Ohnmacht keine Kraft hat, Ideen aus eige-
ner dynamis durchzusetzen, und der blinden Macht der Triebe, die als
selbstständiges Seinsprinzip in Gestalt eines dunklen, aus dem Urgrund
kommenden "Dranges" dem Geist gegenübersteht. Klammert man die Meta-
physik zunächst aus, so treffen sich in einer empirischen Anthropologie
Geist und Trieb als ungleiche Partner ein- und desselben menschlichen Da-
seins. In dieser Partnerschaft spielt das Prinzip der Sublimierung und Resu-
blimierung eine regelnde Rolle, d.h. der machtlose Geist kann die machtvol-
len Triebe dennoch führen und lenken, indem er sie durch Vorhalten von
Bildern verlockt, sich für Zwecke des Geistes einzusetzen. Durch Hemmen
und Enthemmen steuert der Geist die blinde Gewalt des Dranges, der sich
dabei auf fremdem Gelände bewegt, und — wenn auch auf sublime Weise —
um seine Trieberfüllung gebracht wird; sein in ihm liegendes Triebziel ver-
gessend, macht er seine Kraft den höheren Zielen des Geistes dienstbar.
Von seilen des Geistes aber vollzieht sich hier seine ihm eigenste, wesentli-
che Funktion: "Nein-sagen-Könner", "Asket des Lebens" zu sein. "Der
Mensch ist das Lebewesen", sagt Scheler, "das kraft seines Geistes sich zu
seinem Leben ... prinzipiell asketisch ... verhalten kann", nämlich im Unter-
drücken und Verdrängen der Triebimpulse, d.h. im Versagen von Vorstel-
lungen und nährenden Wahrnehmungsbildern. "Askese, Verdrängung, Or-
ganausschaltung" sind wesentliche Künste des Geistes, der eben darin seine
Autonomie, seine Freiheit, sein eigenes Prinzip hat.9

Das Zweideutige dieser Macht/Geist-Bestimmung deutet sich hier schon
an: Der Geist, der das Nein spricht — der einerseits die zu Triebhandlungen
naturnotwendigen Vorstellungen versagt —, stellt andererseits "den lauern-
den Trieben", wie Scheler sich ausdrückt, "idee- und wertangemessene Vor-
stellungen" wie Köder vor Augen, um die Triebimpulse so zu koordinieren,
daß sie das geistesgesetzte Willensprojekt in Wirklichkeit überführen - die-
ser Geist wird auf andere Weise mächtig. Die von ihm ausgehende Trieb-
regulation mündet in Machtgewinnung des Geistes: sie wirkt sich aus als

"inneres Freier- und Selbständigerwerden", das alle Personwerdung erst be-

gründet. Scheler glaubt mit dieser, wie er meint, realistischen Konstitu-
tionsbeschreibung des Menschen der "klassischen Theorie des Geistes" wi-
dersprochen zu haben, die als "gefährlicher Irrtum" die gesamte Philosophie
des Abendlandes beherrsche. Ihren Ursprung hat sie im griechischen Geist-
und Ideenbegriff: in der Lehre von der Selbstmacht der Idee, ihrer ur-
sprünglichen Kraft und Tätigkeit. In Wahrheit läßt sich jedoch an einer
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Macht und Geist

hübschen Illustration, die Platon in seinem Werk Leges, Die Gesetze, gibt,
zeigen, daß Platon die Rolle der Vernunft gegenüber den vernunftlosen Rat-
gebern im Menschen (die er als "Lust" und "Schmerz", als "Furcht" und
"Hoffnung" benennt) ähnlich wie Scheler sieht. Die Illustration ist ein fin-
gierter Marionettenmensch: "Wir wollen jedes von uns lebendigen Wesen
als eine wundervolle künstliche Marionette ansehen, von den Göttern ge-
schaffen — gleichviel ob zu ihrem Spielzeug oder im Ernst zu irgendwelchem
Zweck... So viel wissen wir, daß jene Gefühle in uns gleichsam Saiten oder
Schnüre sind, die innerlich an uns ziehen, — und weil sie selbst einander
entgegengesetzt sind, uns ... auch zu entgegengesetzten Handlungen hinrei-
ßen... Denn je nur einem der verschiedenen Züge ... müsse jedermann stets
folgen, nie von demselben ablassen, sondern allen anderen Saiten entgegen-
ziehen; und dies sei die Leistung der überlegenden Vernunft, welche golden
und heilig ist, das allgemeine Gesetz des Staates genannt. Die anderen Züge
sind hart und eisern; nur dieser ist von weichem Metall, weil er golden ist...
Da muß man aber dem schönsten Zuge, dem Zuge des Gesetzes, immer

nachhelfen. Denn die Vernunft ist zwar ein schönes Ding, aber sie ist sanft
und ohne Gewalt; deshalb bedarf ihre Leitung noch der Unterstützung, da-
mit in uns die goldene Art über die anderen Arten siegen kann."10 "Sanft
und ohne Gewalt" zeigt Vernunft also dasselbe Doppelantlitz von Hoheit und
Schwäche, das im Timaios noch deutlicher als Widerspruch auf verschie-
denartige Teile der menschlichen Seele zurückgeführt wird: der Nous, als
der göttliche Teil, ist im Haupt des Menschen lokalisiert, kann sich aber
den Begierden, die keinen Anteil am logos, also am Geiste, haben, nicht
verständlich machen und muß sich daher "des Mutartigen", d.h. des "gei-
stigen Willens" als Vermittler bedienen. Auch für Aristoteles gibt es ein
"Befehlen" des Geistes, ein Anraten und Vorstelligmachen, so daß man das
erste Resultat unserer anthropologischen Nachfrage nach dem Verhältnis
von Macht und Geist so formulieren kann: Der ohnmächtige Geist bewältigt
seine Ohnmacht gegenüber der Triebmacht durch Machtgewinn in einem
ganz anderen Sinn: durch Überlegen, das überlegen macht. Sein überlegen-
des Durchdenken macht ihn mächtig, weil es aus dem höheren Standort der
distanzierten Überschau und Vorausschau geschieht. Die angebliche Ohn-

macht des Geistes ist in Wahrheit eine Vor-Maoht, die Vormacht der Theo-
rie, der Schau, gegenüber der Praxis als handelndem Tätigsein, und sie ist
eine Macht, die um sich weiß.11

Versucht man nun dieses so schöne Modell einer Geist-beherrschten
menschlichen Konstitution an der gegenwärtigen Wirklichkeit zu messen —
oder besser diese Wirklichkeit an dem Maß-geblichen Modell — so scheint
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das Modell bis zur Lächerlichkeit seiner Irrealität überführt. Oder müssen
wir diese Irrealität vielleicht Idealität nennen? Ist dieser Abstand von Idee
und Realität, von Wesen und Wirklichkeit in einer anderen Dimension
grundgelegt: in der ontologischen Unterscheidung zweier Seinsregionen —
zweier Welten, wie Kant sagte: mundus sensibilis und mundus intelligibilis?
Und nimmt der Mensch nur auf unterschiedliche Weise an diesen Welten
teil: mit seinem Geist am machtlos-zeitlosen So-sein — mit seinem Drang am
zeitlichen, von Kräften und Spannungen prall gefülltem Dasein? Mit Dasein
und Sosein beschreibt Scheler die unterschiedlichen Zonen möglicher Zu-
wendung. Nur der Geist kann das Sosein vom Dasein abheben, — sich damit
lösen vom naturhaft-materialen Vordergrund und eintauchen in die We-
senswelt eines formgestalteten, lichtvollen Hintergrundes, der — wie auch
immer man die räumliche Metaphorik wählt: als Tiefe und Grund oder als
Überwelt und Ideenhimmel (hyperouranios topos) — jenseitig und diskontinu-
ierlich getrennt ist von der sinnlichen Welt der Erscheinung.

So sehr dies auch nach ältester, obsoleter Metaphysik klingen mag, so
gibt es doch von Platons Ideenlehre bis zu Husserls Phänomenologie und
Schelers Wesensschau zeitloser Werte jeweils nur andere Namen für diese
immer gleiche, immer neu gemachte rätselhafte Erfahrung des Menschen
von einer Welt zeitloser, unveränderlicher, immaterieller Strukturen von
universaler Gütligkeit; eine "vertikale Transzendenz", wie Camus es ein-
mal nannte, die aller empirischen Daten, die in der geschichtlichen Hori-
zontale zu sammeln sind, als einer zweitrangigen Wirklichkeit spottet. So
wie Platon im Höhlengleichnis seinen Pädagogen sich gewaltsam abwenden
läßt von den Schattengebilden der Höhlenwand, um im Aufstieg aus der
Höhle die Urbilder zu finden, die solche Schatten werfen, so läßt Kant am
blinden Seher Tiresias dieses rätselvolle Zugleichsein von Macht und Ohn-
macht sich zeigen: Seher ist er gerade, insofern er blind ist; denn die Blind-
heit der Augen für diese Welt macht ihn erst sehend für jene andere Welt.
Einen ähnlichen Widerspruch zwischen der Klarsicht des 'inneren Auges'
und der Blindheit der 'äußeren Augen' beschreibt Saint Exupery im "Klei-
nen Prinzen" mit den Worten: "Man sieht nur mit dem Herzen gut. Das We-
sentliche ist für die Augen unsichtbar."14

Das anthropologische Verhältnis von Macht und Geist als Kooperation
der beiden im Menschen angelegten Mächtigkeiten wird von den ontolo-
gisch-metaphysischen Konzepten also weit überboten; denn für den Geist
gibt es nun keinerlei Angewiesenheit mehr auf irgendeine Art von Drang,
Wirkmacht oder Realität: gerade im Ausklammern und Zurückhalten aller
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realität-setzenden Impulse, Begierden und Triebe kommt der Geist zu sich
selbst. Weder durch Sublimierung von Triebenergie, noch durch tapferes
Aushalten einer ihm auferlegten Feindschaft zum Drang kann ihm ein Wert
zuwachsen, den er nicht reiner und ungetrübter in sich selbst aufstrahlen
ließe.

Weil dieser Geist immer noch personaler Geist ist - nicht der absolute
Geist Hegels - kommt ihm aus dieser ontologisch-metaphysischen Sicht eine
neue Würde und Wesensmöglichkeit zu: in der Befreiung zum reinen We-
sen kann die Person erst zu ihrer wesentlichen Vollendung finden. Höchste
menschliche Möglichkeit ist es, in Zurückhaltung der wirklichkeitsetzenden
Akte die weltlichen Mächte außer Kraft zu setzen und in diesem machtlos-
Werden der Welt sich vom Leiden am Widerstand zu erlösen. In solchem
Freiwerden des Geistes von allem Betrieb (den die Technik, soweit sie es
kann, ihm abnehmen soll!) — im Freiwerden der Person vom Betrieb der Ge-
schichte, die sie letztlich nur mit Verlust ihres Wesens betreibt, so sieht es
Max Scheler — wird nun die Ohnmacht zur lösenden und damit erlösenden
Macht. Weil die wesenslose Welt den Geist nicht mehr angreifen kann,
streift der Person-gewordene Mensch deren Fessel wie ein Fremdartiges ab
und erlöst so den Geist aus der Gefangenschaft einer Realwelt, die ihn sich
selbst zu entfremden droht.

Ist das Erbauung an schönen Bildern? Oder haben diese kühn beschrie-
benen Erfahrungen des Denkens noch etwas mit unserer Erfahrung von
wirklichem Dasein, von wirklicher Welt zu tun? Um zu zeigen und zu be-
weisen, wieviel sie mit uns und unserer Erfahrung zu tun haben — wie
notwendig es ist, sich denkend dessen zu vergewissern —, muß ich abschlie-
ßend das ganze Bild der anthropologischen Konstitution und der onlolo-
gisch-metaphysischen Weltdeskription in Bewegung bringen, also es dyna-
misieren und historisieren, um endlich unsere alltägliche Wirklichkeit darin
wiederzuerkennen zu können. Der Schlüsselbegriff, den ich dabei benutze,
ist der Begriff der Kraft. Pflanze ich sie als Lebenskraft, als Vitalität der
menschlichen Grundkonstitution ein und nenne auch den Geist, wie Hum-

boldt es tut, eine "innere Geisteskraft"15, dann wird aus der anthropologi-
schen Konstitution eine Lebensgeschichte und aus der metaphysischen
Weltbeschreibung wird Weltgeschichte. Denn Kraft ist gerichtete Bewe-
gung, und als Konzentration von Kraft, als "Kraftpunkt", wie Leibniz die
Monade nannte, muß der Geist oder das Selbst nun als eine aktive tätige
Einheit gedacht werden, die das Gesetz ihrer Entfaltung in sich trägt: "Ge-
prägte Form, die lebend sich entwickelt.' Es war ein befreiender Gedan-
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ke, als Kierkegaard erkannte, daß der Mensch, bzw. seine ihn definierende
Grundkonstitution, nicht eine ruhige Ansammlung von Wesensbestimmun-
gen, sondern "kata dynamin", "der Möglichkeit nach" ist, d.h. auf dem Wege
zu sich selbst: "Ein Selbst ist ... in jedem Augenblick seines Seins im Wer-
den." Hundert Jahre später wird Jean-Paul Sartre diese Erkenntnis feiern
als existentialistischen Humanismus, der das Subjekt im ständigen Entwurf
sich selbst transzendieren läßt. Wirft man dieses aktivierte, dynamisierte
Subjekt in den geschichtlichen Fluß zurück, der zugleich der gesamtgesell-
schaftliche Prozeß ist, so tauchen nun alle bekannten Probleme auf, die das
Subjekt mit sich selbst und seiner Umwelt, seiner Lebenswelt, mit den Ma-
nipulationen hat, die ihm die herrschenden Mächte als Fremdbestimmung
antun. Diese in Zeit- und Weltgeschichte eingewobene Lebensgeschichte
jedes Einzelnen bringt das Problem Macht und Geist erst auf seinen Höhe-
punkt von Spannung, Reibung, Widerstand und Konflikt. Damit gerät das
bisher an einer verengten Wesensbestimmung des Menschen orientierte
Problem Macht und Geist in die weitere Dimension von Gesellschaft und Ge-

schichle, in die der Mensch nicht zufällig und der Fremdbestimmung
preisgegeben, hineingetaucht wird, sondern von Natur aus seinen Platz hat;
denn von einem neu begriffenen Wesen der Politik her, hat er eine politische
Natur.

Die neue Frage nach Macht oder Ohnmaeht richtet sich jetzt an ein Indi-
viduum, das in Gemeinschaft und Gesellschaft eingeschlossen, Macht als
politische Macht erfährt mit der Zumutung, sich ihr unter- und einzuordnen,
aber zugleich mit der Zumutung, sich als mündiger Staatsbürger urteilend,
stellungnehmend, moralisch verantwortlich der politischen Macht gegenüber
zu verhalten. Neben den Resultaten zeitgeschichtlicher Diagnose wie "Wer-
tewandel", neue "Rationalität", "Gesellschaftsgeschichte", möchte ich als
charakteristisches Moment unserer Weltzeitstunde eine fundamentale Poli-
tisierung beschreiben, die sowohl als anthropologische Erkenntnis einer
dem Menschen immer schon zugehörigen politischen Grundnatur auftritt:
ein "politisches Apriori" nennt es Helmuth Plessner, - als auch in einer
neuen Erscheinungsform dieser menschlichen Grundkonstitution, die von

neuem Verständnis "politischer Erziehung" und der dementsprechenden
Einrichtung politologischer Lehrstühle bis zu Bürgerinitiativen und politi-
scher Aktivität in Demonstrationen reicht und als Zeitzeichen einer auf-
kommenden politischen Mündigkeit unübersehbar ist. Plessner hat dem
Rechnung getragen mit der Grundlegung seiner "Politischen Anthropolo-
gie" , die das Machtproblem an seiner politischen Wurzel packt. Die oberste
Frage dieser politischen Anthropologie: "wie weit gehört Politik — der Kampf
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um Macht in den zwischenmenschlichen Beziehungen des einzelnen, der
Gruppen und Verbände, der Völker und Staaten - zum Wesen des Men-
schen, scheint nur von philosopischem, nicht von politischem Interesse zu
sein. Wer so denkt, vergißt, wie tief die Praxis von Theorie durchdrungen
sein muß, um ihre Entscheidungen treffen zu können."19

Mit dieser schlichten Klarstellung des Verhältnisses von Praxis und
Theorie sagt Plessner etwas für die Machtproblematik überaus Wichtiges;
denn auch hinter der scheinbar unschuldigen Beschlagnahme des Praxis-
Begriffs seitens der herrschenden Politik, verbirgt sich eine zumindest unre-
flektierte Arroganz der Macht. Indem man dem Wissenschaftler, also in die-
sem Fall dem Politischen Anthropologen, die Theorie überläßt und nur die
Praxis für sich reklamiert, vollzieht man eine verhängnisvolle Trennung von
Macht und Geist: die Politik wird dann zum geist-verlassenen Ressort der
praktisch Herrschenden und die Theorie zur Gelehrtenkammer der politisch
Machtlosen, denen man ihre Forschungsfreiheit im gewallfreien Raum noch
großmütig garantiert. Schon Kant hat in dieser Weise den "praktischen Poli-
tiker" beschrieben als einen, der "in großer Selbstgefälligkeit" auf den theo-
retischen Politiker "als einen Schulweisen" herabsieht; aber er hatte es noch
nötig, diese Verachtung sich als Schutz vor staatlicher Zensur zunutze zu
machen: "Der weltkundige Staatsmann", sagt er ironisierend im Vorwort sei-
ner Schrift "Zum ewigen Frieden", brauche "hinter seinen auf gut Glück ge-
wagten und öffentlich geäußerten Meinungen nicht Gefahr für den Staat zu
wittern."20

Politische Anthropologie also ist an der Zeit; denn "nach wie vor", meint
Plessner, "herrscht bei uns die Überzeugung, daß Politik eine Technik ist,
die von Exponenten irgendwelcher Machtgruppen gemacht werden muß, mit
den großen Dingen der Wissenschaft, Kunst, des Rechts und des Glaubens
aber nie in einem Atem genannt werden darf."21 Wesen und Wurzel des Po-
litischen zu begreifen, ist daher Desiderat einer am Machtproblem interes-
sierten Philosophie. Ein noch brisanteres Problem, an dem eine unmäßiges
"Mißverhältnis zwischen Macht und jeglichem Geist"22 deutlich wird, soll

den blitzlichtartigen Abschluß bilden. Es ist die Frage nach einer essentiel-
len oder akzidentiellen Ohnmacht des Geistes gegenüber der Realgeschich-
te. Das heißt: es ist die grundsätzliche Frage, wie der Geist sich zur
herrschenden Macht, wie die Theorie sich zur Praxis, wie die Wissenschaft
sich zum Staat und wie der Gedanke, die Idee, sich zur Geschichte verhält.
Sind nur die gegenwärtigen Zeitläufe, sind nur Diktaturen und autoritäres
Regime dem Geist, den Nachdenkenden, feindlich gesonnen, weil in Reali-
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sierung ihrer Gedanken Umsturz befürchtet wird? Ist in Wahrheit der Geist
das letztlich Welt-Bewegende? Und ist der offene Argwohn der politisch
Herrschenden gegen die Intellektuellen, die geheime Kontrolle der Schrift-
steller, Künstler und Philosophen, Ausdruck einer begründeten Angst, weil
die "Macht des Wortes", "Macht des Geistes", die Adorno mit Bezug auf
Kierkegaard "die Macht der Ohnmacht" nannte23, eine bedrohliche Gefahr
ist? "Der Gedanke will Tal, das Wort will Fleisch werden! Und wunderbar!

Der Mensch, wie der Gott der Bibel, braucht nur seinen Gedanken auszu-
sprechen, und es gestaltet sich die Welt. Die Welt ist die Signatur des Wor-
tes. Dieses merkt Euch, Ihr stolzen Männer der Tat. Ihr seid nichts als un-
bewußte Handlanger der Gedankenmänner, die oft in demütiger Stille Euch
all Eu'r Tun aufs Bestimmteste vorgezeichnet haben." So Heine im Zitat von
Plessner.24

Nicht "vorgezeichnet", aber vorentworfen haben die Künstler die Utopie
von morgen und leben zwischen "Elfenbeinturm und Barrikade" die enga-
gierteste, mutigste Konfrontation mit den beherrschenden Mächten. Nach-
denkliches Zeugnis dieses Kampfes gibt Siegfried Lenz mit seinem Buch
gleichen Titels, das nicht zufällig den Untertitel "Erfahrungen am Schreib-
tisch" trägt;25 denn die Parole "Die Phantasie an die Macht!" nimmt er zum
Anlaß eines letzlieh resignierten Kommentars. "Eine verlockende, eine
atemberaubende Forderung" nennt Lenz diesen Schlachtruf (der es mal war)
und fährt fort: "nicht Vernunft, nicht Gerechtigkeit, nicht Toleranz sollte
nach der Etablierung einer neuen Ordnung die Regierung übernehmen,
sondern die Phantasie... Eine Generation, durch Solidaritätsverlangen und
Lektüre zur Revolte gebracht, erschütterte oder stürzte die alten Autoritäten,
um an ihre Stelle einen Wert zu setzen, der als revolutionäre Valuta bis da-
hin noch nicht aufgetaucht war: Phantasie. Kein Zweifel, in ihrer Kühnheit
und in ihrer Problematik entsprach die Forderung 'Die Phantasie an die
Macht!' jenem bedenklichen Postulat Platos, den Thron der Herrscher für
Philosophen zu reservieren."26

Bestimmt sich Macht, wie Lenz es meint, durch Verfügungsgewalt über
Mittel, mit deren Hilfe ein Wille durchgesetzt werden kann, so ist speziell

die Macht des Schriftstellers "weder kalkulierbar noch im politischen Sinne
legitim. In jedem Fall hat sie nichts mit der Macht zu tun, die sich als frei-
willig akzeptierte, als geduldete oder erlittene Form der Herrschaft mani-
festiert."27
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Man müßte die ganze Problematik des ästhetischen Engagements ent-
wickeln, um den Argwohn der Mächtigen gegenüber der "engagierten Liter-
atur" zu begründen. Lassen Sie mich stattdessen zum Schluß noch einmal
die Frage aufwerfen, ob und, wenn ja, warum sich die Idee philosophisch
mattgesetzt hat angesichts der von Macht und Mächtigen besetzten Realität?
Ich kann nur noch meine dezidierte Stellungnahme dazu abgeben. Die weg-
en ihrer angeblich metaphysischen Leichtfüßigkeit von allen politischen
Praktikern, von Pragmatisten, Positivisten und den sog. Realisten gering-
schätzig verworfene Idee ist in Wahrheit der unveräußerlichste, unverletz-
lichste Bestand an immaterieller Struktur, der "harte Kern" einer uner-
schöpflichen Wirklichkeit; denn die Wirklichkeit ist komponiert aus Idee
und Realität, sie ist ihr unspaltbares Zugleichsein. Am Beispiel der Men-
schenrechte heißt mein Schlußsatz: Keine Macht der Welt kann das in den
Menschenrechten an den Tag gekommene Grundrecht des Menschen austrei-
ben oder vernichten. Die Menschenrechte - und so jede andere Idee, z.B.
frieden — treten mit dem Anspruch der Unveräußerlichkeit jedem Gewalt-
akt, jeder Willkür, jeder positivistischen Behauptung ihrer Ineffizienz, je-
dem historischen Versuch ihrer Relativierung souverän entgegen; sie blei-
ben unverletzt von jedwedem Gewaltakt ihrer praktischen Leugnung oder
vermeintlichen Widerlegung.

In dieser Unberührbarkeit der Ideen jedoch, in ihrer idealen Unverletz-
barkeit durch die himmelschreienden Fakten ihrer tausendfältigen realen
Verletzung, liegt gerade das Ärgernis. Wie können die Ideen von Freiheit,
Gleichheit, Gerechtigkeit und Menschenwürde, von Frieden und Humanität
noch glaubwürdig sein, wo jeden Tag in der entsetzlichsten Weise mit Folter
und Unterdrückung, mit Krieg und Grausamkeit, mit brutalsten Methoden
der Unmenschlichkeit ihnen hohnlachend widersprochen wird? Dennoch.
Es gibt ein untrügliches Zeichen für die Macht der Idee, für ihre gewaltlose
Kraft und unbesiegbare Würde: daß nämlich einzig im Namen der Idee, un-
ter Berufung auf sie, die rechtlosen Verstöße, die realen Zuwiderhandlun-
gen, angeklagt werden können. Die Idee ist der einzige Maßstab, den wir ha-
ben, um der Welt, wie sie ist, zu widersprechen - ihr eine Welt von morgen

entgegenzuhalten, auf deren Wahrheit und deren Recht wir uns mit absolu-
ter Sicherheit berufen können. Die "Macht und Ohnmacht", die überlegene
Macht der Idee, ist mit keinen Waffen der Welt zu besiegen. Die Stimme des
"Weltgewissens", wie man die Verkünder solcher Wahrheit, die "Wahrheits-
zeugen", nennt, ist mit keinem Verbot zum Schweigen zu bringen. Wenn
Helsinki, wenn "amnesty international", wenn die Proteste im Namen der
Menschenrechte nur eine Stimme unter anderen wären, dann müßten wir im
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unverbindlichen Pluralismus und seinen gleich-gültigen Wahrheiten unter-
gehen. Immer da aber, wo die Idee sich im Menschen inkarniert, wo Men-
schen sie zu ihrer Überzeugung machen und Zeugnis ablegen für die Idee,
da gewinnt der Geist eine unbesiegbare Macht. Da wird die Welt sich wan-
deln.
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Der Herr, der Knecht und die Plebs.
Hegel zwischen knechtischer Arbeit und
Massenarbeitslosigkeit

Alberto Burgio. The Master, the Slave and the Plebs: After analyzing (§ 1-4)
the structure ofthe Hegelian dialectics ofmaster and slave in the "Phenome-
nology" (together with parallels in other works of Hegel), the real historical
aspects ofthe problem are dicussed in § 5. Reßising to accept an existentialist
anthropological Interpretation (introduced by Kojeve), the examination ofthe
text in the perspective ofits historical connotations leads to an understanding
tvhich ist in accordance with the political meaning, Marx gave Hegel's meta-
phore in the "Parisian Manuscripts" (§ 6). Thus the master-slave-dialectics
reveals itselfas the fundamental pattern ofa history ofphilosophy, the mean-
ing of which can be revitalized by applying this pattern to recent movements
and changes in political reality (§ 7-9). Hegel's philosophy proves to be an
actual Instrument for conceiving the structures and processes of present-day
society (§ 10).

\

Das Ich erwirbt Selbstbewußtsein (die subjektive Gewißheit seiner selbst
wird "Wahrheit") durch die Negation des anderen, "das sich ihm als selb-
ständiges Leben darstellt." Das Selbstbewußtsein befriedigt sich "durch das
Aufheben dieses anderen (des Objekts) , das mithin nicht nur als selb-
ständige Realität, sondern auch insofern, als es fähig ist, in sich selbst die
Negierung seiner selbst zu verwirklichen, sich als notwendige Bedingung
für das Aufsteigen des Selbstbewußtseins enthüllt. Aber da das Objekt "die

Negation an sich selbst ist und darin zugleich selbständig ist, ist es Bewußt-
sein": "Das Selbstbewußtsein erreicht seine Befriedigung nur in einem ande-
ren Selbstbewußtsein", "es ist nur als ein Anerkanntes". Das Selbstbewußt-
sein taucht nur auf in der "gedoppelte[n]" Bewegung zweier Selbstbewußt-
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sein[e], die "[sich] anerkennen als gegenseitig sich anerkennend". Aber das
einzelne Selbstbewußtsein enthält diese "Verdoppelung" seiner selbst in ei-
ner radikal nicht-egalitären Perspektive, wo ein Extrem "das eine nur Aner-
kanntes, das andere nur Anerkennendes ist".

Jeder beansprucht, das einzige Objekt einer Anerkennung zu sein, die er
andererseits jedoch dem anderen verweigern will: Daraus muß notwendi-
gerweise ein Konflikt hervorgehen, der nach der unmittelbaren — totalen —
Negation des anderen strebt. "Das Verhältnis beider Selbstbewußtsein[e] ist
also so bestimmt, daß sie sich selbst und einander durch den Kampf auf Le-
ben und Tod bewähren". Aber nochmals: Nicht die einfache Negation des
anderen kann Anerkennung produzieren, sondern vielmehr nur seine an-
dauernde Selbständigkeit. Der Getötete würde reduziert auf ein "Ding", das
lediglich vorhanden ist, als solches fähig der reinen Indifferenz. Das Selbst-
bewußtsein erkennt somit an, "daß ihm das Leben so wesentlich als das rei-
ne Selbstbewußtsein ist", der Konflikt muß sich ein bestimmtes Ziel setzen:
nicht mehr den anderen zu zerstören, wohl aber ihn zu unterjochen, ihn zur
Anerkennung, zur ständigen Negation seiner selbst zu zwingen — ihn in die
Knechtschaft zu stoßen.

Über die Schicksale des Zusammenstoßes entscheidet die unterschiedli-
che Beziehung der Konkurrenten angesichts der einfachen Dinge des Le-
bens und angesichts des Lebens selbst, die Verfügungsfreiheit, auf
die einen zu verzichten und letzteres bis auf den Grund aufs Spiel zu setzen.
Es unterliegt und macht sich zum Knecht dasjenige Bewußtsein, das sich für
unfähig hält - und dadurch als unfähig offenbart -, sich von der "Dingheit"
zu lösen, das Bewußtsein, für das das "selbständige Sein" — das Leben — eine
"Kette [ist], von der er [der Knecht] im Kampfe nicht abstrahieren konnte".
Der andere ist nun dessen Herr. Und vermittels des Knechtes — dessen Ar-
beit - verfügt er dazu auch noch über die äußere Welt. Er ist reines Selbst-
bewußtsein, in seinem eigenen Bedürfnis befriedigt. Er verbraucht die Din-
ge, die der Knecht umformt, wobei er nur das Gewicht ihrer selbständigen
Existenz auf sich nimmt. Der eine arbeitet, verarbeitet und bereitet "das
Ding" zum Genüsse vor; der andere erntet die Früchte der Umformung, ge-

nießt, befriedigt seinen Appetit, "die reine negative Macht, der das Ding
nichts ist". Und doch nistet sich in diese Asymmetrie die Unsicherheit einer
Herrschaft ein, die man grenzenlos und nicht umstürzbar zu nennen geneigt
sein könnte.
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Die "gedoppelte" Bewegung "beider Selbstbewußtsein[e]" enthüllt sich als
ein eitles "unwesentliches Tun"; die gegenseitige Anerkennung als "ein ein-
seitiges und ungleiches Anerkennen". Wer, wenn nicht der Knecht, hat vor
sich - genötigt, es anzuerkennen — ein Bewußtsein, das wahrer Selbständig-
keit und wirksamer Anerkennung fähig ist? Quelle welcher Anerkennung
wird hingegen für den Herrn der Knecht sein, ein "unwesentliches Bewußt-
sein"? Eben die Arbeit und die "Zucht des Dienstes und Gehorsams" befrei-

en den Knecht aus einer scheinbaren Unmündigkeit. Die "absolute" Er-
fahrung der Lebensgefahr hat seinen Abschied von der äußeren Welt sank-
tioniert, hat seine Fähigkeit offenbart, "absolute Negativität" zu sein. Das ist
das "formierende Tun" der Arbeit: ein Negieren des Dings, das zugleich eine
Erhaltung desselben ist; ein "Außersichtreten" in die Welt - ins Element der
"Dinglich" - das zur gleichen Zeh bedeutet, sich wiederzufinden zwischen
Dingen, die dem Plan der eigenen Vernunft angepaßt sind; ein Unterjochen
des Objekts, indem man ihm eine "Form" aufprägt, die Gestalt eines freien
Willens ist; eine Herrschaft über das, was existiert, welche die Herrschafts-
funktion des Widerspruches bezeugt. Als Knecht entdeckt sich, überra-
schenderweise, der Herr, da die "Wahrhe.it" seines "selbständigefn] Bewußt-
seins" das "dienende Bewußtsein" ist; während indessen "in ihrer Vollbrin-
gung zum Gegenteile dessen werden [wird], was sie unmittelbar ist", und
nur es allein die "wahre Selbständigkeit" erlangt.

II

Keine Paraphrase, ebensowenig wie irgendeine Beschreibung, kann bean-
spruchen, objektiv zu sein. Die, die oben gegeben wurde, bringt mit sich ei-
ne Interpretation der Dialektik Knecht-Herr der Phänomenologie des Gei-
stes, es wäre kindisch, das abzustreiten. Um so mehr, als über diese höchst
berühmten Seilen — klassisch, wenn es je in der zeitgenössischen Philoso-
phie klassische Seiten gegeben hat - ganze Bibliotheken geschrieben wor-
den sind. Im höchsten Maße vereinfachend dreht sich die Diskussion von

jeher um ein Dilemma: ob die Dialektik Knecht-Herr ihren Zielpunkt findet
im Umsturz der respekliven Positionen und dabei — das ist das Wesentliche
— die Idee der historischen Notwendigkeit der Emanzipation des Knechtes
beschwören wird, oder ob im Gegenteil nichts von alledem in den Absichten
des Textes liegt, dem man einen ausschließlich anthropologischen und nicht
politischen Charakter zuweist. Eine Methoden- und zugleich eine Wertfrage,
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weil je nach der gewählten Lösung bei der Untersuchung der "historischen
Bezugspunkte" des vor Augen gestellten Dramas man nur auf die inneren
Bezüge zur Phänomenologie (und eventuell zu anderen Werken Hegels)
blicken wird oder aber andererseits in voller Freiheit und ohne Vermittlun-
gen auf die allgemeine historische Erfahrung.

Die Einstellung dessen, der die Idee "einer siegreichen Revolte des

Knechtes gegen seine Situation" als Frucht einfacher "Äquivokationen" und
"theoretischer Deformationen" ansieht, so als ob gleichsam "anstatt zwei ver-
schiedene Standpunkte zu bezeichnen" die Herrschaft und die Knechtschaft
"zwei verschiedene Momente der Sozialgeschichte ausdrücken",2 diese
Einstellung erregt immerhin nicht geringe, vielfache Bestürzung. Sie stellt
sich dar als Resultat der rigorosesten Lesung, die in höchstem Maße frei von
Vorurteilen ist: Das ist der Text, das und nichts anderes (so als ob der in
Frage stehende Text nicht schon an sich dicht besetzt mit Ambivalenzen wä-
re und auf einer Vielzahl von Registern gespielt würde). Nur muß man dann
Hegel die seltsame Situation zuschreiben von jemandem, der, überrascht
vom Gang seiner eigenen Argumentation, sich gezwungen sieht, in limine
den Kurs zu korrigieren, zu berichtigen, sich zu dementieren. Es wird nicht
abgestritten — und wie könnte man das auch — daß bis zu einem gewissen
Augenblick in der Dialektik Knecht-Herr es "scheinen" könnte, daß die
"Verherrlichung der produktiven Arbeit, ja sogar eines bürgerlichen (hand-
werklichen) Ethos im Gegensalz zu einem aristokratischen Ethos" Gestalt
annehme. Nur daß man dann der Ansicht ist, "auf der letzten Seite der Dar-
stellung" die Widerlegung eines solchen Anscheins wahrzunehmen. "Wie
um Äquivokationen vom Typ jener zu verhindern, die trotzdem so häufig un-
ter den Interpreten entstanden sind, in Wirklichkeit, um eine gewisse Rich-
tung zu korrigieren, die sein Argumentieren tatsächlich nach und nach ge-
nommen hatte", soll Hegel "in drastischer Weise" eingegriffen haben, "um
irrige Implikationen dieser Art zurückzuweisen, wobei er sich bemühte oder
sich die Illusion machte, die ganze bis dahin entwickelte Thematik in ihren
inneren Verknüpfungen neu auszubalancieren". Eine sonderbare Art vor-
zugehen (oder zu interpretieren): Wäre es nicht logischer gewesen - und
gewiß wirksamer - wirklich zurückzugehen, umzuschreiben, ins Geflecht

der Argumentation einzugreifen?

Was schreibt Hegel im Abschluß der Erzählung? Er bekräftigt die Not-
wendigkeit, zum Zweck der Erlangung von Selbsterkenntnis, daß die Arbeit
des Knechts sich genau unter Bedingungen wirklicher Subalternität voll-
zieht: "Es sind zu dieser Reflexion die beiden Momente der Furcht und des
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Dienstes überhaupt sowie des Bildens notwendig". Die Arbeit, die davon ab-
sieht, läuft Gefahr, sich in dem narzißistischen Wirken des selbstzufriede-
nen Künstlers aufzulösen; ohne in Rechnung zu stellen, daß nur die Tatsa-
che, die Erfahrung der "absolutefn] Furcht" vor dem Tode gemacht zu ha-
ben, den Knecht von der krankhaften (natürlichen) Anhänglichkeit an das
Leben befreien und sein Bewußtsein der Abhängigkeit vom "bestimmtefn]
Sein" entziehen kann. Aber das war schon im voraus gesagt. Gerade eben
die Tatsache, daß die Arbeit für den Herrn ist, macht letzteren zum Ziel der
Anerkennung des Knechts; die "Wahrheit" seines Bewußtseins und die
Grundlage für seine "wahre Selbständigkeit"; und gerade eben die Tatsache,
daß er sich dem Abgrunde des Todes sehr nahe gesehen hat, daß er "durch-
aus in sich selbst erzittert [hat]", hat im Bewußtsein des Knechtes jeden
Rest von Unmittelbarkeit aufgelöst und in diesem Bewußtsein das "absolute
Flüssigwerden alles Bestehens" bewirkt. Knechtschaft und Furcht sind ge-
wiß notwendige Momente, aber genau eben Momente, unausweichliche
Durchgänge, Durchgänge des Prozesses der Grundlegung eines selbständi-
gen Selbstbewußtseins, die dennoch dazu bestimmt sind, überwunden zu
werden. Daß Hegel stattdessen beabsichtigt, deren Unüberschreitbarkeit
und damit die Notwendigkeit zu beteuern, "fortzufahren, vom Herrn abzu-
hängen, ihm zu gehorchen und zu dienen" , das dürfte allem Anschein
nach nicht der Fall sein: um den Ausdruck dessen, der so interpretiert, auf-
zugreifen, könnte man sagen, daß von einer "Problematik dieses Typs" es
auf diesen Seiten genau genommen "nicht einen Schatten gibt".

IM

Es gibt auch keinen Schatten davon in den parallelen und aufschlußreichen
Passagen der anderen Werke, wo Hegel dasselbe Bild aufgreift und dessen
Sinn und paradigmatische Möglichkeiten erläutert. Die Enzyklopädie vor
allem, Zielpunkt einer über zwanzig Jahre währenden Reflexion. § 435:
"Dieser, der Knecht, aber arbeitet sich im Dienste des Herrn seinen Einzel-

und Eigenwillen ab, hebt die innere Unmittelbarkeit der Begierde auf und
macht in dieser Entäußerung und der Furcht des Herrn den Anfang der
Weisheit, - den Übergang zum allgemeinen Selbstbewußtsein." Und im Zu-
satz: "Demnach erhebt sich der Knecht über die selbstische Einzelheit sei-
nes natürlichen Willens und steht insofern, seinem Werte nach, höher als
der in seiner Selbstsucht befangene, im Knechte nur seinen unmittelbaren
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Willen anschauende, von einem unfreien Bewußtsein auf formelle Weise
anerkannte Herr. Jene Unterwerfung der Selbstsucht des Knechtes bildet
den Beginn der wahrhaften Freiheit des Menschen. Das Erzittern der Ein-
zelheil des Willens, das Gefühl der Nichtigkeit der Selbstsucht, die Ge-
wohnheit des Gehorsams ist ein notwendiges Moment in der Bildung jedes
Menschen." Der Beginn des Weges eines jeden einzelnen und eines jeden
Volkes zur Freiheit ist die Vernunft: danach folgt das "allgemeine Bewußt-
sein", "Form" - so fügt die Anmerkung zu § 436 bei - "des Bewußtseins der
Substanz jeder wesentlichen Geistigkeit, der Familie, des Vaterlandes, des
Staats".

Nicht anders hatte Hegel sich wenige Jahre nach Veröffentlichung der
Phänomenologie in der Philosophischen Propädeutik ausgedrückt. Es ge-
nügt, den Abschluß des Gedankenganges zu zitieren (§ 37 der "Bewußtseins-
lehre für die Mittelklasse" - 1809ff.): "Diese Entäußerung der Einzelheit
als Selbst ist das Moment, wodurch das Selbstbewußtsein den Übergang da-
zu macht, allgemeiner Wille zu sein, den Übergang zur positiven Freiheit."
Struktur der Argumentation , die der eines Fragmentes der Jenenser Philo-
sophie des Geistes analog ist. Dieses Fragment ist gleichzeitig mit den Sei-
ten, die wir hier diskutieren. Die Dialektik der Anerkennung gelangt bis zu
ihrem Ziel zum "absolute[n] Bewußtsein", der "absolutefn] Substanz" der
einzelnen Bewußtseine , die als solche "aufgehoben" und der "Totalität" des
"Volksgeist[es]" zurückgegeben werden: auch hier, hier mit größerer Be-
rechtigung, keine Ungleichheit, keine Unterwerfung, der es bestimmt wäre
fortzubestehen.5

IV

Die Betrachtung der "historischen Bezugspunkte" der Dialektik Knecht-
Herr führt nicht zu anderen Resultaten. Rudolf Haym, der große liberale
Kritiker Hegels, war der erste, der in den Seiten der Phänomenologie eine

Bezugnahme auf den "orientalischen Despotismus" fand, eine Sozialordnung,
die nach Kasten hierarchisierl ist und die das Prinzip der individuellen Per-
sönlichkeit nicht kennt. Im übrigen hatte Hegel selbst Andeutungen in die-
sem Sinne gegeben, und zwar bereits in einem Frankfurter Fragment, das
von Rosenkranz aufgegriffen wurde, danach in den Heidelberger Vorlesun-
gen über die Rechtsphilosophie. In der orientalischen Welt sind alle Indivi-
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duen Knechte — nach dem Buchstaben der Phänomenalegie - "zur Errich-
tung von ungeheuer großen Werken".6 Daß die orientalische Welt in den
Augen Hegels den Charakter des Statischen darbietet, daß sogar eben die
Tatsache, der Veränderung entzogen zu sein, sie zum ursprünglichen Mo-
ment der allgemeinen historischen Entwicklung macht, führt jedoch nicht
zur Unüberschreitbarkeit ihrer Formen, (und auch die Tatsache ihrer wech-
selseitigen Verbindung mit dem orientalischen Despotismus bezeugt nicht
den "ausschließlich anthropologischen", das heißt nicht historisch-poli-
tischen "Charakter" der Dialektik Knecht-Herr in der Phänomenologie).1

Wir sind noch am Ausgangspunkt. Moment bedeutet Glied einer Kette, Pha-
se, die dazu bestimmt ist, in den nachfolgenden Phasen "aufgehoben", über-
wunden und aufbewahrt zu werden. Die griechische und römische Welt und
dann die germanische Welt, Ort der zur Reife gelangten Modernität, würden
die Physiognomie, die sie charakterisiert, nicht darbieten, wenn sie nicht
ihrerseits weitere Momente eines einheitlichen Prozesses wären, der Ge-
schichte der menschlichen Freiheit, der gerade eben im Orient eingeleitet
wurde.

Wie kann man sagen, daß der Despotismus, die brutale Unterwerfung die
Anfänge der Geschichte des Menschen und seiner Freiheit darstellen? Die —
bejahende — Antwort ist von Hegel in zahllosen Abschnitten seines gesam-
ten Werkes betont worden, angefangen bei dem, was man abermals in der
Enzyklopädie hinsichtlich der Herr-Knecht-Dialektik liest: "Ohne diese den
Eigenwillen brechende Zucht erfahren zu haben, wird niemand frei, ver-
nünftig und zum Befehlen fähig".8 Daß Hegel hier genau das Joch des
Despoten im Sinne hat, bestätigt der Abschnitt, den die Synthese der
Weltgeschichte in der Rechtsphilosophie der orientalischen Welt widmet.
"Das Moment der noch substantiellen, natürlichen Geistigkeit in der Staats-
bildung" bezeichnet auf der Ebene der Form "in der Geschichte jedes Staa-
tes den absoluten Ausgangspunkt". Trotz seines inneren statischen Charak-
ters ist das für die orientalische Zivilisation typische despotische Regime
Ursprung der weltgeschichtlichen Bewegung (um Mißverständnissen vorzu-
beugen, fügt Hegel wenig weiter unten das hohe Lob eines Werkes ein, in

dem die These diskutiert wurde, wonach eben gerade der Orient - die Er-
fahrung der Form des patriarchalischen Kastenstaates — das Modell der hi-
storischen Anfänge eines jeden Volkes darstellt).9

Die Idee ist also die, die an einer anderen Stelle der Rechtsphilosophie
erläutert wird, an die zu erinnern berechtigt ist auch wegen der direkten Be-
zugnahme auf die Dialektik der Anerkennung, wie sie in der Phänomenolo-
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gie dargestellt wird:"... die Tapferkeit des formellen Kampfs des Anerken-
nens und der Rache" fällt "vor den Anfang der wirklichen Geschichte". In
diesem Sinne hatte Hegel die Erzählung vom Zwist zwischen Knecht und
Herrn mit der "Geschichte Robinsons und Freitags"11 verglichen — phanta-
stische Metapher für die Anfänge der gesellschaftlichen Interaktion. Aber
man muß auf der Hut sein, wenn Hegel mit einem strategischen Ausdruck
wie Geschichte hantiert. "Wirkliche Geschichte" bedeutet für Hegel Ge-
schichte der Freiheit, worunter er die fortschreitende Verwirklichung der
geistigen (rationalen) Dimension des Menschen versteht. Sofort evident ist
der polemische Charakter der genauen Punkt-für-Punkt-Darlegung, die
Absicht zu unterscheiden zwischen Freiheit und Ausdruck des natürlichen
Willens des Subjekts, der eine einfache Manifestation der individuellen
Willensfreiheit ist. Es ist für Hegel nicht ausreichend zu begehren und auch
nicht, das eigene Begehren zu befriedigen, um sich frei nennen zu können:
andernfalls wäre auch die Sklaverei mit der Freiheit kompatibel in Anbe-
tracht dessen, daß nichts die Verwirklichung der eigenen Begierden mehr
erleichtert als die Verfügung über einen Sklaven. Unter Freiheit versteht
Hegel aber die Manifestation des vernünftigen Willens, die Setzung und
Verfolgung universeller Ziele, und das bringt mit sich, daß sich die ethische
(politische) Dimension der kollektiven Erfahrung behauptet, die Institution
des Staates als "natürliches" Terrain für eine solche Erfahrung. "Wirkliche
Geschichte" ist für Hegel gleichbedeutend mit Geschichte der Freiheit, und
diese ist gleichbedeutend mit der Geschichte des politischen Geschehens
der Gemeinschaften, mit der Geschichte des Staates (als Begriff) und der
Staaten (als der konkreten historischen Individualitäten).

Es handelt sich nicht darum, allzu deduktiv zu arbeiten. Hegel bekräftigt
in klaren Buchstaben, daß "die Idee der Freiheit wahrhaft nur als der Staat
ist"; und es ist gewiß kein Zufall, daß diese Bekräftigung bei Gelegenheit
einer anderen Bezugnahme auf den "Kampf des Anerkennens" und auf das
"Verhältnis der Herrcnschaft und der Knechtschaft" fällt, Manifestationen
des "nur erst unmittelbaren Bewußtseins der Freiheit".12 Der Kampf um die
Unterwerfung des anderen und seine Versetzung in die Knechtschaft ver-
weisen auf einen archaischen Begriff vom Menschen und von seiner Frei-

heit, der der Erlangung eines wirklich universellen Standpunktes voraus-
geht. In diesem Sinne fallen sie "vor den Anfang der wirklichen Geschich-
te". Aber gerade das bedeutet, wenn man genau hinsieht, daß sie nicht nur
ein einziges Ereignis darstellen, das ein für allemal in der Morgendämme-
rung des menschlichen Geschehens eingetreten ist. Die Geschichte der
Freiheit ist ein langsamer, mühsamer Prozeß, nicht frei von Stürzen und
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Verlusten, von Rückschritten und Widersprüchen. Nicht überall im glei-
chen Augenblick hat sich das Bewußtsein von der objektiven Freiheit des
Menschen durchgesetzt, und es genügt auch nicht, daß es in einer Gegend
der Welt errungen wurde, daß anderswo neue Verletzungen der unveräußer-
lichen Rechte der Person erspart bleiben, andere Kriege und andere Kon-
flikte, andere Episoden "in Beziehung auf einen bestimmten Gehalt" des
Kampfs des Anerkennens.13 Dieser Kampf wird nicht zu den Akten gelegt,

weil er zu einem gewissen Augenblick in einer bestimmten Gegend der Welt
zur Beziehung der Unterwerfung und dann zur Befreiung des Knechts Anlaß
gegeben hat; er kehrt immer von neuem auf die Tagesordnung zurück, und
er ist dazu bestimmt, aktuell zu bleiben, bis die ganze Menschheit das Be-
wußtsein der eigenen Freiheit erlangt hat - bis das universale Drama der
Eroberung des Selbstbewußtseins sich vollendet hat.

Wenn Hegel in der Anmerkung zum § 433 der Enzyklopädie das bietet,
was als authentische Interpretation der Dialektik von Herrschaft und

Knechtschaft angesehen werden kann, so ist die Idee, die Gestalt anzuneh-
men scheint, folgende: "Der Kampf des Anerkennens und die Unterwerfung
unter einen Herrn ist die Erscheinung, aus welcher das Zusammenleben der
Menschen, als ein Beginnen der Staaten, hervorgegangen ist" . Der Staa-
ten, ein bedeutsamer Plural. Gewiß, es ist wahr, daß Hegel an den orientali-
schen Despotismus, Prototyp einer "natürlichen" (nicht "vernünftigen") Or-
ganisation der Gesellschaft denkt. Es ist aber nicht wahr, daß er nur an die-
sen denkt. Er denkt in allgemeiner Weise an die Wechselfälle der Geschich-
te, in denen sich der "Übergang von der Natürlichkeit der Menschen zum
wahrhaft sittlichen Zustande" vollzieht.15 Deshalb schreibt er: "um frei zu
werden, um die Fähigkeit zur Selbstregierung zu erlangen, haben ... alle
Völker erst durch die strenge Zucht der Unterwürfigkeit unter einen Herrn
hindurchgehen müssen" und gibt das "Beispiel" der Tyrannis des Peisistra-
tos über Athen und der Regierung der römischen Könige. Unzweideutige
Worte, die ebenso die Beweisführung dessen stützen, der in der Dialektik
Knecht-Herr eine besondere Ausführung des Unterwerfungsvcrtrages er-
kennt, die einer bestimmten kontraktualistischen Tradition lieb ist, wie

auch die Interpretationen dessen, der dort, in Symbole übertragen, die "con-

ditions generales de Yexistence humaine" ("allgemeinen Bedingungen der
menschlichen Existenz") wahrnimmt, eben die eigentliche Begründung der
Geschichtlichkeit.18 Vor allem aber Worte, die jenseits allen vernünftigen
Zweifels das idealtypische Statut einer Erzählung bestätigen, in der das ent-

scheidende Moment der Geschichte jeglicher menschlichen Gemeinschaft
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erfaßt wird, das Moment des Anfangs des Prozesses der Befreiung der Arbeit
von ihrer knechtischen Unterwerfung.

Aber in der Dialektik Knecht-Herr der Phänomenologie des Geistes wird
nicht allein die Vergangenheit auf den Plan gerufen, sondern auch die Ge-
genwart. Die Metapher bewirkt Wissen, befördert die Erkenntnis der Wirk-
lichkeit im Maße ihrer Nähe zum Zustand der existierenden Dinge. Man
denkt an erster Stelle natürlich an die Kolonien der Neuen Welt, auf die
sich zu beziehen Hegel nicht versäumt. "Oft in Westindien haben sich die
Neger empört..."19 Der Reichtum der europäischen Nationen stammt her
vom Genozid der Indios, von der Massendeportation von Schwarzen, von der
Ausbeutung hunderttausender Sklaven in den Plantagen und in den Berg-
werken. Wenn auch nach tausendfacher Verzögerung, sind sich die Intellek-
tuellen der Kolonialmächte nach und nach des Skandals bewußt geworden.
Die am meisten Fortgeschrittenen unter ihnen, in Frankreich vor allem, ha-
ben dessen Enormität aufgezeigt, die geeignet war, selbst den Kampf für die
politische Emanzipation zu diskreditieren, der von der europäischen Bour-
geoisie im Namen der "natürlichen Rechte der Menschen" geführt wurde.
Maupertius, Diderot, Condorcet der Abbe Gre'goire, selbst Montesquieu; und
es hat auch nicht der gefehlt, der sich die Rache der Sklaven vorstellte, eine
"Umkehrung" der Positionen, die der auf Hegels Seiten ähnlich ist. Mercier,
Garat, Marivaux, Raynal: letzterer gelangte, vor allen anderen, (doch sein
Eingreifen ist mit aller Wahrscheinlichkeil Diderot zu verdanken) dazu, die
"revolulion" heraufzubeschwören, die schließlich zur Verkündung eines Code
blanc führen wird, Wiedervergcltung für den infamen Code noir, der
"schrecklich", weil vom "Recht der Repressalien" diktiert ist.2 Und im üb-
rigen war die Idee einer "Umkehrung" auch für das sechzehnte Jahrhundert
nicht neu angesichts der Tatsache, daß sie bereits eine der Inkunabeln der
gesamten Literatur über die Neue Welt inspirierte, den bewundernswürdi-

gen und höchst einflußreichen Essai, den Montaigne der Rehabilitierung
der so sehr schlecht behandelten Cannibales gewidmet hatte, nicht mehr in
Wirklichkeit "sauvages" ("Wilde") insofern sie die Früchte der Natur sind,
während "ä la verile, ce sont ceux que nous avons alterez par nostre artifice
et d6tournez de l'ordre commun, que nous devrions appeller plutöt sauva-
ges" (in Wirklichkeit sind es die, die wir durch unsere Künstlichkeit verän-
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dert und von der allgemeinen Ordnung abgebracht haben, die wir vielmehr
Wilde nennen müßten).21

Aber die Sklaverei war nicht ein Vorrecht der Kolonien allein. Wirklich
nicht über Randerscheinungen argumentierten die Juristen und die Politik-
schriftsteller, die sich in der Diskussion um deren Legitimität in Europa
aufgrund des Rechtes der Eroberung, des Straf- oder Schuldrechts engagier-
ten. Und wenn die metaphorische Dimension stark ist in der berühmten At-
tacke des Contrat social — "L'homme est ne libre, et partout il est dans les
fers. Tel se croit le maitre des autres, qui ne laisse pas d'fitre plus esclave
qu'eux" (Der Mensch ist frei geboren, und überall liegt er in Ketten. Der
hält sich für den Herrn der anderen, der nicht aufhört, mehr Sklave zu sein
als sie); (aber dasselbe könnte man gewiß nicht von der Klassenkampfepi-
sode in der unvollendeten Fortsetzung des Emile sagen, wo die Hauptfigur
die Revolte der eigenen Sklavengenossen gegen die unerträglichen Arbeits-
bedingungen organisiert) —, doch es liegt bei Ilobbes oder Locke keine
verschlüsselte Sprechweise zum Thema Sklaverei und Vertragsknechtschaft
vor. Im Deutschland Hegels sind Hörigkeit und Schollendienstbarkeit, we-
nigstens formell, im Verschwinden begriffen; und genau während die Phä-
nomenologie des Geistes ans Licht tritt, ergeht in Preußen Steins Edikt, das
die Erbuntertänigkeit abschafft.23 Und dennoch ist die wirkliche Lage der
Bauern nicht lief verschieden von denen der an die Scholle Gebundenen
und der Sklaven selbst. Hegel vielmehr zögert nicht, sie einander anzunä-
hern. Noch in der Rechtsphilosophie zählt er unter den Beispielen für Ver-
letzung der "substantiellen Bestimmungen" der Person die "Unfähigkeit, Ei-
gentum zu besitzen" und sogar die "Unfreiheit desselben", wobei er sub-
stantiell den Vergleich zieht zwischen Sklavenstand und Bindung an die
Scholle (paradigmatische Formen von "Entäußerung der Persönlichkeit")
und der Arbeit, die den feudalen Lasten allein unterworfen ist, die im größe-
ren Teil des Landes fortbestehen.25

Das ist keine verdrehte Interpretation, die von polemischen Absichten
diktiert wäre. Wenn Fichte die Notwendigkeit bekräftigt, daß der, der arbei-

tet, nicht wie ein Tier behandelt wird, so macht Schleiermacher kein Ge-
heimnis aus der Tatsache, daß die Lage der "Tagelöhner" in Wirklichkeit
angrenzt an die von einem "Lasttier". Aber wie es oft geschieht, sind es die
Seiten dessen, der den Status quo verteidigt, die unfreiwillig die unbarmher-
zigste Beschreibung der Wirklichkeit liefern. Noch gegen Ende des Jahr-
hunderts wird Treitschke die wundertätigen Wirkungen jener Leibesstrafen
feiern, in denen Hegel eine "Verletzung des Körpers" anprangert, die sehr
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viel schwerer wiegt als irgendeine Verletzung des Eigentums; und Nietzsche
seinerseits denkt über die Arbeitsbedingungen in den Fabriken nach und
wird nicht zaudern, mit dem Schicksal eines "Sklavenstandfes]" das des mo-
dernen Proletariats zu identifizieren, in dessen Opfer er die wesentliche Be-
dingung für eben das Vorhandensein der Zivilisation sieht.26

Es sind nicht die Archive des Gedächtnisses die ausschließliche Quelle
für den Verfasser der Phänomenologie, und es ihm auch nicht die Einstel-
lung des Historikers zu eigen, der von seiner Programmatik her der eigenen
Zeit gegenüber gleichgültig ist. Von Knechten und Herren zu sprechen und
sich deren Konflikte vorzustellen, bedeutet nicht, sich der Erforschung ei-
ner fernen Vergangenheit zuzuwenden, und noch viel weniger, seine Phan-
tasie spielen zu lassen. Es sind recht lebendige Gestalten, die hier aufgeru-
fen werden, sich in einem Kampf ohne Netz entgegenzutreten, Leben und
Freiheit aufs Spiel zu setzen, entschlossen, sich selbst zu erhalten und ihre
eigenen Rechte zu behaupten.

VI

Daß ohne Heidegger und dessen ganz neues Werk Sein und Zeit niemand
die Phänomenologie. des Geistes verstanden halte - das ist die einflußreiche
Meinung, die Alexandre Kojeve in den berühmten Kursen an der Ecole des
Hautes-Etudes leitet und in denen die Dialektik Knecht-Herr nichts weni-
ger als eine "valeur anthropogene" (anthropogene Bedeutung) annimmt. Das
Bewußtsein seines Schicksals, sterblich zu sein, offenbart dem Menschen
seine Wahrheit des "individu libre historique" (freien historischen Individu-
ums); die Idee von der "Fähigkeit des Todes" bewirkt, sie ganz allein, die
"existence vraiment humaine" (wahrhaft menschliche Existenz), eine Exi-
stenz, die in sich selbst nichts anderes ist als "une mort consciente de soi"
(ein seiner selbst bewußter Tod).27 Das ist eine gewichtige Meinung und,
wie man weiß, bleibt sie nicht ohne Auswirkungen: Sartre, Hyppolite, Mer-

leau-Ponty, Aron, Bataille u.a. greifen sie auf. Aber Meinung wie Meinung;
es ist legitim, ihr nicht zuzustimmen, und das um so mehr, als eine anders
orientierte Interpretationstradition besteht, die gerade auf die Funktion kon-
zentriert ist, die bei der dialektischen Umkehrung der Positionen des Herrn

und des Knechts jenes "formierende Tun" des Knechts hat, und die in der
existentialistischen Lektüre jegliche Bedeutung verliert.
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Marx legt in seinen Ökonomisch-philosophische Manuskripten (Kritik der
Hegeischen Dialektik und Philosophie überhaupt) offen: "insofern sie [die
Phänomenologie, d.V.] die Entfremdung des Menschen - wenn auch der
Mensch nur in der Gestalt des Geistes erscheint — festhält, liegen in ihr alle
Elemente der Kritik verborgen und oft schon in einer weit den Hegeischen
Standpunkt überragenden Weise vorbereitet und ausgearbeitet.

Das Große an der Hegeischen "Phänomenologie" und ihrem Endresultate
- der Dialektik der Negativität als dem bewegenden und erzeugenden Prin-
zip — ist also einmal, daß Hegel die Selbsterzeugung des Menschen als ei-
nen Prozeß faßt, die Vergegenständlichung als Entgegenständlichung, als
Entäußerung und als Aufhebung dieser Entäußerung; daß er also das We-
sen der Arbeit faßt und den gegenständlichen Menschen, wahren, weil wirk-
lichen Menschen, als Resultat seiner eignen Arbeit begreift. Hegel steht auf
dem Standpunkt der modernen Nationalökonomen. Er erfaßt die Arbeit als
das Wesen, als das sich bewährende Wesen des Menschen."28 Diejenigen,
die diese Beobachtungen aufnehmen - Marcuse und Lukacs, aber auch
Hartmann, der Marx jedoch nicht zitiert —, haben in der Substanz das We-
sentliche bestätigt. Im "Kampf des 'edelmütigen und niederträchtigen Be-
wußtseins'"29 liegt "die allgemeine Grundlage einer Philosophie der Ar-
beit", die auf der Bejahung des bildenden Wertes der produktiven Aktivität3

aufbaut, auf der Vorstellung, daß der Mensch ein solcher wird durch die
eigene Arbeit, "großer Weg der Menschenentwicklung"3 zu "the crealion of
a reasonable social order".32

Niemand verkennt den Nachdruck, den Hegel auf die Gewalt legt, die der
Arbeit des Knechtes innewohnt, ein Thema, das dafür zu sehr in seiner gan-
zen Reflexion evident ist; von der Jenenser Philosophie des Geistes, in den
Seiten über das Maschinenwesen, bis zur Rechtsphilosophie, wo die Verherr-
lichung des ökonomischen Fortschritts davon begleitet wird, daß dessen
verderbte Auswirkungen Punkt für Punkt aufgezeigt werden, zuallererst die
"Abstumpfung" der "Fabrikarbeiter", die reduziert sind zum reinen Instru-
ment in der Kette der "vereinzelt[enj Arbeit".33 Um so mehr springt der an-

dere Aspekt der Argumentation ins Auge. Eben weil sie Begrenzung, Fessel,

Disziplin, ja sogar Gewalt ist, ist die Arbeit schöpferisch, formt sie das Ob-
jekt, durchdringt sie die Wirklichkeit mit Vernunft und verleiht dem Men-
schen Würde und Freiheit. Gerade insoweit sie ein Wagnis ist, ein schroffer
Konflikt mit dem anderen - mit dem Ding und mit dem Herrn - führt die

Arbeit des Knechts zur Befreiung, zur Herrschaft über sich selbst und über
die äußere Welt und schließlich zum Umsturz der "Ungleichheit", die den

39



Alberto Burgio

Knecht als solchen etabliert hatte. Eine harte und nicht gefällige, aber un-
zweideutige Argumentation, die zweigen wird, daß Nietzsche richtig gesehen
hat, wenn er Hegel unter die "Arbeiter der Philosophie"34 einreiht (das
könnte man indessen nicht von so vielen Lesern sagen, die im Übermaß
darum besorgt sind, zu "historisieren", um die konkrete historische Bedeu-
tung einer Theorie verstehen zu können). Redeweise, die verständlicherwei-
se selten vom Glück begünstigt worden ist innerhalb einer Kultur, die seit
ihren Ursprüngen von der herrschaftlichen Verachtung der materiellen Ar-
beit beherrscht ist. Es ist nicht nötig, zu Locke und Burke zurückzugehen.
Constant genügt, um viel von uns selbst zu verstehen, von einer Art, das Le-
ben aufzufassen und unseresgleichen zu bewerten, die noch sehr nahe bei
Aristoteles steht und die danach verlangt, in der modernen Stadt die funda-
mentale Spaltung jener antiken Stadt zu erneuern: die Sklaven auf der einen
Seite, die mit der materiellen Produktion beauftragt sind (denen, um Hegel
wieder aufzugreifen, die Herren "die Seite der Selbständigkeit" des Dinges
"überlassen" haben, um sie zu bearbeiten) , die Freien auf der anderen

Seite, die allein Menschen im vollen Sinne des Ausdrucks sind, begabt mit
Eigentum, mithin Monopolisten der "amour de l'ordre, de la justice et de la
conservation" (der Ordnungsliebe, der Gerechtigkeit und der Erhaltung)36,
der Vernunft und der Kultur fähig und mithin legitimiert zur autokratischen
Herrschaft über die Gemeinschaft.

VII

Ein allgemeines Mißtrauen umgibt die "Geschichtsphilosophie" und eine
allgemeine Irritation: sich anzumaßen, den Sinn und die grundlegende Lo-
gik der menschlichen Geschichte verstanden zu haben bis zu dem Punkt,
woraus eine Moral zu ziehen ist und zu allem Überfluß im voraus ihre Wege
zu erkennen sind! Aber es ist nicht wahr, daß jede Vorausschau eine Frucht
von eitler Anmaßung ist und daß mit jeder Vorwegnahme von der Sache her
zwangsläufig ein deterministisches Schema einhergeht; und dann ist es auch

nicht so selbstverständlich, daß man ohne das Bild irgendeines zusammen-
hängenden Sinnes des kollektiven Geschehens ohnehin auskommen kann,
es sei denn, man verzichte darauf, in der Welt einer Welt, das heißt einer in
gewisser Weise geordneten, strukturierten Gesamtheit gewahr zu werden.
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Die Geschichtsphilosophie Hegels, verrufen, verworfen: ein Käfig, die
Geschichte darin einzusperren, Schwanengesang einer am anthropozentri-
schen Hochmut erkrankten Kultur. Man möchte sagen und dabei Hegel ge-
gen Hegel verwenden, daß das, was danach gekommen ist (und seinen Gip-
felpunkt in der heutigen Identität von Philosophie und Rhetorik gefunden
haben dürfte) nichts anderes ist als die "bestimmte Negation" eines All-
mächtigkeitsdeliriums, das sich als Argumentation von Vernunft verkleidet

Hat. Löwith hat das im Grunde nahegelegt. Aber warum soll man die Gegner
nicht ernst nehmen, anstatt sie zu dämonisieren? Genügt nicht, um eine ra-
dikale Fremdheit gegenüber dem Determinismus festzustellen, die berühmte
(berühmt insofern als falsch verstanden) "Eule der Minerva"? Müßte es
nicht genügen, über die Tatsache nachzudenken, daß über die Qualität ei-
ner Voraussage die Gesamtheit der in Betracht gezogenen Variablen ent-
scheidet, und daß es keine Spur von Determinismus geben kann, wo die
ganze Argumentation sich von der Voraussetzung der Freiheit des Menschen
aus bewegt — Freiheit, die notwendig ist, weil seiner "materiellen Konstitu-
tion" innewohnend, aber deswegen nicht weniger Freiheit, nicht weniger
Öffnung zum Möglichen, zum Unvorhergesehenen, zum Neuen?

Hier ist die Linke — schon die hegelsche Linke — auf vielfache Weise
sehr im Unrecht. In einem gewissen Maße im Unrecht ist Marx selbst, der
nicht unempfänglich ist gegenüber jener positivistischen Kultur, die sie
nun wirklich, blind gegenüber ihrem eigenen mechanischen Determinismus
war, der sich in wissenschaftliche Objektivität gekleidet hatte und den man
deshalb um so mehr friedlich über sich ergehen ließ. Es gibt einen klassi-
schen Text, der geschrieben wurde in der Glut eines entscheidenden Augen-
blicks der Geschichte der Moderne. Es ist gut, ihn in dieser Hinsicht wieder
zu lesen. Im Dezember 1917 veröffentlicht Gramsci im "Avanti!" La rivolu-
zione contra il "Capitale" (Die Revolution gegen das "Kapital"). Es ist eine
erbarmungslose Abrechnung — in gewisser Weise die offizielle Eröffnung
der Feindseligkeiten, die von da aus in ein paar Jahren zur Spaltung von Li-
vorno geführt haben dürften, um dann innerhalb der Kommunistischen Par-
tei Bordiga und die "Linke" aufs Korn zu nehmen.

Unter Beihilfe der "positivistischen und naturalistischen Verkrustungen",
die den Gedanken des Autors "verunreinigt" hatten, war das Kapital "das
Buch der Bourgeois" geworden, ein Verzögerungsfaktor, die theoretische Ba-
sis einer kontrarevolutionären Neigung zum schrittweisen Vorgehen. Man
hätte im Sinne seiner Verehrer "abwarten" müssen, daß "in Rußland sich ei-
ne Bourgeoisie bildete, eine Zivilisation westlichen Typs ihren Anfang näh-
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me, bevor das Proletariat an seine Erhebung, an seine Klassenforderungen,
an seine Revolution auch nur hätte denken können." Eine Hypothese über
den historischen Prozeß, die dem Studium der Vergangenheit entnommen
war, war zum Dogma geworden, und man maßte sich an, sie nun gegen den
historischen Prozeß zu wenden, der den akzeptierten Schemata nicht ge-
horchte. Eine Voraussage hatte sich zur Sicherheit erhoben. Aber Marx hat
"das Vorhersehbare vorhergesehen. Er konnte den europäischen Krieg nicht
vorhersehen" und auch, noch viel weniger, dessen Dauer und seine Auswir-
kungen. Der Krieg hat alles verändert; er hat die unmittelbare Bildung eines
"kollektiven Volkswillens" gefördert, der unter normalen Bedingungen nicht
entstanden wäre, es sei denn am Ende von Jahrzehnten langsamer gesell-
schaftlicher Entwicklung; dieser Krieg hat einen qualitativen Sprung ausge-
löst, einen von diesen Sprüngen, die Hegel und Lenin so lieb und teuer wa-
ren. Der Krieg hat das Bild umgestürzt und die "eisernen Maßstäbe des hi-
storischen Materialismus" unbrauchbar gemacht.

Gramsci ist jung im Augenblick, in dem er diese Zeilen schreibt, kommt
frisch aus seinen Studien. Aber von den Standpunkten, die er dort behaup-
tet, wird er sich nie entfernen, er wird sie vielmehr radikalisieren, nach und
nach in dem Ma(3e, wie "Vorhersage", "Vorwegnahme", "historische Notwen-
digkeit" zu zentralen Themen seiner Forschung werden. Bis zur letzten Notiz
in den Quaderni (Heften) wird Hegel der obligatorische Gesprächspartner
bleiben, das Gegenmittel gegen die Vereinfachungen des Ökonomismus. Wo
Marx als Beute des Fetischismus der "rohen" ökonomischen Fakten er-
scheint, da ist es nötig, zu dem Denken zurückzukehren, das für ihn die
Quelle war und für das "der größte Geschichtsfaktor" die "Gesellschaften
der Menschen" sind, die "die ökonomischen Fakten verstehen und sie beur-
teilen und sie ihrem Willen anpassen": zu einem Denken, das, wenn es eine
historische Entwicklungshypothese entwirft, niemals vom erneuernden Ein-
griff der Freiheit absieht, sondern vielmehr dieser die Aufgabe anvertraut,
den bestehenden Zustand der Dinge umzustürzen.

VIII

Hegel trägt eine Erzählung vor, die zwei Jahrhunderte Geschichte zusam-
menfaßt, das Aufkommen von Bewegungen, die eine zerstreute Arbeitskraft
organisieren und ihr "Selbstbewußtsein" und Identität verleihen und deren
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revolutionäre Aktion fördern. Daß in den Seiten der Phänomenologie des
Geistes die Tradition der Arbeiterbewegung eine Quelle erkannt hat, über-
rascht nicht. Aber das erscheint heute als eine vergangene und schon weit
zurückliegende Geschichte. Der Knecht steht zum Herrn im Gegensatz, er
bearbeitet das Ding und erwirbt in der Arbeit Bewußtsein seiner selbst, sei-
ner eigenen Selbständigkeit, seiner eigenen Macht. Die Arbeit ist der An-
gelpunkt für die Umkehrung der erworbenen Positionen, das Terrain, auf
dem sich das revolutionäre Subjekt, die Klasse herausbildet: Ist nicht heute
in Europa und auf der ganzen nördlichen Welt eben die Arbeit das erste
Gut, das verweigert wird? Alles ist ins Wanken gekommen. Die Arbeiter-
identität verdunkelt sich, und mit ihr scheint jede antagonistische Berufung,
alle revolutionäre Wirkungskraft zu schwinden. Nicht daß die Phänomeno-
logie dadurch als widerlegt erschiene, im Gegenteil. Das Kapital scheint de-
ren Lektion gründlich verslanden zu haben: Arbeit verweigern, um der Ar-
beit Anerkennung und Selbständigkeit zu verweigern und so an der Wurzel
das Risiko von "Umkehrungcn" zu vermeiden. Aber die gelernte Lektion,
könnte man sagen, hat eben dadurch, daß sie gelernt worden ist, alle Gül-
tigkeit erschöpft. Vorweggenommen könnte der Konflikt als für immer gelöst
erscheinen zugunsten eines Herrn, der endlich fähig ist, sich in vollem Um-
fange selbst zu genügen.

Das dürfte in der Tat, wie es scheint, das Bild hier und jetzt sein. Jeder
neue Sehlag gegen die Produktionsstruktur bestätigt seine Kohärenz. Ent-
industrialisierung, Tcrtiarisierung der Wirtschaft, zunehmendes Übergewicht
der Finanzierungsfunktion des Kapitals auf der einen Seite; Roboterisicrung
und Vertreibung der lebenden Arbeit auf der anderen. Das geschieht auf
diese Weise nicht auf dem gesamten Planeten. Das Problem hat sich nur
verschoben. Die Arbeit wechselt gleichzeitig Formen und Orte: Sie wandert
hin zur Peripherie, und das nicht wegen der geographischen Lage, sondern
in Beziehung auf die Kräfteverhältnisse zwischen den Gegenden und den
Völkern der Erde. Es ist das, was übrigens seit einem halben Jahrtausend
bis zur Gegenwart geschieht. Arbeitsteilung bedeutet verschiedene (wenn-
gleich eng miteinander verbundene) Dinge, je nachdem, ob man die innere
Szene der Nationen betrachtet oder hingegen das allgemeine Feld der Welt-
wirtschaft. Seit der Eroberung der beiden Amerika war die Tendenz bestän-
dig, die mehr zerstörerischen Formen von Arbeit zu exportieren (die "hard
and dirty"-Arbeiten, von denen Mandeville sprach). Die Geschichte der Be-
ziehung von Zentrum und Peripherie ist die Geschichte dieser Bewegung,
die ermöglicht wurde durch den Raub von Rohstoffen und die Zerstörung
des Territoriums, durch den Völkermord an den Eingeborenen und durch
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die Versklavung der nichteuropäischen Bevölkerungen (durch Deportation
und direkte Ausbeutung zunächst, vermittels der Faschismen und der Kon-
trolle der internationalen Verschuldung später).

Heute haben wir das Privileg, den natürlichen Zielpunkt des Prozesses in
aller Klarheit zu sehen. Die grundlegende "Ungleichheit" der Beziehung
Knecht und Arbeitgeber drängt zu ihrer eigenen Verabsolutierung. Darin

gelangt die Logik der Eroberung zur Vollendung. Der Norden der Welt sieht
endlich das Ziel: sich der "reinen Negation" des Dinges zu widmen, es zu
verbrauchen und "im Genüsse sich befriedigen"38, wobei man den Ver-
dammten dieser Erde die Aufgabe überläßt, es zu erarbeiten. Die Phänome-
nologie des Geistes ist nicht blind gegenüber einer Bewegung, die bereits zu
der Zeit, in der sie Gestalt annimmt, sichtbar ist. Und es ergibt sich heute,
mit den Söhnen der Sklaven von damals zu sprechen. "Der Schwarze kämpft
und wird bekämpft", er kämpft dafür, den Weißen zur Anerkennung seiner
"menschlichen Realität" zu nötigen und "für die Geburt einer menschlichen
Welt, das heißt einer Welt der gegenseitigen Anerkennung." "Es gibt Geset-
ze, die nach und nach aus der Verfassung verschwinden. Es gibt Erlasse,
die bestimmte Diskriminierungen verbieten. Und wir sind unbesorgt, denn
in diesem Falle handelt es sich nicht um eine Schenkung.

Auf dem Schlachtfeld, das an den vier Ecken begrenzt wird von jeweils
an die zwanzig an Hoden aufgehängten Schwarzen, erhebt sich nach und
nach ein Denkmal, das grandios zu werden verspricht. Und auf der Spitze
dieses Denkmals erblicke ich schon einen Weißen und einen Schwarzen,
die sich die Hand geben."39

IX

Die materielle Arbeit ist immer noch für Millionen Menschen Anstrengung,
Mühsal unter bestialischen Bedingungen. Die anmutige Art, die heute in

Mode ist, von ihrer Abschaffung in der "postindustriellen Gesellschaft" zu
reden, trägt, um nur wenig zu sagen, in sich den am meisten typischen Man-
gel der europäischen Sehweise. Sie reduziert die Welt auf Bild und Ähn-
lichkeit ihres "Zentrums" und verliert damit die "Peripherien" aus dem
Blick. Aber es handelt sich nicht nur darum. Die Entfernung ist noch radi-
kaler, tendiert dahin, wohletablierte - wenngleich als Reste existierende —
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Realitäten in Europa selbst und in Nordamerika auszulöschen. Gewiß, die
Tendenz geht dahin, die produktive Arbeit in die Gebiete der Welt zu verla-
gern, die sozial rückständig sind. Es ist, als ob der Preis der Modernität die
Rückkehr zu den Ursprüngen wäre und als ob die fortschreitende Integra-
tion der Welt die Wiedergeburt der antiken Stadt — einer einzigen Stadt für
den gesamten Planeten — und ihrer Grundordnung mit sich brächte. Die
Sklaven und die Freien, letztere frei aufgrund der Existenz der Sklaven.

Aber der Prozeß ist weit davon entfernt, abgeschlossen zu sein. Vielleicht
nicht deswegen, weil die Kraft, die ihn vorantreibt, dem Zweck nicht genügt
(das könnte man nur nachher sagen, wenn die Bewegung endgültig aufge-
hört hätte), sondern wegen seiner von Natur langen Dauer und wegen des
vielfachen Gegendrucks, den er erzeugt, der Widerstände, der Widersprü-
che, der Konflikte.

Es gibt einen Süden innerhalb des Nordens, der nicht so leicht stirbt. Die
Arbeit, die noch Widerstand leistet, die gezwungen ist, vor allem das eigene
Überleben zu verteidigen; dann Massen von Menschen, denen man selbst
die Funktion von Knechten weggenommen hat. Staatenlose ohne Identität.
Das Kapital dehnt seine Herrschaft aus und reduziert seine eigene Gegen-
partei zu kleinsten Maßen (und macht sie damit um so stärker verwundbar).
Fern liegt die Zeit, in der man schreiben konnte, daß es "immer mehr von
der Arbeitskraft abhängt": Fern zu liegen scheint aus noch gewichtigerem
Grund der Augenblick einer möglichen "Umkehrung der Produktionsbezie-
hung innerhalb der gesellschaftlichen Fabrikbeziehungen". Vielleicht
nicht voll bewußt dessen, dem sie es zu verdanken hatte, bewegte sich die
Interessenvertretung der Arbeiterklasse in Italien innerhalb des Schemas
von Hegel. Gewiß war der unmittelbare Bezugspunkt Marx ("Die wahre Be-
grenzung der kapitalistischen Produktion ist das Kapital selbst"), aber ein
Marx, der ohne Abweichungen auf die dialektische Hypothese zurückge-
führt war. "Je mehr es dem Kapital gelingt, sich selbst zu organisieren, um
so mehr ist die Arbeiterklasse gezwungen, von sich aus die Arbeiterklasse
zu organisieren"; "auf demselben Wege, auf dem die kapitalistische Ausbeu-
tung voranschreitet, kann die Insubordination der Arbeiter voranschreiten"

insoweit, als "der Prozeß einer völligen Entfremdung der Arbeit zusammen-

fällt mit seiner höchst vollständigen Objektivierung innerhalb des Prooluk-
tionsprozesses des Kapitals" und eine solche Objektivierung ihrerseits mit
der Existenz einer Klasse, die "spezifisch dem gesamten System des Kapitals
widersprüchlich ist"; "die Arbeiter treten in das Kapital ein, werden redu-
ziert zu einem Teile des Kapitals, insoweit sie Arbeiterklasse sind. Das Ka-
pital hat nunmehr seinen Feind in sich selbst".41 Diese Zeit ist fern für die-
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sen Teil der Welt. Der Kampf zwischen den Klassen hat sich gewiß nicht er-
schöpft, er ist nur in höherem Maße extrem geworden. Die Vermittlung der
Arbeit regulierte seine Form und Intensität; deren Beseitigung stellt die
Streitenden unmittelbar Angesicht gegen Angesicht gegenüber und scheint
dem Konflikt auf Leben und Tod jede mögliche Sublimierung abzusprechen.
Die Phänomenologie ist nicht mehr das Buch dieser neuen Zeit: die Phä-
nomenologie — aber es steckt nicht der ganze Hegel innerhalb ihrer Seiten.

1806-1817. In der Zwischenzeit Jena, Tilsit, Leipzig, Waterloo, Wien.
Und in England, um die gesellschaftlichen Wirkungen der kapitalistischen
Entwicklung an den Tag zu bringen, die ersten großen Produktionskrisen.
Proletarisierung, Arbeitslosigkeit und Hunger gehen einher mit den neuen
Formen der Arbeitsorganisation. Die Mechanisierung vermehrt die Produk-
tionskapazität und vermindert in gleichem Maße die Nachfrage nach leben-
diger Arbeit. Die Verknüpfung ist evident und bringt die Wut der Arbeiter
zum Sturm auf die Maschinen. Hegel entgeht nicht ein einziger Abschnitt
dieser Geschichte. Aus dem rückständigen Deutschland blickt er auf die
ökonomische Hauptstadt der Welt. Und wenn er von 1817 ab seine Vorle-
sungen über Rechtsphilosophie in Heidelberg und dann in Berlin hall,
scheint nichts seine Aufmerksamkeit stärker anzuziehen als der
gesellschaftliche Konflikt, der die englischen Städte erschüttert. Wer sich
diese Verknüpfung nicht vergegenwärtigt, verschließt sich jeder Möglich-
keit, die Kritik zu verstehen, der die Rechtsphilosophie die bürgerliche Ge-
sellschaft unterzieht.

Keinerlei Nostalgie, keinerlei Moralismus: das Aufzeigen der gesell-
schaftlichen Kosten eines "Systems", das gewachsen ist im gleichen Maße
wie eine Auffassung des Individuums als Besonderheit, in dem Maße fester,
wie es verkündet wurde im Namen der verletzten Rechte jener "Individuali-
tät als Besonderheit", von der man eines Tages vorgeben wird, sie sei be-
schützt. "In der bürgerlichen Gesellschaft ist das Individuum nach seiner
Besonderheit sich Zweck, hat aber die Möglichkeit der Befriedigung seiner
Bedürfnisse an dem allgemeinen nothwendigen Zusammenhang. Aber diese
Allgemeinheit ist eine bloße zufällige Möglichkeit, und da könnte man auch

sagen: jeder sei da hinein zu stoßen und habe da für sich zu sorgen, SCI CF
tauglich, werde er sich helfen, gehe er zu Grunde, so sei dieß seine Schuld.
Ein Gewerbe nährt seinen Mann, wie jenen sein Stand, aber blüht ein Ge-
werbe besonders, so wenden sich darauf viele Individuen Das Bedürfniß
aber der Waaren hat seine Grenze, und ist ein solches Gewerbe überfüllt, so
können dieß die Einzelnen nicht übersehn, gehn hinein und gehn zugrunde.
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Man kann da sagen: Die Überfüllung werde schon eingesehn werden, und
denn würden die Einzelnen ein solches Gewerbe verlassen. Aber das kön-
nen sie nicht, indem sie nur diese Geschicklichkeit haben, ihr Capital so-
wohl ihrer Anlagen als das des Geldes hieran gewendet haben. Der Über-
gang ist dann so, daß eine Menge eines solchen Gewerbes zu Grunde geht,
oder mit Kummer und Noth sich durchschleicht. Der Übergang also ge-
schieht durch Verderben. Die Möglichkeit der Teilnahme an allem und je-

dem ist also wohl vorhanden, aber das besondere Individuum als solches ist
Zweck, für die Einzelnen ist zu sorgen, und auf das: "es wird schon gehn,
sich finden", hat man sich nicht zu verlassen. Gott sorgt nicht [nur] für die
Menschen überhaupt, sondern es ist seine Vorsehung auch für die Einzel-
nen. Sagt man also: im Allgemeinen wird sich das Gleichgewicht immer her-
stellen, so ist dieß richtig. Aber es ist hier ebenso ums Besondere als ums
Allgemeine zu thun; die Sache also soll sich nicht bloß im Allgemeinen ma-
chen, sondern die Individuen als Besonderheit sind Zweck und haben eine
Berechtigung."42

Auf dem Spiele stehen die strukturellen Widersprüche der bürgerlichen Ge-
sellschaft. "Durch die Verallgemeinerung des Zusammenhangs der Men-
schen durch die Bedürfnisse und der Weisen, die Mittel für diese zu berei-
ten und herbeizubringen, vermehrt sich die Anhäufung der Reichtümer —
denn aus dieser gedoppelten Allgemeinheit wird der größte Gewinn gezogen
— auf der einen Seite, wie auf der anderen Seite die Vereinzelung und Be-
schränktheit der besonderen Arbeit und damit die Abhängigkeit und Not der
an dieser Arbeit gebundenen Klasse, womit die Unfähigkeit der Empfindung
und des Genusses der weiteren Freiheiten und besonders der geistigen Vor-
teile der bürgerlichen Gesellschaft zusammenhängt."

In einem Wort, "bei dem Übermaße des Reichtums" ist "die bürgerliche

Gesellschaft nicht reich genug", dem "Übermaße der Armut" Und der "Er-
zeugung des Pöbels"43 Einhalt zu gebieten. Hegel sieht, daß der grundle-
gende Widerspruch die Grenzen der Beziehung zwischen Kapital und Arbeit
überschreibt, weil es da nicht nur "Sklaven und Bürger" gibt, sondern sozu-
sagen "auch die Barbaren, mit anderen Worten die, die aus dem System aus-
geschlossen sind", "die 'Barbaren' innerhalb der Grenzen, das heißt die Ar-
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men, Leute also, die nicht einmal Knechte sind, die mangels Arbeit Hungers
sterben." Eben im Lichte dieser bewußten Erkenntnis nehmen die neuen
Zustände des Kampfes um die Anerkennung Gestalt an.

Die Armen sind die neuen Sklaven. Als Sklaven ohne Rechte, rechtlos.
Sie kämpfen auf Leben und Tod, und das verleiht ihnen das Recht auf Ille-
galität, widerspruchsvoller Reflex, der "Kollisionen", die das gesellschaft-
liche Leben erschüttern.45 Aber das Wesentliche ist, noch einmal, das, was
auf dem Felde der Selbsterkenntnis geschieht. "Der Arme fühlt sich von al-
lem ausgeschlossen und verhöhnt, und es entsteht notwendig eine innere
Empörung. Er hat das Bewußtsein seiner als eines Unendlichen, Freien,
und damit entsteht die Forderung, daß das äußere Dasein diesem Bewußt-
sein entspreche."46

Das "Gefühl" des "Unrechts"47 ist dabei, die bedrohliche Kraft zu näh-
ren, die die Städte erschüttert. Hegel faßt deren charakteristische Züge zu-
sammen, wenn er die Bildung des neuen "Pöbels" beschreibt. "Das Herab-
sinken einer großen Masse unter das Maß einer gewissen Subsistenzweise,
die sich von selbst als die für ein Mitglied der Gesellschaft notwendige re-
guliert - und damit zum Verluste des Gefühls des Rechts, der Rechtlichkeit
und der Ehre, durch eigene Tätigkeit und Arbeit zu bestehen -, bringt die
Erzeugung des Pöbels hervor, die hinwiederum zugleich die größere Leich-
tigkeit, unverhältnismäßige Reichtümer in wenige Hände zu konzentrieren,
mit sich führt. Die Armuth an sich macht keinen zum Pöbel, dieser wird erst
bestimmt durch die mit der Armuth sich verknüpfende Gesinnung. Diese
Gesinnung und das Üble derselben gründet sich darauf daß jeder das Recht
hat, seine Subsistenz zu finden, insofern er sie nicht findet, ist er arm und
weil er weiß, daß er das Recht hat seine Subsistenz zu finden, so wird seine
Armuth ein Unrecht, eine Kränkung seines Rechts, dieß bringt eine Unzu-
friedenheit hervor, die zugleich die Form des Rechts annimmt."48

Das ist die neue Dialektik zwischen Knecht und Herrn. Ein Jahrzehnt hat
genügt, das Bild zumindest in den Hochpunkten der Entwicklung umzusto-
ßen. Nicht die Arbeit, sondern deren Fehlen setzt den Kampf um die Aner-

kennung in Gang. Eine Vorlesung von 1819-20 läßt dem Zweifel keiflCH
Raum mehr, wenn sie in der Beschreibung des Konfliktes zwischen Reich
und Arm genau die Ausdrücke der Phänomenologie wieder aufgreift. "Wie
nun auf der einen Seite die Armut zum Grunde liegt zur Pöbelhaftigkeit, der
Nichtanerkennung des Rechts, so tritt auf der anderen Seite in dem Reich-
tum ebenso die Gesinnung der Pöbelhaftigkeit auf. Der Reiche betrachtet
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alles als käuflich für sich, weil er sich als die Macht der Besonderheit des
Selbstbewußtseins weiß." Im allgemeinen "Verderben der bürgerlichen Ge-
sellschaft" ist "Wahrheit" des Bewußtseins des Reichen das plebejische Be-
wußtsein, der unmittelbare Erbe des knechtischen Bewußtseins: "Die Ge-
sinnung des Herrn über den Sklaven ist dieselbe wie die des Sklaven. Der
Herr weiß sich als die Macht, so wie der Sklave sich weiß als die Verwirkli-
chung der Freiheit, der Idee."49 "Bösartigkeit", "Neid", "Haß" und weiter
noch "Schamlosigkeit", "Faulheit", "Arbeitsscheu", mithin "Empörung", das
"Üble". Das Auftreten der Plebs in den englischen Städten bietet sich Hegel
dar als eine "schauderhafte", "furchtbare Erscheinung"50. Ein Skandal weg-
en der Verletzung des Rechts und eine im höchsten Maße schwere Bedro-
hung für das bürgerliche Zusammenleben.

Welche Lösung? Es gibt nicht immer eine Lösung, nicht immer zumin-
dest in der bestehenden Situation. Wie auch immer zu beanspruchen, Heil-
miltel anzugeben, spiegelt ein Bedürfnis wider; der Versuchung zu
widerstehen, solche vorzuschlagen, wenn man sich deren Wirksamkeit nicht
sicher ist, ist ein Zeichen von Ernsthaftigkeit. Hegel bietet keine illusori-
schen Rezepte an. Die Übel der bürgerlichen Gesellschaft entspringen den
Wurzeln, den Widersprüchen, die deren Entwicklung begründen. "Was die
Armuth anbetrifft, so wird sie immer in der Gesellschaft sein, und je mehr,
je größer der Reichthum gestiegen ist.51 Die Argumentation schließt hier
ohne heiteres Ende. Sie drückt die Unmöglichkeit aus, daß es Frieden gibt
in Abwesenheit einer allgemeinen Anerkennung und die "Notwendigkeit"
des Konflikts, solange es Verletzung des Rechts gibt und "Gefühl" des erlit-
tenen "Unrechts". Die Formen wechseln in gleicher Weise wie die spezifi-
schen Ursachen, aber der Kampf zwischen Knechten und Herren besetzt
unverrückbar den Mittelpunkt unseres Geschehens. In einer soundsovielten
Rückkehr zum Thema bekräftigt eine Vorlesungsnoliz zur Vorlesung von
1822-23, daß die Sklaverei "etwas Geschichtliches ist", das "in einen Zu-
stand vor dem Rechte"52 gehört. In vielfacher Hinsicht ist das noch das
Feld, innerhalb dessen wir uns bewegen.

Die Übersetzung aus dem Italienischen besorgte Dr. Klaus Winkler.
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S.509-510); betr. Vom Untergang der Naturstaaten von Peter Feddersen Stuhr
(1812) vgl. G. Bonacina, Storia universale eßlosoßa del diritto. Commenlo a Hegel,

Guerini e associati, Milano 1989, S.199ff.
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Demokratie und Militär

Klaus von Raussendorff. Democracy and Military: During the period of the
miiitary balance ofthe ea-sicm und the western "tvorld" thf qii.esti.nn ofdemi-
litarization was one ofthe reduction ofdestructive powers and ofthe banning
of an immediate emergency, threatening the survival of mankind. Now, the
domination ofhighly industrialized capitalist countries over the whole world
hos created quite another Situation: that ofpermanently exercising oppression
against the Test of the world ander the pretext of maintaining democracy,
human rights, law and order etc.; and not iess ofsupporting regional conflicts
in order to secure competitive interests. Furthermore, the imperialistic and ag-
gressive policy of capitalist states includes the suppression ofprincipal Opposi-
tion in the inferior, i.e. of any class struggle for changing the social basis of
capilalist socielies. Under theses circumstances a militarization ofsociety and
a deslruction of democracy becomes a more or Iess open lendency within such
counlries. The preservation of democracy is a necessary conditionfor keeping
society open to developmenl and changes. Demilitarization proves to be a fun-
damental issuefor democracy.

1. Der anti-demokratische Grundzug der militärischen Sphäre

Der auf Immanuel Kant zurückgehende Gedanke, Demokratien seien dank
ihrer inneren Verfassung unfähig, gegen andere Demokratien Krieg zu füh-
ren1, suggeriert die Möglichkeit, Kriege und Rüstungswettlauf könnten
dadurch abgeschafft werden, daß die Demokratie als Staatsform allmählich
universelle Verbreitung findet. Derselbe Gedanke läßt somit auch die Mög-
lichkeit offen, diesem Prozeß dadurch etwas nachzuhelfen, daß ein/eine

"vorbildliche" Demokratien gegen Nicht-Demokratien Krieg führen, UU1 "die
Welt für die Demokratie sicher zu machen", wie die amerikanische Devise
schon im ersten Weltkrieg lautete. Da nun nach dem Untergang der soziali-
stischen Staaten ein in der Geschichte einzigartiges globales Übergewicht
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auf der Seite weniger Militärmächte - USA, Rußland, China, Frankreich,
England, Deutschland und Japan - liegt, die entweder den Status von Demo-
kratien für sich reklamieren oder sich "westlichen" Werten geöffnet haben,
sollten eigentlich militärische Mittel nur noch zu dem Zweck eingesetzt
werden können, widerspenstige, aber glücklicherweise relativ schwache
Staaten auf den rechten demokratischen Weg zu führen. So jedenfalls eine
gewisse in der wiederhergestellten einen Welt des Kapitals plötzlich salon-

fähige Frieden-durch-Krieg-Logik.2 Zweifel daran sind geboten. Sie kom-
men im Rückblick auf die etwa 180 kriegerischen Auseinandersetzungen,
die seit 1945 stattfanden und keineswegs nur als Ausfluß des Ost-West-
Konflikts verstanden werden können. Sie haben sich verstärkt, seit die
Grundwerte westlicher Demokratie universelle Anerkennung finden, gleich-
zeitig aber die Mechanismen deregulierter Weltmärkte die internationale
Staatengemeinschaft hilfloser denn je erscheinen lassen. Ein deutliches An-
wachsen organisierter zwischen- und innerstaatlicher Waffengewalt ist seit-
her zu verzeichnen. Irak, Jugoslawien, Somalia sind nur die herausragend-
sten von etwa vierzig akuten bewaffneten Auseinandersetzungen. Die global
dominierenden "westlichen" Demokratien erweisen sich als unfähig, die mi-
litärische Gewalt zu zügeln. Warum sind sie dazu nicht in der Lage?

Nach dem Zerfall der sozialistischen Staaten war das Mißverständnis auf-
gekommen, es gebe ein "westliches" Demokratie-Modell, dieses stehe künf-
tig konkurrenzlos da, und es sei die Verantwortung der "alten" Demokratien,
eine Wellordnung nach ihren Vorstellungen zu errichten. Unbestritten dar-
an ist lediglich, daß Herrschaft durch Verfahren legitimiert sein muß, an
denen die Betroffenen maßgeblich mitwirken, und daß demokratische Ver-
fahren der Herrschaftslcgitimierung ihrerseits Ausdruck demokratischer
Willensbildung zu sein haben. Damit ist der Begriff der Demokratie untrenn-
bar mit der Erfüllung sozialer und kultureller Bedürfnisse der großen
Mehrheit verbunden. Nur in diesem Sinne kann von einer universellen Ak-
zeptanz "westlicher" Werte gesprochen werden. Dies ist jedoch nicht das
Resultat jüngster Entwicklungen, sondern epochaler historischer Kämpfe, in
denen die sozialistische Bewegung insgesamt die wesentliche Triebkraft
demokratischen Fortschritts war. Das idealtypische Modell westlicher De-

mokratie hat in der Realität des kapitalistischen Weltsystems 61/16 HUlblVa-
lente ideologische Funktion sowohl der Formulierung demokratischer Be-
strebungen als auch ihrer Pervertierung. Erklärungswert kommt ihm nicht
zu. Herrschaft des Volkes durch das Volk würde eine völlig andere Gesell-
schaftsformation voraussetzen. Unter den Bedingungen kapitalistischer Wett-
bewerbswirtschaft würde dieser Grundsatz, sollte er sich überhaupt ver-
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wirklichen lassen, zu Korruption, Lähmung und Konfusion führen. Ein der-
artiges Modell taugt daher nicht als Kriterium eines Urteils darüber, in wel-
chem Maße das demokratische Prinzip in der politischen Realität verwirk-
licht ist. Nicht länger läßt sich auch übersehen, daß in den "alten" Demo-
kratien Ermüdungserscheinungen zu verzeichnen sind. Sie äußern sich bei
den Regierten in zunehmender Wahlenthaltung und abnehmendem politi-
schen Engagement und bei den Regierenden in dem Ersatz gestaltender Po-

litik durch mediale Symbolik.

Auf die Frage, welche Demokratie hier eigentlich legitimiert wird, hat
Guy Hermet geantwortet: "In den Vereinigten Staaten ist Demokratie of-
fensichtlich ein Medium der nationalen Identität, eine säkularisierte Reli-
gion mit wirklich tiefgreifender mobilisierender Wirkung aufgrund von
Werten, die zunehmend weniger empfunden werden. Im Vereinigten König-
reich ist sie dagegen eher eine Tradition, eine einleuchtende Form histori-
scher Identität mit der Betonung auf dem parlamentarischen System an sich.
In Frankreich nimmt sie, wie Yves Schemeil bemerkt, sehr eigentümliche
Züge an. Statt als ein Modell des Interessenausgleichs empfunden zu wer-
den, hat sie die Form eines Antagonismus zwischen der Linken und der
Rechten. Sie bekommt das Gesicht eines Kampfes ohne Ende, der für
notwendig und legitim gehalten wird (Das Wort "Republik" kommt übrigens
viel häufiger vor als "Demokratie"). In der Schweiz ist die direkte Demokra-
tie auf Kantonsebene der einzig wirkliche Gegenstand der Demokratie, die
einzige Motivation der "Eidgenossen" für ihre Bindung an den Bund. Demo-
kratie ist für die Deutschen die Abwendung von einer belastenden Vergan-
genheit oder die Bewältigung jüngerer Fehlentwicklungen." Und Guy Her-
mct resümiert diese Serie von Spielarten der Demokratie mit einer jede My-
stifizierung von Demokratie-Modellen ad absurdum führenden Feststellung,
indem er fortfährt: "Im tiefsten Grunde ist die einzige ihnen allen gemein-
same Grundlage folgende: Demokratie ist das, was andere Nationen nicht
haben und was sie manchmal gerne haben würden, ohne immer über Mittel
und Wege zu verfügen, um dieses Ziel zu erreichen. Die Demokratie der
westlichen Nationen kann im Kontrast zu der Nicht-Demokratie dargestellt

werden, die anderen zugeschrieben wird".
Zu ergänzen wäre nur, daß die reichsten westlichen Industrienationen der

Well, entsprechend dem ihnen gemeinsamen Kriterium, über eine einzigar-
tige, unnachahmbare nationale Form von Demokratie zu verfügen, als Grup-
pe dazu neigen, den übrigen Staaten der Welt die Nicht-Demokratie ge-

meinsam zuzuschreiben. Der Grund dafür ist kaum zu übersehen. Die indu-
striell höchstentwickelten Demokratien der Welt verdanken ihre vorbildli-
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chen aber so schwer nachahmbaren Institutionen einem Massenwohlstand,

welcher zu großen Teilen dem Rest der Welt unter den Bedingungen des
kapitalistischen Weltmarkts entzogen wurde und weiter entzogen wird.

Um mehr als um nationale Besonderheiten der Demokratie geht es bei der
Bedeutung der Sphäre des Militärischen im internationalen Staatensystem.
Demokratien haben Fehler. Sie sind verbesserungsfähig. In ihrer Vervoll-
kommnung erweisen sie ihre Zukunftsfähigkeit. Das militärische Element ist
dagegen von anderer Art. Es ist der in die Demokratie eingebaute Konstruk-
tionsfehler schlechthin. Er stellt die Demokratie unter den Vorbehalt des
Ernstfalls, das heißt des in die Rechtsförmlichkeit einbrechenden Ausnah-
mefalls. In einem Aufsatz über "Militärpolitik und Staalensystem als Hin-
dernisse der Demokratie" schrieb Robert C. Johansen kürzlich: "...in dem
Maße, wie der militärische Geist die Gesellschaft durchdringt, stärkt er
Obrigkeitsdenken und untergräbt die Demokratie. Es gibt zusätzlich zu dem
grundsätzlichen Konflikt zwischen demokratischen und militärischen Sicht-
weisen mehrere andere Gründe dafür, warum die angeblichen "Erfordernis-
se" der nationalen Sicherheil die Verwirklichung des demokratischen Prin-
zips verhindert haben. Die technische Komplexität von Waffensystemen und
Strategien, die Geheimhaltung in der politischen Planung und deren Aus-
führung, die Irreführung, um andere Länder und innenpolitische Gegner zu
täuschen, die notwendige Reaktionsgeschwindigkeit in Krisensituationen,
die extreme Machtkonzentration in der Hand weniger Entscheidungsträger
und die Nichtverfügbarkeit, Vernachlässigung oder undemokratische Natur
globaler Steucrungsmechanismen zur zuverlässigen Gestaltung von Sicher-
heitsbedürfnissen - all dies ... untergräbt die Demokratie."

Die Hoffnung Kants, Republikanismus und föderale Staalenorganisation
hätten den Weltfrieden zur Folge, geht nicht in Erfüllung. Eher scheint es,
daß die Demokratie Gefahr läuft, in ihrer Substanz durch die Existenz von
nationalen Militärapparaten und -politikcn ausgehöhlt zu werden. Entschei-
dend dabei ist, daß diese nationalen militärischen Figurationen ein weltum-
spannendes System bilden, dessen Dynamik durch Allianzen, Rüstungswett-
lauf und internationale Waffenmärkte in Gang gehalten wird. Nur in globa-

ler Perspektive ergibt sich das wirkliche Bild. Nicht die Demokratie kon-
trolliert die militärische Sphäre. Die international vernelzten Strukturen des
militärischen Gewaltpotentials stecken die demokratischen Spielräume ab.
Wo diese größer und wo diese kleiner sind, ist eine Frage internationaler

Machtkonstellationen. Aus der Perspektive der angeblich modellhaften De-
mokratien ergibt sich eine etwas einseitige Sichtweise. Danach gehen militä-
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rische Bedrohungen per definitionem von nicht-demokratischen Regimen
aus. Übersehen wird, daß sowohl demokratische wie nicht-demokratische
Staats- und Regierungsformen auf dem Boden ein und desselben kapitalisti-
schen Weltsystems gedeihen, und dieses auch in seinen antidemokratischen
Tendenzen entscheidend durch die Politik von "Musterdemokratien" beein-
flußt wird. Diese autozentrische Befangenheit läßt es durchaus zu, daß z. B.
Saddam Hussein, Noriega und viele andere sich lange Zeit politischer Un-

terstützung und großzügiger Militärhilfe durch den Westen erfreuen und
sich dann durch Eigenmächtigkeit aus einem mehr oder minder respekta-
blen Klienten in einen internationalen Kriminellen verwandeln. Auf diesem
Boden gedeiht die Frieden-durch Krieg-Logik. Sie gipfelt stets in der alten
Militaristen-Weisheit, daß Wehrhaftigkeit die beste Sicherung des eigenen
Friedens (und der eigenen Demokratie) sei.5

Kant hat darin vollkommen Recht, daß er die gegenseitige Abhängigkeit
von innerer Demokratie und äußerer Friedensfähigkeit betont. Nur ist nicht
eins die Folge des anderen. Der im neuen Globalismus zugespitzte unver-
söhnliche Gegensatz von Demokratie und Militär nötigt dazu, strukturelle
Entmilitarisierung als einen politischen Bezugspunkt zu begreifen, der für
die Entwicklung der Demokratie von zentraler Bedeutung ist. An der Frage,
ob es gelingt, die militärische Sphäre auszutrocknen, wird sich entscheiden,
ob die künftige Weltordnung überall oder nirgends gesicherte demokrati-
sche Entwicklungen zuläßt. Es hat den Anschein, als ob das Programm von
Marx und Engels über die "Zurücknahme des Staates in die Gesellschaft"
nicht erst mit einer fernen utopischen Zukunft zu tun hat. Der Abbau der
gigantischen Militärapparate, d. h. die Verfolgung des konkreten politischen
Ziels ihrer Abschaffung, sind schon notwendig, um nur die Errungenschaf-
ten der bürgerlichen parlamentarischen Demokratie vor dem schleichenden
Verfall zu bewahren. Dafür gibt es vor allem folgende Gründe: Die globale
Überbaudynamik spitzt sich auf zwei alternative Linien zu, die wegen der
sich dabei formierenden kollektiven Subjekte als zwei alternative Strategien
zu verstehen sind. Entweder es kommt zu einem globalen Willkürregime, in
welchem sich hcgemonialer Interventionismus und lokaler Banditismus ge-

genseitig "legitimieren". Oder es gelingt, durch strukturelle Entmilitarisie-

rung Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß sich das internationale Staa-
tensystem in multilateral verfaßter Form weitcrentwickelt. Die Bedingungen
für demokratiefreundliche Entwicklungen globaler und kontinentaler Staa-
tenorganisationcn sind günstiger, als es scheinen mag. Verändert ist die

Funktion des militärischen Faktors im Ergebnis des bereits 1990 zu Ende
gegangenen 20. Jahrhunderts: Zwei Weltkriege und der kalte Krieg haben
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die bestehenden imperialistischen und kolonialistischen Herrschaftsver-
hältnisse tief erschüttert. Die Bourgeoisien aller Länder haben allen Grund,
dem Militär, sofern sie davon exzessiven Gebrauch machen, zu mißtrauen.

Aber auch das Proletariat, das nur auf internationalistischer Basis stark ist,
hat eine epochale Niederlage erlitten, die auf den Kausalzusammenhang
Spaltung-Nationalismus-Militarismus zurückzuführen ist. In dem Maße, wie
der militärischen Sphäre die partikularen Zwecke abhandenkommen, wird
offenbar, daß sie auch als Medium der Herrschaftssicherung infragegestellt
werden kann. Die weltweite Vereinheitlichung der Arbeits- und Lebensbe-
dingungen der Lohnabhängigen entzieht der geographischen Differenzie-
rung des Proletariats die ökonomische Basis, auf der Militarismus und
Chauvinismus gedeihen. Alles deutet darauf hin, daß mit konkreten nationa-
len Programmen radikaler struktureller Demilitarisierung zugleich die wich-
tigsten Knotenpunkte einer globalen Vernetzung demokratischer Bewegun-
gen in der Weltgesellschaft geschaffen werden können. Diese Thesen sollen
im Folgenden skizzenhaft erläutert werden.

2. Militarismus versus Föderalismus

Die Zukunft der Demokratie hängt nicht allein und vielleicht nicht einmal
entscheidend von der Entwicklung einzelner Länder ab. Dies ist eine mögli-
cherweise etwas zugespitzte These. Sie soll vor allem unterstreichen, daß die
Dynamik der transterrilorialen Supcrstrukturen die politische "Geographie"
entscheidend mitbestimmt. Dabei ist transterriloriale SuperStruktur nicht als
"überstaatliche Ebene", sondern als die grenzüberschreitende staatlich-po-
litische Sphäre zu verstehen, also als das wesentliche Element dessen, was
mit dem Begriff des Überbaus in der marxschen Theorie abgebildet wird
und handhabbar gemacht werden soll. Transterritorial bedeutet im Zusam-
menhang mit politischer Superstruktur, daß einzelne Figurationen dieser
Superstruktur nur innerhalb des einen Weltsystems oder, was in den letzten
Jahrzehnten dasselbe ist, innerhalb der einen Weltgesellschaft zu verstehen

sind.

Um welche Optionen transterritorialer SuperStrukturen geht es in der
Weltgesellschaft, deren Konturen sich nach dem Verschwinden des soziali-
stischen Staatensystems abzeichnen? Jüngste Veränderungen der globalen
politischen Geographie haben, so scheint es, einen gemeinsamen Nenner,
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wenn man sich nur drei der herausragenden Ereignisse vergegenwärtigt: Die
Instrumentalisierung des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen6 für ei-

nen Interventionskrieg zur Durchsetzung US-amerikanischer Hegemonie
gegenüber der regionalen Hegemonialmacht Irak. Zweitens die Ausrichtung
des westeuropäischen Einigungsprozesses auf eine antizipierte "europäische
Sicherheitsidentität", eine Entwicklung, die durch die Besonderheiten der
östlichen Erweiterung der Bundesrepublik Deutschland ausgelöst wurde.

Drittens die Auflösung der Sowjetunion durch das seither als regionale
"Ordnungsmacht" auftretende Rußland. In allen drei Fällen handelt es sich
um eine ziemlich abrupte Abwendung von föderalistischen Strukturen. Da-
bei fällt nicht so sehr ins Gewicht, daß die Sowjetunion formal ein Bundes-
staat im staatsrechtlichen Sinne war, die Europäische Gemeinschaft ein fö-
deralistischer Prozeß sui generis ist, und die Vereinten Nationen eine
gleichfalls innovative Form der multilateralen universellen Strukturierung
der Staatenwelt darstellen. Das föderalistische Prinzip ist ihnen gemeinsam.
Es besteht in seinem prozeßhaften unfertigen Charakler und in der grund-
sätzlichen Egalität der daran beteiligten mehr oder weniger souveränen
Staaten. Die egalitäre Form der Entstehung von SuperStruktur bildet dabei
einen Gegensatz zu den ansonsten hierarchischen Strukturen des interna-
tionalen Staatensystems der kapitalistischen Weltökonomie. Die anti-födera-
listische Wendung in der Weltpolitik kam auch darin zum Ausdruck, daß
weder die USA, noch Deutschland, noch Rußland etwas gegen den Zerfall
föderaler Strukturen in kleineren Staaten, z.B. in Jugoslawien, der Tschecho-
slowakei, Georgien, Äthiopien unternahmen und ihn sogar mehr oder min-
der offen (orderten.

Die Abkehr von föderalistischen Strukturen braucht nicht endgültig zu
sein. Die USA bekennen sich weiter zu den Vereinten Nationen, Deutsch-
land zu Europa und Rußland zur Gemeinschaft Unabhängiger Staaten. Dies
wird jedoch davon abhängen, ob die Militarisierung der Außenpolitik fort-
schreitet oder nicht; denn es war die militärische Sphäre, durch welche sich
die anti-föderalistische Wendung am deutlichsten manifestierte. Die Golf-
kriegsallianz pervertierte die Streilschlichtungsmcchanismen der UNO. Die

Gründung des dubiosen Eurokorps brachte einen Faktor der Spaltung in die

Europäische Gemeinschaft und das westliche Bündnis. An der Auflösung
der Sowjetarmee und der Aufstellung neuer nationaler Streitkräfte in den
Nachfolgestaaten entzündeten sich nationalistische Stimmungen, die der
wirtschaftlichen Kooperation hinderlich sind. Die Bedeutung der Militärpo-
litik für diese Wende zum nationalen Autozentrismus wird kaum dadurch
relativiert, daß die tieferen Ursachen des ethnisch-territorial artikulierten

59



Klaus von Raussendorff

Egoismus in verschärften Wettbewerbsbedingungen deregulierter, grenzen-
loser Weltmärkte zu suchen sind. Der Befund ist eindeutig: das Militärwe-
sen bedroht nicht nur die Substanz innerstaatlicher Demokratie, wie einlei-
tend dargestellt wurde. Die prozeßhafte Form föderaler SuperStrukturen, die
vom Prinzip her auf egalitäre Entwicklung von Territorien angelegt ist, hätte
nicht derart nachhaltig beschädigt werden können, wäre es nicht zu dieser
neuerlichen Virulenz der militärischen Sphäre gekommen.

Das vom US-amerikanischen Präsidenten bei der Vorbereitung des Golf-
krieges lancierte Schlagwort von der "Neuen Weltordnung" und viele andere
Indizien, insbesondere die Schaffung von' schnellen Eingreiftruppen der
Nato und die Beteiligung Japans und Deutschlands an Militäreinsätzen, lassen
folgende Schlüsse zu: Die militärischen Apparate, obgleich in einem Aus-
maß reduziert wie seit dem Ende des zweiten Weltkrieges nicht mehr, sind
nicht nur weiter vorhanden. Es werden neue Aufgaben für sie geplant. Da
der Öffentlichkeit keine militärischen Bedrohungen nationaler Sicherheit
mehr einzureden sind, wurde der undefinierbare Begriff des Risikos erfun-
den. "Unter den neuen sicherheitspolitisohen Verhältnissen läßt sich Si-
cherheitspolitik weder inhaltlich noch geographisch eingrenzen", heißt es in
Ziffer 24 der sichcrheitspolitischen Richtlinien der Bundesregierung vom
November 1992. Nach Golfkrieg und Somaliaeinsatz ist mit weiteren ähnli-
chen Interventionen in Krisengebietcn rund um den Globus zu rechnen.
Von Massakern und Strafexpeditionen früherer Epochen werden sich künf-
tige Aktionen voraussichtlich in zwei Punkten unterscheiden. Ein Mandat
des Sicherheitsrates und/oder der Nato und/oder einer anderen internationa-
len Organisation wird in dem Maße erforderlich sein, wie es zur Mobilisie-
rung der öffentlichen Meinung für die Aktion notwendig erscheint. Dabei
sind offene Meinungsverschiedenheiten unter den führenden Militärmäch-
ten hinderlich und können wie im Falle Jugoslawiens sogar verhindern, daß
es überhaupt zu einem kollektiven Militäreinsatz kommt. Zweitens ist zwar
das Feindbild nicht im vorhinein festzulegen. Es gibt aber sowohl für die
potentiellen Teilnehmer des kollektiven Interventionismus wie für seine
voraussichtlichen Objekte unmißverständliche Kriterien. Das Täter-Opfer-
Schema, das im öffentlichen Bewußtsein fest verwurzelt ist, hat bereits weit-

gehend die Funktion übernommen, Feindbilder sozusagen Über Nacht ent-
stehen zu lassen. Kriminalisierung ist in der Weltgesellschaft zum univer-
sellen Medium ideologischer Kriegführung und Vorherrschaft geworden.
Das westliche Medienmonopol ist in der Lage, unter bestimmten Vorausset-
zungen eine globale steckbriefartige Darstellung jedes dafür infragekom-
menden politischen Führers zu produzieren.
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Kollektiver Interventionismus findet sein Aktionsfeld in den vielen regio-
nalen ethnisch-territorialen Konflikten, die meist in barbarischen Banden-
kriegen ausgetragen werden und die Zivilbevölkerung grausamen Men-
schenrechlsverletzungen aussetzen. Doch es sind vor allem die Interven-
tionsmächte, welche die weltweiten Netze der Rüstungshilfe, Ausbildungs-
hilfe und Waffenexporte betreiben oder zumindest dulden. Gäbe es diesen
Transfer der militärisch-industriellen Komplexe der Kernstaaten in die Peri-
pherie nicht, würden regionale Konflikte auf bedeutend geringerem Gewalt-
niveau ausgetragen, die Chancen politischer Konfliktlösung wären erheblich
größer. Doch selten nimmt die westliche Öffentlichkeit hegemonialen Inter-
ventionismus und regionalen Banditismus als die beiden Seiten derselben
militaristischen Medaille wahr. Da müssen schon französische Flugzeuge
von irakischen Flugzeugen mit Raketen französischer Herstellung beschos-
sen werden, wie am Golf geschehen.

Die Linke, weiterhin befangen in den Kategorien des Ost-West-Kon-
fliktes und gelähmt durch eine epochale Niederlage des Sozialismus, die alle
seine Spielarten aus dem Tritt brachte, ahnt, daß die Rechte bereits an den
Konstruktionsplänen einer künftigen Weltordnung arbeitet, die sich als ein
globales militaristisches Willkürregime herausstellen könnte, in welchem
innerstaatliche Demokratie auf Symbolwerte reduziert und globale und kon-
tinentale Staatenkooperation nur noch in hierarchischer Abhängigkeit mög-
lich wären. Die Linke hat dem aber leider bisher noch nichts entgegenzuset-
zen.

"Es sind wieder Kriege denkbar", schreibt Gerhard Vowinckcl im Vorwort
der von ihm herausgegebenen Sammlung von Beiträgen zu einem Clause-
witz-Kolloquium, "zu deren Opfern man selbst nicht gehört. Das scheint für
die moralische Bewertung von kriegerischem Handeln nicht ohne Folgen zu
bleiben. Schon für die Führung des Golfkrieges sprachen sich einige aus,
von denen man es nie gedacht hätte. Es ... scheint gar angesichts der Aus-
rottungspolitik der Serben und Kroaten in Bosnien-Herzegowina Stimmung
zugunsten einer militärischen Intervention aufzukommen, und das, obwohl
hochrangige Militärs vor der militärischen Aussichtslosigkeit eines solchen
Unternehmens warnen."7 Solange das Risiko einer atomaren Eskalation
bestand, galt die "Dysfunktionalität" des Krieges als ausgemachte Sache.
Kaum schienen dagegen, wie aus dem body count des Golfmassakers in den
Größenverhältnissen von etwa 127 zu 200.000 gefolgert wurde, potentielle
Verluste der "westlichen" Seite wieder kalkulierbar geworden zu sein, be-
gann auch schon die Arbeit an der Formulierung von Zwecken, welche dem
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Krieg seine Funktionalität wiedergeben sollte: Eine Doktrin der militäri-
schen Intervention aus humanitären Gründen wurde mehr behauptet als kri-
tisch diskutiert. Aus dem fiktiven Begriff der "Weltinnenpolitik", der mit
kritischer Analyse der Weltgesellschaft wenig zu tun hat und ohne weiteres
dem hier beschriebenen Interventionismus als ideologischer Bezugspunkt
dienen kann, wurde eine Kasuistik möglicher Interventionen entwickelt. Das
Verbot der gewaltsamen Einmischung, harter Kern des völkerrechtlichen
Prinzips der gleichen Souveränität der Staaten, das im übrigen wegen viel-
fältiger Abhängigkeiten weitgehend Fiktion ist, wurde gerade in dieser
wichtigen Schutzfunktion für schwache Staaten relativiert. Das internationa-
le Strafrecht soll aufgemöbelt werden, wobei es hierfür außer einem Be-
schluß des Sicherheitsrates zur Bildung eines internationalen Strafgerichts-
hofes an allen wesentlichen rechtlichen Anhaltspunkten fehlt, wie ordent-
liche Verfahren justiziellen Zwangs, gleichmäße Ermessensausübung und
Verhältnismäßigkeit der Mittel.

Völlig unerwähnt bleibt, daß es sich in keinem Falle um etwas anderes
als um die mehr oder minder rechtsförmliche Gewaltausübung immer der-
selben mächtigen Staaten gegen andere handeln würde, daß also das erga
omnes dieses internationalen Zwangsregimes immer nur für Rechtsbrecher
gelten könnte, die machtloser sind als andere.8

Die größere Besonnenheit mancher Militärs soll abschließend noch ein-
mal erwähnt werden. Viele von ihnen dürften zumindest ahnen, daß an der
historischen Überleblheil der militärischen Sphäre in der einen Weltgesell-
schaft nichts zu ändern ist, am wenigsten durch Mimikri der Militärs als
Weltpolizisten. Somalia könnte zu einem Disaster für den Interventionismus
werden.

3. Das Ende aller "guten" Kriege

Die Linke wird ihre Denkgewohnheilen überwinden müssen, die aus dem

Jahrhundert der globalen Hegemonialkriege stammen. Das 20. Jahrhundert,
das als Epoche von 1890 bis 1990 dauerte, kannte eine etwa dreißigjährige
Periode zweier Weltkriege, in der die Vereinigten Staaten zur Welthegemo-
nie aufstiegen, und einen etwa vierzigjährigen kalten Krieg, der mit der
Selbstaufgabe des sozialistischen Weltsystems zu Ende ging. In diesem hin-
ter uns liegenden Jahrhundert gab es Kriege, in denen jeweils die eine der

62



Demokratie und Militär

beiden Seiten für die bessere Sache kämpfte. Europa wurde durch die größ-
te Kriegsallianz der Geschichte vom Faschismus befreit. Indonesien, Alge-
rien und Vietnam errangen ihre Unabhängigkeit in antiimperialistischen
Befreiungskriegen. In Kuba und Nikaragua wurden auslandsabhängige Dik-
taturen durch Guerillaarmeen gestürzt, um nur diese Beispiele zu nennen.
Es waren Kriege zur Befreiung von Fremdherrschaft.

Krieg und Sozialismus standen in dieser Epoche in einem ambivalenten
Verhältnis zueinander. Die Sozialisten haben Kriege unter den Völkern stets
als eine barbarische und bestialische Sache verurteilt. Aber von den Pazifi-
sten unterschieden sie sich dadurch, daß sie die Notwendigkeit von Kriegen
der unterdrückten Klasse gegen die unterdrückende Klasse anerkannten.
Die russischen Revolutionäre verbanden ihren Kampf um die Beendigung
des ersten Hegemonialkrieges dieses Jahrhunderts mit einem revolutionären
Aufstand zum Sturz der Bourgeoisie und gründeten 1917 den ersten soziali-
stischen Staat der Geschichte. Die Sowjetunion stieg nach ihrem Sieg über
den Faschismus zur militärischen Supermacht auf. In Polen, der Tschecho-
slowakei, Ungarn, Bulgarien, Rumänien und in Ostdeutschland sowie in Ju-
goslawien entstanden als unmittelbare Folge des Krieges weitere sozialisti-
sche Staaten. Die chinesischen Kommunisten nutzten den Sieg über die ja-
panischen Invasoren zur Errichtung der Volksrepublik China. Auch Nord-
korea wurde im Ergebnis des Krieges sozialistisch.

In der Periode der großen Hegemonialkriege dieses Jahrhunderts wurde
die Wirtschaft der westlichen Industrieländer umfassend militarisiert. Die
Lohnabhängigen wurden durch soziale Zugeständnisse und Beteiligung an
politischen Entscheidungen integriert. Auch in den Ländern sozial-liberaler
Orientierung waren die großen Kriege kein Hindernis für den gesellschaftli-
chen Aufstieg der breiten Massen. Der zweite Weltkrieg ist in der Erinne-
rung vieler einfacher Amerikaner "Der gute Krieg" geblieben.9

Wird es in dem bereits 1990 angebrochenen 21. Jahrhundert noch "gute"
Kriege geben können? Befolgt man den Ratschlag Lenins, "einen jeden

Krieg in seiner Besonderheit historisch (vom Standpunkt des Manschen
dialektischen Materialismus) zu analysieren", so wird man vermutlich zu
der Feststellung kommen, daß die Periode der Hegemonialkriege, revolutio-
nären Kriege und Befreiungskriege hinter uns liegt, und die Periode der he-
gemonialen Interventionskriege und chauvinistischen Regionalkriege be-
gonnen hat. Man wird vermutlich zu dem Ergebnis kommen, daß sich So-
zialisten und Pazifisten in ihrer Stellung zum Krieg künftig nicht mehr allzu
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sehr unterscheiden sollten. Man wird finden, daß Kriege bedingungslos ab-
zulehnen sind, und daraus die radikale Schlußfolgerung zu ziehen ist, daß
die Militärapparate abgeschafft werden müssen.

Die Linke wird auf die anti-demokratischen Strategien des globalen In-
terventionismus nur angemessen reagieren können, wenn sie erkennt, daß
"friedenschaffende" Militäreinsätze nicht das Geringste mit früheren "guten"

Kriegen noch mit innerstaatlichen Polizeiaufgaben zu tun haben. Die Linke
muß sich ferner darüber klar werden, daß chauvinistische Regionalkriege
auch ein Produkt der sich gegenseitig stützenden nationalen militärisch-in-
dustriellen Komplexe sind. Die Aufrüstung der Länder der Peripherie und
ihre Wiederabrüstung durch "friedenschaffende" Militärinterventionen ha-
ben mit Sicherheitspolitik nichts mehr zu tun. Man muß vielmehr vermuten,
daß es sich um die Anpassung bisheriger Herrschaftsstrategien an die Be-
dingungen der Weltgesellschaft handelt.

Durch den Golfkricg und seine mediale Vermittlung sind "die vertrauten
geistigen Stömungen der Gegenwart nicht nur in Deutschland, sondern
weltweit in völlige Verwirrung geraten. Alte Formen des Zusammenhangs
haben sich aufgelöst, neue noch nicht dauerhaft gebildet", schreibt Michael
Brie im Vorwort zu einer Sammlung von Stimmen aus aller Welt zum Golf-
kricg, welche die "völlige Verwirrung" voll und ganz bestätigt. "Der" Krieg
hat sein Gesicht geändert. Pazifisten werden zu Bellizisten, Friedensforscher
zu Entdeckern eines humanitären Interventionismus, Feministinnen rufen
nach Strafcxpeditionen gegen Massenvergewaltigungen. Mit jeder "frieden-
schaffenden" Mililäraklion dürfte jedoch der Zusammenhang erkennbarer
werden, der zwischen den einstweilen noch "verwirrenden" interventionisti-
schen Strategien und der massenhaften Verelendung besteht, von der bis
jetzt schätzungsweise 1,2 Milliarden Menschen betroffen sind.

Dies wäre vielleicht auch die Stunde eines neuen sozialistischen Pazifis-
mus. Zu klären wäre allerdings die Frage, wie nicht nur der Aufstieg der so-
zialistischen und Arbeiterbewegung mit den großen Hegemonialkriegen zu

lun hat, sondern auch die epochale Niederlage des Wellsozialismus gegen

Ende des 20. Jahrhunderts. Bekanntlich hat Friedrich Engels die Arbeiter-
parteien vor über einem Jahrhundert vor den verhängnisvollen Auswirkun-
gen des Chauvinismus gewarnt, der, wie er richtig vorhersah, durch einen
europäischen Krieg entflammt würde. "Einen europäischen Krieg würde ich

für ein Unglück halten, diesmal würde er furchtbar ernst werden, überall
den Chauvinismus entflammen auf Jahre hinaus, da jedes Volk um die Exi-
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stenz kämpfen würde. Die ganze Arbeit der Revolutionäre in Rußland, die
am Vorabend des Sieges stehen, wäre nutzlos, vernichtet, unsere Partei in
Deutschland würde momentan von der Flut des Chauvinismus über-
schwemmt und gesprengt, und ebenso ging's in Frankreich."11 Der Oppor-
tunismus der nationalen Parteiführungen, die der Kriegspolitik ihrer Länder
keinen Widerstand entgegensetzten, besiegelte die erste epochale Nieder-
lage des Weltsozialismus. Aber trotz des Zusammenbruchs der Zweiten In-

ternationale 1914 erlebte die revolutionäre Bewegung nur drei Jahre später
schon einen gewaltigen Wiederaufschwung. Opportunismus war auch die
Ursache der zweiten epochalen Niederlage des Sozialismus gegen Ende des
20. Jahrhunderts. So die interessante These von von Sahra Wagenknecht.
Der Opportunismus, welcher im sozialistischen Weltsystem die Oberhand
bekam, war nach ihrer Meinung eine Folge von "Verzicht auf das Endziel
Weltsozialismus, Anerkennung des internationalen Status quo und Intensi-
vierung der Zusammenarbeit mit den imperialistischen Staaten; mit der Fol-
ge einer zunehmenden Abhängigkeit der sozialistischen Länder vom Welt-
finanzkapital." Diese Politik habe zur Beschränkung auf die Verwaltung
und Sicherung des bestehenden Zustandes geführt. Mit dem Eingehen auf
die "westliche Entspannungslüge" sei die Kontinuität einer im ganzen auf-
steigenden Entwicklung des Sozialismus abgebrochen worden. Der DDR-
Sozialismus, der sich bis in die sechziger Jahre als einheitlicher, folgerichti-
ger Prozeß darstelle, der mit dem Neuen Ökonomischen System die zukunfts-
trächtige Form gefunden habe, wie Volkseigentum und gesamtgesellschaft-
liche Planung mit flexibler Entscheidungsfindung und den Eigeninteressen
der Leiter und der Kollektive zu verbinden sind, der auf dem besten Wege
war, sich zu einem blühenden und über seine Grenzen hinaus anziehenden
Sozialismus zu entwickeln, mußte im Rahmen einer Politik der bloßen Be-
sitzstandswahrung als Gefährdung der internationalen Burgfriedenspolitik
erscheinen. Auf Druck von Moskau habe die DDR ihre gesamtdeutsche Mis-
sion aufgegeben. Der Sturz Ulbrichts 1971 habe diese Kursänderung besie-
gelt.

Sahra Wagenknecht unternimmt den Versuch, die vielfältigen Ursachen

dieser weltpolitisch folgenreichen Wendung der sowjetischen Führung zu
gewichten. An erster Stelle nennt sie den "Sicherheitsaspekt". Darunter ver-
steht sie eine Verschiebung in der internationalen Kräftekonstellation. Aus-
geblieben seien die auf sowjetischer Seite gehegten Erwartungen, "über kurz
oder lang müsse das Aufbrechen innerimperialistischer Widersprüche den
antisozialistischen Block sprengen und dem Sozialismus so eine günstigere
Ausgangslage zum Verfolg seiner außenpolitischen Ziele schaffen." Umge-
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kehrt habe den Amerikanern der sowjetisch-chinesische Konflikt, dessen
Auswirkungen auf die Außenpolitik der Sowjetunion kaum überschätzt wer-
den könnten, genau jene Möglichkeit verschafft, "um die sich die sowjeti-
sche Führung so angestrengt bemüht hatte: die Möglichkeit, die verfeinde-
ten Blöcke im gegnerischen Lager gegeneinander auszuspielen." Zweitens
nennt sie wirtschaftliche Ursachen, und zwar: "die unerwartete Anpassungs-
und Entwicklungsfähigkeit des Imperialismus", die "Zweifel hinsichtlich der
Möglichkeit seiner Überwindung überhaupt geschürt haben" mag, ferner die
Schwierigkeiten einer effizienten Arbeitsteilung, da einzelne sozialistische
Staaten "dem Werben des westlichen Kapitals mit Kredit und Wirtschafts-
hilfe aufsaßen", und schließlich hebt sie hervor, "daß ein hochgespannter
Wirtschaftskurs, wie der Ulbrichtsche, gewisse innenpolitische Risiken"
barg. Schließlich erwähnt sie drittens, daß "die Existenz eines machtvollen
und ausgedehnten Apparates — und einen solchen hatte sich die Sowjet-
union auf Grund ihrer Geschichte in ungleich größerem Maße zulegen müs-
sen als die DDR" — die "Umorientierung" auf die "Konservierung des Beste-
henden" begünstigte.13

Die europäisch-amerikanischen Spannungen in den siebziger Jahren
konnten unter Kontrolle gehalten werde. Doch der sowjetisch-chinesische
Gegensatz war unüberwindbar, und die Spannungen in RGW und War-
schauerpakt führten schließlich zum Zerfall des sozialistischen Weltsy-
stems. Beide Vorgänge lassen sich zweifellos auch als Entwicklungen be-
schreiben, die durch die Dynamik des modernen Weltsystems nicht nur de-
terminiert, sondern unausweichlich waren. Dann ginge der Vorwurf des
Opportunismus ins Leere. Wenn jedoch sozialistische Politik Befreiung von
den Mechanismen der kapitalistischen Weltökonomie sein soll, dann kommt
alles auf die Frage an, ob Strategien richtig oder falsch sind. Dann ist es von
entscheidender Bedeutung, diejenigen strukturellen Faktoren zu analysie-
ren, welche falsche strategische Entscheidungen begünstigen.

Mitte der 60cr Jahre bis Anfang der 70er Jahre, in dem Zeitraum, in wel-
chem aufgrund einer Kursänderung des sozialistischen Weltsystems die

Entspannungspolitik einsetzte, ging auch der Nachkriegsboom zuende. Der

"lange" Zyklus der kapitalistischen Weltwirtschaft wechselte von seiner ex-
pandierenden A-Phase zu seiner krisenhaften B-Phase, die bis heute anhält.
Die Protestbewegungen des Jahres 1968 erschütterten die westliche Welt.
Die Sowjetunion hatte auch bei den strategischen Waffen eine ungefähre
Parität mit den USA erreicht. Die USA hatten sich in einen nicht gewinnba-
ren Krieg in Vietnam verstrickt. Das internationale Kräfteverhältnis hatte
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sich insgesamt eher zugunsten des sozialistischen Weltsystems entwickelt.
Es scheint, daß der Opportunismus der sozialistischen Führungen eine
Form von Hybris war, eine falsche Hoffnung, das Ziel Wehsozialismus auf
einem bequemeren Wege zu erreichen. Festhalten an Leninscher Imperia-
lismusanalyse, Ignorieren Engelsscher Warnungen vor Chauvinismus in den
Arbeiterparteien wurden genährt durch das Bewußtsein gewachsener Stärke
des sozialistischen Weltsystems.

Und diese Hybris hatte einen nicht zu übersehenden militaristischen
Aspekt. Das Abdriften der CSSR nach Westen wurde 1968 militärisch ver-
hindert. Scheinbar waren Krisen im eigenen Einflußbereich letztlich immer
noch mit Truppen in den Griff zu bekommen. Eine entsprechende "Doktrin"
bekam den Namen Breschnews. Hatte die "Existenz eines machtvollen und
ausgedehnten Apparates" im allgemeinen eine Lähmung der Initiative der
Arbeiter zur Folge, so leistete der militärische Sektor dieses Apparates ei-
nem politischen Opportunismus in der sozialistischen Weltpolitik Vorschub,
der den Niedergang früher oder später herbeiführen sollte. Afghanistan läu-
tete dann das Ende ein. War es nicht militärischer Chauvinismus, durch den
am Ende, wenn auch völlig anders als von Engels erwartet, "die ganze Arbeit
der Revolutionäre in Rußland ... vernichtet" wurde?

4. Krieg als Destabilisierung von Herrschaftsverhältnissen

Die großen Hegemonialkriege des 20. Jahrhunderts führten außer in West-
europa und Nordamerika in nahezu allen übrigen Teilen der Welt zu tiefen
Erschütterungen von Klassen- und Fremdherrschaft. Die Form des Krieges,
von der hier behauptet wird, daß sie mit der in den 70er Jahren einsetzen-
den Verdichtung des Weltsystems zur einen Weltgesellschaft der Vergan-
genheit angehört, war für die Machthaber eine im wahrsten Sinne des Wor-
tes zweischneidige Angelegenheit. Dies ist klugen Politikern vor allem in
den angelsächsischen Ländern schon zu Beginn des Jahrhunderts nicht ver-

borgen geblieben. Im amerikanischen Präsidentschaftswahlkampf 1915
sprachen sich beide Kandidaten für die Schaffung einer Weltorganisation
aus. Präsident Wilson nahm die Gründung der League of Nations als
Kriegsziel in seine berühmten vierzehn Punkte auf. Der Völkerbund war
auch eine Antwort auf Lenins Friedenspolitik. Für die USA war diese neue
transterritoriale SuperStruktur des internationalen Staatensystems eine
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Form, die ihren Aufstieg als wirtschaftliche Führungsmacht am meisten zu
begünstigen versprach. Doch Washington reduzierte sein Engagement für
den Völkerbund auf indirekte, aber durchaus wirkungsvolle Einflußnahme,
insbesondere auf die Mandatspolitik, aus der Position eines "Beobachters"
heraus. Deutschland war nicht bereit, sich mit den Ergebnissen des ersten
Weltkrieges abzufinden. Japan wollte bei seiner Expansion in Asien nicht
auf militärische Formen der Eroberung verzichten. Das System der kollekti-

ven Sicherheit blieb bloßes rechtlich-organisatorisches Konstrukt, das Ver-
bot des Angriffskrieges eine neue, mit dem zweiten Weltkrieg alsbald wieder
massiv verletzte Völkerrechtsnorm. Die Vereinten Nationen, eine gewisser-
maßen verbesserte Neuauflage des Völkerbundes, wurden nicht mehr auf
europäischem, sondern auf amerikanischem Boden gegründet. Amerika war
nun endgültig zur globalen Hegemonialmacht aufgestiegen. Es produzierte
1945 die Hälfte des globalen Bruttosozialprodukts. Die Sowjetunion, der
Kriegsalliierte gegen die Achsenmächte, sollte zum Gegenpol in einem ame-
rikanischen Bündnissystem werden, welches nichl nur die Eindämmung
sowjetischer Positionen, sondern auch die Quarantäne der Kriegsvcrlierer
Deutschland und Japan und die Disziplinierung der übrigen Verbündeten
sicherstellen sollte. Der Ausbruch eines dritten Hegemonialkrieges wurde
vierzig Jahre lang durch atomare Abschreckung verhindert, weshalb man
vom kalten Krieg sprach. Während dieser Zeit fanden, wie erwähnt, etwa
180 bewaffnete Konflikte statt. Algerien, Vietnam und Afghanistan waren
Interventionskriege, die für die intervenierenden Länder mit Niederlagen
endeten und daher zu schweren innenpolitischen Erschütterungen in Frank-
reich, in den USA und in der Sowjetunion führten.

Über die möglichen Auswirkungen künftiger Interventions- oder regiona-
ler Bandenkriege auf die Machtstellung ihrer Veranstalter zu spekulieren,
ist wenig ergiebig. Es sei allerdings darauf hingewiesen, daß die chauvini-
stische Aufwallung beim Sieg am Golf nicht ausreichte, um Präsident Bush
erneut ins Weiße Haus zu tragen. Und die gegenseitige Anerkennung der
Israelis und Palästinenser, eine Folge beiderseitigen Erschöpfungszustands,
der durch den Golfkrieg für beide Seiten nur noch offenkundiger wurde,
könnte der Ausgangspunkt eines noch langen, auch an Rückschlägen noch

reichen Weges zu regionaler Kooperation sein, in der die amerikanische
Rolle in nahen Osten am Ende weniger hegemonistisch zu sein hätte.
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5. Militaristische Repression gegen demokratische Bewegung

Bürgerliche Demokratie und kapitalistische Marktwirtschaft sind seit An-
fang der 90er Jahre in ihre schwerste bisherige Krise geraten. Das Ver-
schwinden der sozialistischen Staaten hatte für einen kurzen historischen
Augenblick die Illusion aufkommen lassen, daß das bessere System sich
dem schlechteren überlegen erwiesen habe. Die Weltlage schien entspann-
ter als in den Zeiten der Systemkonfrontation. Seit 1991 ist klar, daß der
Zusammenbruch des bürokratischen Sozialismus nichts weiter war als eine
wichtige Komponente und ein Auslöser einer tiefen weltweiten Strukturkri-
se, die eine globale Umstrukturierung nötig macht.

Virulent sind weiterhin die altbekannten strukturellen Faktoren der Desta-
bilisierung: Arbeitslosigkeit, wachsende Armut, massive Migrationsbewe-
gungen, Drogenhandel, Umweltzerstörung. Die Armut hat sich, auch in der
extremsten Form, auf das riesige Gebiet der ehemaligen Sowjetunion und
Osteuropas ausgedehnt. Eine Ost-West-Wanderung ist hinzugekommen. Die
bisherigen Probleme haben sich durch wirtschaftliche Rezession und Wäh-
rungsunruhen weiter verschärft.

Vor allem aber hat die Krise das internationale Staatensystcm in seinen
Strukturen erfaßt. Die wesentlichen Faktoren sind bereits angesprochen
worden: erstens das Auseinanderbrechen von multinationalen Staaten sowie
die Usurpation der UNO durch die Hegemonlalmächte, zweitens eine neue
militaristische Konfiguration, in der sich hegemonialer Interventionismus
und nationaler Banditismus ineinander verschränken. Und drittens als mas-
senpsychologischer Ausdruck dieser Entwicklungen ethnische und religiöse
Konflikte, Nationalismus, Rassismus und Nazismus. Insgesamt entstand eine
Kluft nicht nur zwischen Nationalstaat und Nationalökonomie sondern auch
zwischen dem internationalen Staalensyslem und der kapitalistischen Welt-
ökonomie.

Die politischen Krisenerscheinungen, ihrerseits Elemente der strukturel-

lon Weltwirtschaftskrise, sind ganz offensichtlich Ursache für das irritieren-
de Wiederaufflammen militärischer Gewalt. Die unter den Bedingungen der
bipolaren Weltordnung gehegte Erwartung von Christen und Pazifisten, daß
strukturelle und geistige Veränderungen es zum ersten Male seit der Früh-
geschichte der Menschheit möglich machen würden, den Krieg als soziale
Institution abzuschaffen, erscheinen inzwischen als voreilig oder werden
gar, wie eh und je, als utopisch abgetan. Von den allerneuesten Bemühun-

69



Klaus von Raussendorff

gen, die abhandengekommene "Funktionalität" des Krieges wiederzufinden,
war schon die Rede. Sie werden ergänzt durch die Wiederentdeckung des
"strukturellen Aspekts" des Krieges. Wehrhaftigkeit nach außen sei für die
Entwicklung kollektiver Identitäten unverzichtbar. Diese wiederum seien
unerläßliche Voraussetzung für die Bildung individueller Identität.15

Was aber, wenn sich in der globalen Strukturkrise die praktischen Tests
auf die neue "Funktionalität" militärischer Lösungsversuche als Fiasko her-
ausstellen werden? Dies wäre dann der Fall, wenn nicht nur wie immer den
Massen einseitig die schwersten Opfer auferlegt würden, sondern die Mach-
thaber stärker noch als schon in der Periode der Hegemonialkriege die Er-
fahrung machen müßten, daß sie durch kriegsbereite und kriegerische
Handlungsweisen in nur noch schwierigere Situationen geraten, und daß die
bestehenden Herrschaftsverhältnisse durch gewaltsame Konfliktbearbeitung
delegitimiert und destabilisiert werden. Das Militärwesen degenerierte dann
zu einer Sphäre, die frei von allen noch irgendwie als vernünftig wahrge-
nommenen Funktionen in den internationalen Beziehungen, nur noch als
Faktor innenpolitischer Disziplinierung und im Extremfall staatlichen Ter-
rors vorhanden wäre. Sollte der Anschein der Funktionalität transterritori-
aler Militäreinsätze gänzlich schwinden, so bestünde die strukturelle Wir-
kung der militärischen Sphäre kaum in der Stiftung nationaler Identität. Es
würde im Gegenteil zu innerstaatlicher Polarisierung und Konfrontation
kommen.

Die neue Konstellation des internationalen Slaatcnsystcms macht eine
derartige Entwicklung wahrscheinlich. Die neue Lage besteht in der unauf-
hebbaren Ambivalenz zwischen globaler Hierarchisierung der Staaten einer-
seits und kontinentaler Blockbildung andererseits. Die Formierung der
Weltgesellschaft ist weder als globale Pax Americana noch als Triade US-
amerikanischer, japanischer und deutscher Einflußzonen möglich. Beide
Tendenzen greifen ineinander. Nach dem Willen ihrer Strategen sollen sie
sich ergänzen. In Wirklichkeit laufen sie darauf hinaus, sich gegenseitig zu
neutralisieren. Die letzten weltgeschichtlichen Manifestationen der Funk-
tionalität des Militärischen lagen in dem Aufstieg der Vereinigten Staaten

zum Welthegemon in zwei Weltkriegen und in der Bewahrung eines kriegs-
freien Zustands in Europa durch ein bipolares System atomarer Abschrek-
kung. Aus ihrer hegemonialen Stellung heraus erzwangen die USA die
weltweite Durchsetzung des Freihandels. Das war die Voraussetzung für den

Aufstieg Japans zur führenden Weltwirtschaftsmacht und auch für denjeni-
gen Deutschlands. Und bezeichnenderweise wurden ihre Eroberungen im-

70



Demokratie und Militär

mer größerer Teile des Weltmarkts nicht von eigener militärischer Stärke
abgestützt, sondern im Gegenteil durch militärische Enthaltsamkeit geför-
dert. Von Funktionalität militärischer Macht im historischen Sinne könn-
te auch in Zukunft gesprochen werden, wenn die militärische Suprematie
der Vereinigten Staaten dazu diente, eine auf dem Anspruch eines univer-
sellen Gewaltmonopols begründete Weltordnung zu errichten, die ein Mini-
mum an Legitimität reklamieren könnte. Funktionalität wäre auch gegeben,

wenn deutsche militärische Stärke bei der Einigung des europäischen Kon-

tinents eine Rolle zu spielen vermöchte, vergleichbar der Rolle Preußens
bei der Gründung des Deutschen Reiches. Beides ist undenkbar. Der ame-
rikanischen Kriegsmaschinerie bleibt nur ein kleiner Rest an Funktionalität
in der Aufgabe, die Verbreitung von Nuklearwaffen und der zu ihrer Her-
stellung benötigten Technologien mit aller Energie zu bekämpfen. Von
Funktionalität des Militärischen sollte nicht gesprochen werden, wenn es
um das Kidnapping von Gestalten wie Noriega oder Aidit geht. Die dabei
verübten Massaker an der Zivilbevölkerung verbieten jeden Vergleich mit
Polizeifunktionen. Der Begriff "Weltpolizei" ist ein Hohn auf die rechtsstaat-
lichen Bindungen der innerstaatlichen Gesetzeshüter, so wenig fest diese
Bindungen in vielen Fällen auch sind. Schlimmer noch dient das gedanken-
lose Gerede von "Weltpolizisten" eher umgekehrt dazu, die Öffentlichkeit
auf die Militarisierung der inneren Ordnungskräfte ideologisch einzustim-

Wenn weiter oben bereits der militärische Faktor als ein Hindernis föde-
ralistischer Staalenkooperation dargestellt wurde, so muß nunmehr daran
erinnert werden, daß militärische Aktionen noch im vorigen Jahrhundert,
z.B. im amerikanischen Bürgerkrieg, entscheidend dafür waren, daß die
Einheit der Vereinigten Staaten von Amerika, eines exemplarischen Bun-
desstaates, erhalten wurde. Und das Deutsche Reich, ebenfalls ein Bundes-
staat, ging aus drei Kriegen hervor. Dem Militärischen wohnt also nicht ein
wesensmäßiger Gegensatz zum föderalistischen Staat inne. Daß sich die mili-
tärische Sphäre als Medium der Beschädigung föderalistischer Kooperation
erwies, liegt offenbar an tiefergehenden Strukturveränderungen, die seit An-

fang der 90er Jahren virulent gewordenen sind.

So ist zu unterscheiden zwischen Föderalismus als einer besonderen
Spielart von Staatenbildung innerhalb des ansonsten auf Staatenrivalität be-
ruhenden internationalen Systems und föderalistischer Staatenkooperation
als Prinzip einer strukturellen Veränderung des internationalen Staaten-

systems insgesamt. Um ein "durchföderalisiertes" Weltsystem hätte es zu ge-
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hen angesichts der bereits erwähnten Probleme, welche in ihrer Gesamtheit
die Frage nach der Existenz der Menschheit in der Biosphäre auf die Tages-
ordnung setzen. Militär ist seinem Wesen nach eine Erscheinung des mo-
dernen Staates, der sich der organisierten Staatengemeinschaft nur insoweit
unterordnet, als er entweder infolge eigener Abhängigkeit dazu gezwungen
ist oder dank eigener Stärke andere Staaten zu einer gleichen in seinem In-
teresse liegenden Unterordnung bewegen kann. Föderalismus bedeutet da-

gegen, daß das Gesamtinteresse substantiell mehr ist als die Summe der In-
teressen der Mitgliedsländer. Soll Föderalismus zum globalen Prinzip trans-
territorialer SuperStruktur werden, wird Militär zwangsläufig dysfunktional.
Bekanntlich hat Clausewitz den Krieg als einen Zweikampf bezeichnet. Und
die Etymologen leiten das Wort bellum von duellum ab. Für Null-Summen-
Spiele, und darum geht es bei der Ausübung militärischer Macht, würde
kein Platz mehr sein in einem föderalisierten Staatensystem, welches allein
in der Lage wäre, den globalen Problemen eine neue Wendung zu geben.

Das Institut des Krieges hat in seiner langen Geschichte, die mit dem
Übergang von der gemeinschaftlichen Jagd auf Tiere zu kriegerischem Ver-
halten zwischen rivalisierenden Menschengruppen begann, einer unendli-
chen Vielfalt von Zwecken gedient. Diese schier unendliche funktionale
Vielseitigkeit entspricht dem Wesen des Krieges. Voraussetzung der äuße-
ren Zweckhaftigkeit des Krieges ist allerdings, was in der Weltgesellschaft
im Verschwinden ist: die scheinbar grenzenlose Nutzbarkeit der Biosphä-
re und die scheinbare Unabhängigkeit der Völker voneinander. Warum aber
gibt es dann immer noch Militär? Warum erscheint die Antizipation einer
Gesellschaft, in der Militär ebenso abgeschafft ist wie z.B. Sklaverei oder
Hexenverbrennung, allgemein immer noch als unvorstellbar. Liegt es an der
Wertschätzung für soldatische Tugenden wie Disziplin, Mut und der Bereit-
schaft, für sein Land zu kämpfen? Wohl kaum; denn derartige Tugenden
müßten sich im Dienste friedlicher Arbeit noch größerer Wertschätzung er-
freuen als im Dienste von Tod und Zerstörung. Zum Vorschein kommt statt-
dessen vielmehr die reine Zwangsgewalt des Militärs gegen die eigene Be-
völkerung. Die Armeen der Mehrheit der etwa 185 Staaten des Weltsystems

haben nur diesen "strukturellen" Aspekt und sind für transterritoriale
Zwecke, wenn überhaupt, nur zum Schein ausgerüstet und ausgebildet. In
der neuen militärischen Konfiguration des hegemonialen Interventionismus
und nationalen Banditismus, das heißt des Verfalls rationaler Zweckhaftig-
keit, droht dieser "strukturelle Aspekt" von den Ländern der Peripherie

auch auf die Länder der Semiperipherie und selbst der Kernzonen des Welt-
systems überzugreifen. Diese Zeilen werden geschrieben, während der Prä-
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sident Rußlands das Parlament abschafft und von Panzern beschießen läßt,
ohne daß maßgebliche politische Führer der Welt aufhören, ihm die Inten-
tionen eines Reformers öffentlich zu bescheinigen.
Das repressive, elitäre, antidemokratische Wesen des "strukturellen
Aspekts" des Krieges ist bereits dem ersten Kriegstheoretiker aufgefallen.
Herakleitos von Ephesos hat seinem bekannten Diktum über die Zweckhal-
tigkeit des Krieges eine Reflektion über das Verhältnis von Krieg und Klas-
senherrschaft hinzugefügt, die bezeichnenderweise so gut wie unbekannt ist.
Das Zitat lautet vollständig: "Der Krieg ist der Vater aller Dinge und der
König aller. Die einen macht er zu Göttern, die anderen zu Menschen, die
einen zu Sklaven, die ändern zu Freien."17 Wo in der einen Weltgesell-
schaft nur noch Privilegien der "Freien" gegen die "Sklaven" verteidigt wer-
den, wird es nicht ausbleiben, daß sich in allen Ländern militaristische Re-
pression gegen demokratische Bewegungen richtet.

6. Militaristischer Nationalismus versus Internationalismus

Das vorerwähnte Schwinden vernünftiger transterritorialer Zwecke des Mili-
tärischen hat seine Ursachen nun allerdings nicht in der Sphäre des kriegs-
bereiten und kriegerischen Handelns an sich. Vielmehr wurden die Staaten
selbst, Substrate ihrer eigenen militärischen Apparate, in der globalen
Strukturkrise einem liefgreifenden Veränderungsprozeß unterworfen. Selbst
die Kernstaaten des Weltsystems kontrollieren nicht mehr die internationali-
sierten Produktionsketten und globalisierten Finanzkapitalbewegungen.
Nach neoliberaler Doktrin haben die Regierungen sogar die Aufgabe, sich
durch Deregulation der Märkte selbst zu entmachten. Die Unternehmen,
genauer gesagt, die Unternehmen, welche in den Schlüsselbereichen der
Wirtschaft die Masse des Umsatzes tätigen, operieren unter Bedingungen
globaler Konkurrenz. Unter dem Druck der Lohnkostenkonkurrenz ist das
Gefalle zwischen Hoch- und Niedriglohnländern zu einem wichtigen Ele-
ment für wirtschaftliche Standortentscheidungen internationaler Unterneh-

men geworden. Alte geographische Differenzierungen in den Arbeits- und
Lebensverhältnissen der Lohnabhängigen in Nord und Süd bestehen fort.
Doch einerseits werden Produktionen von den Kernländern in die Periphe-
rie verlagert, andererseits wächst die Arbeitslosigkeit und Verelendung auch
in den sogenannten reichen Ländern. Norden ist auch im Süden, Süden ist
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auch im Norden. Es gibt nur noch eine Welt, und darin nur noch oben und
unten.

Giovanni Arrighi hat die in der globalen Strukturkrise aufgetretenen
Tendenzen der Homogenisierung der Arbeits- und Lebensbedingungen un-
tersucht und schreibt zur Frage der Auswirkungen auf die Weltarbeiterbe-
wegung:" Proletarier haben immer rebelliert, wenn sie mit der Neigung des
Kapitals zu tun bekamen, Arbeitskräfte wie eine undifferenzierte Masse oh-
ne irgendeine andere individuelle Besonderheit als die differenzierte Fähig-
keit zur Vermehrung des Werts von Kapital zu behandeln. Unweigerlich
klammerten sie sich an eine beliebige, auch neu geschaffene Kombination
von Unterscheidungsmerkmalen (Alter, Geschlecht, Hautfarbe und entspre-
chende geohistorische Eigentümlichkeiten), die sie dazu benutzen konnten,
dem Kapital irgendeine Art von Sonderbehandlung abzuringen. Folglich
fanden in die Weltarbeiterbewegung, und zwar in beide von ihr eingeschla-
gene Richtungen, die kommunistische -wie die sozialdemokratische, Patriar-
chalismus, Rassismus und National-Chauvinismus Eingang, und leben in
der einen oder anderen Form in den meisten proletarischen Ideologien und
Organisationen fort."18 Nationalismus und Chauvinismus, aber auch die
anderen bei der Differenzierung der Lohnabhängigen durchschlagenden
ideologischen Momente, stehen in einem besonderen Verhältnis zum Milita-
rismus: Die Streitkräfte sind eine besondere Schule des Nationalismus, und
Streitkräfle brauchen nationalistischen Rückhalt in der Bevölkerung.

Das Streben der Proletarier nach "Sonderbehandlung" durch das Kapital
machte sie im Jahrhundert der großen Ilcgcmonialkriegc anfällig gegen
Chauvinismus und Militarismus. Der proletarische Internationalismus erlitt
schwerste Rückschläge. Er hat bisher nicht einmal wirklich existiert, d. h.
in einer theoretischen und organisatorischen Form, die geeignet gewesen
wäre, alle durch das kapitalistische Weltsystem Unterdrückten und Ausge-
beuteten zu einem globalen Klassensubjekt zu vereinigen. Heute sind die
nationalen sozialistischen und demokratischen Bewegungen durch den Un-
tergang der sozialistischen Staaten und eine epochale Niederlage des Sozia-
lismus zurückgeworfen und in die Verteidigung gedrängt. Doch befreit von

einengenden Dogmen und Schemata, können sie aus der Niederlage heraus
neue innovative Strategien entwickeln. Dabei sind sie allein auf ihr eigenes
theoretisches, programmatisches und praktisches Vermögen angewiesen. Sie
haben den Vorteil, daß die Sirenengesänge des Chauvinismus und Milita-
rismus, denen sie im Jahrhundert der Hegemonialkriege lauschten, inzwi-
schen weniger verführerisch klingen. Versprechen die Militärs im "Süden"
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auch, die nationalen Interessen gegen den globalen Neoliberalismus und
Imperialismus zu verteidigen, versprechen die militärischen Planer des
"Nordens" auch eine "Neue Weltordnung" zur Verteidigung alter, einen Teil
der Lohnabhängigen einschließender Privilegien, so ist doch in der globalen
Slrukturkrise bereits ausreichend deutlich geworden, daß die Spielräume
für nationale "Sonderbehandlungen" der Proletarier durch das Kapital ob-
jektiv enger geworden sind, und daß militärisches Gebahren nur noch
scheinbare oder äußerst kurzlebige Vorteile in der kapitalistischen Welt-
ökonomie zu verschaffen vermag. Dies ist eine neue Situation.

7. Demokratische Bewegungen gegen Militär

Soweit diese Skizze einer vorläufigen Analyse des militärischen Faktors in
der tiefen globalen Strukturkrise, welche aller Voraussicht nach noch vor
dem Jahre 2000 zu tiefgreifenden Umbrüchen und eruptiven Veränderungen
führen dürfte. Unser Befund enthält, um hier abschließend eine pointierte
Zusammenfassung zu geben, folgende Elemente: Militärapparate und Mili-
tärpolitiken erweisen sich als gravierende Hindernisse der Teilhabe der
Massen an demokratischer Willensbildung und Entscheidungsfindung. Sie
stellen selbst die bisherigen Errungenschaften der bürgerlichen Demokratie
in Frage. In der Weltgcscllschaft ist der Militärfaktor auch in Gegensatz zu
multi-ethnischen Bundesslaatcn sowie neuen föderalistischen Formen der
Staatenkooperation geraten und stellt für sie eine Gefahr dar. Mit dem hin-
ler uns liegenden Jahrhundert der großen Hegemonialkriegc ist die Zeit der
"guten" Kriege zu Ende gegangen. In den Hegemonialkriegen trat ein gewal-
tiges, durch den militärischen Katalysator freigesetztes Potential der Desta-
bilisierung von Herrschaft zutage. Künftig haben die Machthaber mehr denn
je in der Geschichte Grund, die tatsächliche Ausübung ihrer militärischen
Gewalt wegen der damit verbundenen destabilisierenden Wirkung zu fürch-
ten. Je mehr die rationalen Zwecke militärischer Gewalt schwinden, weil die
Biosphäre nicht länger unbegrenzt nutzbar ist, und weil die Völker an die

Grenzen ihrer Unabhängigkeit voneinander stroßen, desto mehr tritt in der
militärischen Sphäre der "strukturelle Aspekt" reiner Klassenherrschaft zu-
tage. Diese tritt in der neuen globalen Konfiguration einer Verschränkung
von hegemonialem Interventionismus und nationalem Banditismus in Er-
scheinung. Doch der militärische Chauvinismus steht mit leeren Händen da,
mag er den Lohnabhängigcn auch nationale Sonderbehandlung versprechen.
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Ohnmächtiger denn je ist Waffengewalt angesichts der Konkurrenzbedin-
gungen globalisierter Märkte für Investitionskapital, Waren und Arbeits-
kraft. Zwischen politischem Weltsystem und kapitalistischer Weltwirtschaft
hat sich eine Kluft aufgetan.

Sollte sich diese Analyse im wesentlichen als zutreffend herausstellen,
dann werden es die demokratischen Bewegungen, gleich ob sozialistischer,
religiöser, ökologischer, feministischer oder weltsolidarischer Tendenz,
kaum bei den bisher vorherrschenden Haltungen zu Krieg, Rüstung und Mi-
litärpolitik belassen können. Sie werden Demililarisierung als eine tiefgrei-
fende Veränderung der Funktionen der Staaten und der organisatorischen
Struktur des internationalen Staatensystems begreifen müssen. Dies und die
dabei auftretenden ungeheueren Schwierigkeiten wären der Gegenstand ei-
ner anderen Analyse. Doch sollen hier abschließend wenigsten drei Proble-
me angesprochen werden, in denen gefährliche Fallen für Demilitarisie-
rungs-Strategien stecken: die Nationalismusfallc, die Weltstaatfalle und die
Bestrafungsfalle.

Die Nationalismusfalle ist gefährlich, weil das politische Geschäft, wel-
ches strukturell auf abgegrenzte Territorien bezogen ist, nicht an mensch-
heitlichem, die Weiterexistenz der Art sichernden Verhalten orientiert wird,
sondern im Gegenteil zur Bearbeitung globaler Probleme meist autozentri-
sche Lösungen angeboten werden. Unter den Bedingungen des kapitalisti-
schen Weltsystems sind Universalismus und Nationalismus nur zwei aus-
tauschbare Ideologien im Interesse der Dominanz der hochindustrialisierten
Kernländer über die Länder der Peripherie. Aber auch der Sozialismus ist
mit dem Widerspruch zwischen der Universalität des Lohnverhältnisses und
der Vielfalt der kulturellen Identitäten der Lohnarbeiter bisher nicht fertig
geworden. Um diesen Widerspruch zu bearbeiten, setzt die Kritik gewöhn-
lich an den barbarischen, unzivilisierten Aspekten kultureller Identität an.
Bei den curopäisch-nordmerikanischen Völkern sind dies vor allem Ras-
sismus, Faschismus und Nazitum, bei den islamischen Völkern der Funda-
mentalismus ete. Eine derartige Kritik, derzeit wieder im Anwachsen, da die
kritisierten Phänomene eine unerwartete Virulenz bekommen haben, steht

jedoch solange auf fragwürdigem Boden, wie diese anti-demokratischen
Strömungen nur als Entartungen eines an sich "gesunden" Nationalismus
verstanden werden. Und selbst, wenn der Nationalismus als der Nährboden
jedweden anti-demokratischen Irrationalismus begriffen wird, ist immer
noch nicht allzu viel gewonnen, solange die militärische Sphäre, die das
Medium für Nationalismus, Rassismus und Faschismus schon immer gewe-
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sen ist, von radikaler und auf ihr Verschwinden abzielender Kritik ver-
schont bleibt. Die Scheinlösung des Dilemmas zwischen Universalismus und
Partikularismus, die gewöhnlich angeboten wird, ist eine unkritische allge-
meine Abwertung des Nationalstaats. Die Gefährlichkeit derartiger opportu-
nistischer Halbheiten besteht darin, daß damit auch die für die Erfüllung
sozialer und kultureller Bedürfnisse der Massen unverzichtbaren Funktio-
nen des Nationalstaates diskreditiert werden und die militärische Sphäre als

der eigentliche Gegenstand der Kritik ausgeblendet wird.

Die Weltstaatfalle ist gefährlich; denn historische Erfahrung mit groß-
räumiger transterritorialer staatlicher Organisation, aus der heraus das in-
ternationale Staalensystem zu transformieren wäre, beschränkt sich im we-
sentlichen auf Vereinte Nationen und Europäische Gemeinschaft sowie auf
allgemeine Prizipien föderalistischer Slaatsbildung. Die Tauglichkeit des
globalen Föderalismus müßte sich jedoch erst in der tatsächlichen Trans-
formation des kapitalistischen Wellsystems erweisen. Das Gefährliche der
Weltstaalfalle besteht darin, daß angesichts unseres konzeptuellen Unver-
mögens Vorstellungen über künftige "Weltordnung" aufkommen, die auf
Analogien zur Bildung der modernen Nationalstaaten der Kernzonen des
Weltsystems hinauslaufen. Dabei handelte es sich historisch gesehen be-
kanntlieh um äußerst gewaltsame, auf nationaler Klassenherrschaft und in-
ternationalem Hegemonismus beruhende Prozesse. An Hobbes erinnernd,
lautet die trügerische Hoffnung auf Weltordnung etwa so: "Hatten sich die
Menschen einer staatsbürgerlichen Verfassung und öffentlichen Gesetzen
unterworfen, um den Kampf aller gegen alle aufgeben zu können, so müssen
die Staaten das Gleiche tun, wenn sie den allgemeinen Kriegszustand über-
winden wollen".19 Das "Gewaltmonopol", Inbegriff Weberscher Staatlich-
keit, erscheint wie eine Fata Morgana über dem Sitz der Vereinten Natio-
nen. Und wie einst das erste stehende Heer allen Feinden des guten Königs
den Garaus machte, soll nun, ginge es gemäß diesen Utopien zu, die militä-
rische Supermacht USA im Bündnis mit den übrigen Großmächten als Vor-
bote künftigen wcltstaatlichen Friedens interventionistisch in Aktion treten.
Wolf-Dieter Narr bringt seine verdienstvolle Auseinandersetzung mit der

Weltstaat-Utopie auf den anti-demokratischen Punkt: "Das Weltmonopol
bedeutet den engültigen Abschied ... von der Idee der liberalen Demokratie
- sofern es irgend wirkungsvoll, d.h. in der Tat allen anderen Gewalten qua-
litativ überlegen installiert zu werden vermöchte."20

Die Bestrafungsfalle ist gefährlich, weil Militäreinsätze immer einen
Aspekt der angeblich gerechten Bestrafung eines Feindes für angeblich zu
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ahndende Rechtsbrüche haben und auf diese Weise massenhafte Rachege-
lüste wecken und befriedigen, die dann auch im Innern gegen die zivilisie-
renden Momente der Rechtsform bei der Ahndung gewaltsamer Normverlet-
zung zurückschlagen. Im Krieg geht es um mehr als um Sieg und Nieder-
lage. Es geht darum, Strafe zuzufügen oder zu erleiden. Es geht darum, kul-
turelle Überlegenheit der eigenen Seite herzustellen oder moralische Demü-
tiguung ertragen zu müssen. Das der Spare des Militärischen entstammende
Strafprinzip, ursprünglich reine Vergeltung, ist im Innenverhältnis von Ge-
sellschaften, unter dem Einfluß des Äquivalenzprinzips des bürgerlichen
Rechts, einem langen historischen Prozeß der Zivilisierung unterworfen
worden. Strafe als gewaltsame Form der Konfliktbearbeitung ist nur unter
festgelegten Bedingungen legitimiert. Ein derartiges zivilisatorisches Niveau
ist jedoch nicht irreversibel. Es ist vielmehr der Gefahr des jederzeitigen
Rückfalls in rechtliche Willkür ausgesetzt. Die Ursache dafür liegt in der
Möglichkeit, daß in militärischen Gewaltakten immer wieder das Recht des
Stärkeren in völlig willkürlicher und alle Legalität abstreifender Form zum
Durchbruch kommt. Militärische Auseinandersetzung ist der Ausnahmefall,
der kollektive Gewalt in ihren brutalsten Formen legitimiert, und zwar als
Folgewirkung dann auch im Innern. Von ordentlichen deutschen Gerichten
wurden während des zweiten Weltkrieges 30.000 Todesurteile ausgespro-
chen, eine beispiellose Rebarbarisierung der Strafjustiz, beispiellos auch im
Vergleich zu den anderen Kriegsparteien. Der kalte Krieg findet auf deut-
schem Boden seine Fortsetzung in einer in Europa einzigartigen einseitigen
straftrechtlichen Abrechnung. "Hinsichtlich der Erfahrung von zwei Welt-
kriegen erstaunt es, daß Politikerinnen und Bürgerinnen der Bundesrepu-
blik Deutschland einer Beteiligung an einem weltstaatlichen Gewaltmonopol
mit einem Strafsystem, das zu wellweiten militärischen Aktionen fähig sein
soll, bereits wieder aufgeschlossen gegenüberstehen", schreibt Peter Krase-
mann21 zum Strafprinzip. Aus seiner Darstellung, welche die Zusammen-
hänge zwischen Strafen und Kriegführen offenbar zum ersten Male themati-
siert, geht hervor, daß Alltag, Erziehung, Rechtspflege, Medien, Politik und
internationale Beziehungen in umfassender Weise vom Strafprinzip durch-
drungen werden. Das Strafen an sich stellt so eine wichtige Ursache für ge-
walttätige Konfliktbearbeitung dar.

Die Demokratie hat also mit der Aufgabe der radikalen Demilitarisierung
von Staaten und internationalem Staalensystem schwierigste Probleme zu
lösen. Es geht um die Befreiung kultureller Identität vom Nationalismus, des
Staatensystems vom Hegemonismus und des Kriminalrechts von der Vor-
herrschaft des Strafprinzips. Es geht stattdcssen um Verfassungspatriotis-
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mus, Föderalisierung des Slaatensystems und um zweiseitige zivile Formen
der Sühne. Damit eröffnen sich eine Fülle neuer, auch theoretisch noch zu

bearbeitender Themen. Demilitarisierung scheint ein programmatischer

Punkt, in welchem viele Linien der weiteren Entwicklung von Demokratie

zusammenlaufen. Demilitarisierung könnte daher auch ein Knotenpunkt der

Vernetzung der unterschiedlichsten demokratischen Bewegungen sein. Da-

bei dürften sich Überlegungen Bertolt Brechts als hilfreich erweisen, die

auch hier als methodischer Leitfaden dienten und zum Abschluß zitiert wer-

den sollen. Die fünfte der Brechtschen Thesen zur Theorie des Überbaus

lautet:

"Die Art, auf die Überbau entsteht, ist: Antizipation."22 Und zum Begriff

der Totalität führt Brecht aus: "Die Metaphysiker versuchen, und der Ver-

such beweist sie als Metaphysiker, zur Totalität zu kommen, und sie tun so,

als sei sie im Grund vorhanden, müsse also nur aufgezeigt werden ... Tat-

sächlich kann man sich eine Totalität nur bauen, machen, zusammenstellen,
und man sollte das in aller Offenheit tun, aber nach einem Plan und zu ei-

nem bestimmten Zweck."23
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Gustav Radbruch - Demokratischer Rechtsstaat1

Volkmar Schöneburg. Democratic Constitution of State: Gustav Radbruch

(1878-1949), former professor oflaw at the university of Heidelberg, socialist
democrat Member of Parliament and 1921 - 1923 minister ofjuridical af-
fairs, was one ofthe leading democratic philosophers oflaw in Gertnany dur-
ing theßrst decades ofthis Century. He conceived the state äs the legally or-
ganized structure of controversial interests, which guarantees the peaceful pur-
suit of conßicting political aims. The state hos to ascertain plurality and to
respect the relativity ofvalues. The parliament System is the form in which this
fiinction ofthe state can beßilßlled. In order to Limit the power of state organs,
human and civil rights have a kind of pre-statal validity which must be ac-
knowledged äs a constitutional a priori. Radbruch realizes the contradiction
between freedom and equality on the one side (äs the normative basis oflaw)
and inequality and dependance on the other side (äs the social reality). He
considers a social policy and democracy in economic life (e.g. participation)
äs means to diminish the acuteness ofthis contradiction. These concepts are
specified in an analysis ofRadbruch's position within the theory oflaw and
its political implications during the Weimar Republic.

"Rechtsstaat ist bei weitem noch nicht Sozialismus, aber kein Sozialismus
ohne Rechtsstaat".2

Es ist insbesondere dieser 1932 an nicht herausgehobener Stelle nieder-
geschriebene Satz, der die politische Grundüberzeugung des Rechtsphiloso-
phen, Strafrechtlers und sozialdemokratischen Rechtspolilikers Gustav
Radbruch (1878-1949) in der Zeit der Weimarer Republik ziemlich genau
reflektiert. Zwar war für ihn, der im Dezember 1918 Mitglied der SPD wur-
de, nach der Novemberrevolution und der Verabschiedung der Weimarer
Verfassung der Sozialismus Programm der Sozialdemokraten geblieben, aber

mit der Einführung der Demokratie sah er die Hälfte des Programms er-
reicht. Radbruch hielt nichts von einer Unterscheidung zwischen "bürgerli-
cher" und "sozialistischer" Demokratie. Für ihn, der aus bürgerlichem El-

ternhaus stammte und sich als "Berater und Helfer"3 der Arbeiterbewe-
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gung verstand, war die Demokratie jene Staatsform oder politische Endform,
in der sich auch einmal das sozialistische Gemeinwesen einfügen werde. Die
abschätzige Rede manches Kommunisten, aber auch seiner Parteifreunde
vom linken Flügel der SPD wie Paul Levi oder Kurt Rosenfeld, von der
"Formaldemokratie", der "schönen juristischen Fassade der ausbeutenden
Klasse bei der Niederhaltung der ausgebeuteten Klasse" war für Radbruch
unberechtigt. Doch unterlag er deshalb nicht einer verklärten Sicht auf die
Demokratie von Weimar. Jenen Kritikern warf er nur vor, die Leistung der
Demokratie zu unterschätzen, weil sie ihre Aufgabe überschätzen. Rad-
bruch, der sich hier bewußt in einer marxistischen Denktradition sah, er-
kennt in der Volkssouveränität, in der Vorstellung vom Staatsbürger eine
notwendige juristische Fiktion bzw. die Ideologie der Demokratie. Das so-
ziologische Bild der Demokratie prägten hingegen unterschiedlichste soziale
Gruppen, herrschende und beherrschte, die einen erbitterten Kampf unter-
einander führten. Das "Staatsvolk" der Reichsverfassung werde nicht durch
Gleichheit, sondern Ungleichheit des Besitzes charakterisiert. Das Parla-
ment bewertet nur den Kurswert sozialer Machtverhältnisse, wobei eine Par-
tei nur soviel parlamentarischen Einfluß hat, wie sie außerparlamentari-
schen Einfluß besitzt. Daher sei Volksouvcränitäl nicht Souveränität des
gesamten Volkes, sondern Herrschaft der stärksten Gruppen. Folglich trat
Radbruch auch dafür ein, gegenüber den wirtschaftlich Mächtigen und ih-
rem brutalen Machtmittel der Preßkorruption das Demonstrations- und Streik-
recht, also die legalen Machtmittel "der da unten" im Kampf um die soziale
und wirtschaftliche Macht in die Wagschale zu werfen. Es sei eben eine na-
ive Verkennung des Wesens politischer Macht, wenn geglaubt würde, durch
Stimmzetlelmehrheit zum Sozialismus zu gelangen. Aber die parlamenta-
rische Demokratie bietet für Radbruch die günstigste Form für den von ihm
bevorzugten "Klassenkampf am Verhandlungstisch". Zugleich könne sie
dermaleinst der Vorherrschaft der Arbeit ebenso zu rechtlichem Ausdruck
verhelfen, "wie sie heute die Diktatur des Kapitals ausdrückt."

Radbruch, für den das Staatsvolk der "Inbegriff streitender Parteien"7

ist, ordnet sich mit dieser Position in die Reihe sozial-liberaler und soziali-
stischer Staatsrechtler aus der Weimarer Zeit wie H. Kelsen, H. Heller, F.

Neumann, E. Fraenkel oder 0. Kirchheimer ein. Obwohl deren theoretische
Überlegungen Differenzen aufweisen, gingen diese demokratischen Staats-
rechtler von der "gemeinsamen Auffassung aus, daß die Weimarer Verfas-
sung ein Konsensprinzip formuliert, dessen zentrale Pole mit den Begriffen
des Pluralismus und der Legalität bezeichnet werden können."8 Die Ver-
fassung gründet sich demnach nicht auf ein objektives Wertsystem, "ihr ist
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vielmehr ein sogenannter Wertrelativismus immanent, dessen Funktion dar-
in besteht, die Vertretbarkeit gegensätzlicher politischer Ziele zu ermög-
lichen." Zwangsläufig wandte sich Radbruch scharf gegen die konservati-
ven Staatslehren eines Rudolf Smend und eines Carl Schmitt, die "auch in
nichtdemokratischen Verfassungsformen eine Repräsentation des Volkes
nachzuweisen" suchten. Denn im Gegensatz zur Auffassung Radbruchs
wurde das konservative Konsensprinzip von der Fiktion einer überparteili-

chen Homogenität der Staatsorgane getragen. Damit wurden die gesell-
schaftlichen Klassenverhältnisse und der sie schützende Staatsapparat zu
einem unangreifbaren, vom demokratischen Willensbildungsprozeß abge-
schotteten Zusammenhang überhöht. Von daher ist es nur konsequent,
daß sich Radbruch, leider erfolglos, gegen den "verhängnisvollen Schritt
zum richterlichen Prüfungsrecht" durch das Reichsgericht aussprach.

Die oben skizzierte Anschauung bestimmt auch die von Radbruch in den
Politischen Schriften entwickelte Rechlsauffassung. Im Parlament, so Rad-
bruch, werden die sozialen Machtverhältnisse in die Form des Rechts, das
heißt in die Form der Allgemeinheit übersetzt. "Die liberale Freiheit, deren
das erstarkende Kapital zu seiner Entfaltung bedurfte, wird, weil sie in die
Rechtsform überführt wird, zu einer Freiheit ßir Alle, insbesondere auch zur
Koalitionsfreiheit für die Arbeiterschaft und damit zu ihrer wichtigsten Waf-
fe im Wirtschaftskampf gegen das Kapital. Die demokratische Gleichheit,
deren sich der aufsteigende Dritte Stand als eines Kampfmittels gegen feu-
dale Ungleichheiten bedient, bietet, als Rechtsform, zugleich dem vierten
Stand die Möglichkeit des politischen Aufmarsches. So wirksam sind Fiktio-
nen! ... Das Klasseninteresse kann sich der Rechtsform nicht bedienen, oh-
ne seinerseits von ihr beherrscht zu werden."13 Das Recht, das eben auch
durch außerparlamentarischen Druck entsteht, ist dann sowohl Medium als
auch Maß der Macht bzw. Politik. Ähnlich wie Ernst Bloch14 konstatiert
Radbruch, daß das klassische Naturrccht, das vorgegebene Ideal der auf-
steigenden Bourgeoisie, seine befreienden Wirkungen bei weitem nicht nur
im Interesse derer entfaltet, die es gerufen haben. Mit der Betonung der Ei-
gengesctzlichkcit der Rechtsform15, die sich wenigstens zum Teil der Herr-
schaft des ökonomischen Interesses entzieht, knüpft er an die von Engels

vornehmlich in seinen Altersbriefen aufgeworfene Problematik der Wechsd-
und Rückwirkungen an.16

Insbesondere die Menschen- und Bürgerrechte sind daher für Radbruch
von Bedeutung. Gerade die politischen Freiheitsrechte stehen dafür, daß

nach oben dargelegter Konzeption die gesellschaftlichen Konflikte legal
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ausgetragen werden können. Doch klagt er, daß sich im geringen prakti-
schen Stellenwert dieser Rechte — ganz im Gegensatz zu Frankreich und
England — die deutsche Tradition des Obrigkeitsstaates niederschlägt.
Ein Umstand, der noch heute seine Spuren hinterläßt und den Manfred Kos-
sok in die Worte faßte: "Was Deutschland, tiefgreifender als wir bereit sind
es zuzugeben, geprägt hat, ist die historische Tatsache, daß dieses Land
niemals die Stunde des Citoyen durchlebt hat."18

Trotzdem verliert Radbruch nicht aus dem Blick, daß die materiellen Le-
bensbedingungen der Menschen, die Macht-/0hnmachtsstruktur der Gesell-
schaft in der formalen Rechtsgleichheit ausgespart werden, ja die wirklichen
Ungleichheitsbeziehungen zwischen den Individuen auch verdeckt und ze-
mentiert werden. Indem die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte von
1789 das Privateigentum für ein geheiligtes und unverletzliches Bürgerrecht
erklärte, "wies sie den absoluten König vom Throne, nur damit das absolute
Kapital ihn besteige."19 Und an anderer Stelle heißt es: "Gleichheit des
Stimmzettels bei Ungleichheit des Geldbeutels vermag in Wahrheil die
Gleichheit alles dessen, was Menschenantlitz trägt, nicht zu gewährleisten."
Aber die formale Gleichheit, die staatsbürgerlichen Rechte bilden trotz ihrer
bürgerlichen Schranke eine unverzichtbare politische Emanzipationsstufe:
"Keine wirkliche Installierung der Menschenrechte ohne Ende der Ausbeu-
tung, kein wirkliches Ende der Ausbeutung ohne Installierung der Men-
schenrechte."21 Unverkennbar sind Parallelen zwischen den beiden Seiten
der hier skizzierten (Menschen-) Rechtsauffassung Radbruchs zu Marx und
Rosa Luxemburg.22 Für Radbruch brachte die materialistische Geschichts-
auffassung die Erkenntnis der (aber nicht unmittelbaren!) Bedingtheit des
Rechts durch die wirtschaftlichen Machtvcrhältnisse. Zugleich kritisierte er
jene sozialistische Denktradition, die allzulange betont hat, daß die jeweilige
Rechtsordnung "nur" der Ausdruck des jeweiligen Kräfteverhältnisses im
Klassenkampf in der Form des Rechts sei, ohne den normativen Charakter
des Rechts genügend zu würdigen.23 Dieser Richtung entsprach es, die
Grundrechte fast ausschließlich an den Funktionsmodus der bürgerlichen
Gesellschaft zu binden. Eine solche Position vertraten zeitweise Franz L.
Neumann, der von der "Unvereinbarkeit der liberalen Freiheitsreohtc und

der sozialistischen Staatsauffassung"24 schrieb, und Max Adler in den
Reihen der SPD. Aber insbesondere in der kommunistischen Strömung der
deutschen Arbeiterbewegung war die Auffassung, die von einer gesellschaft-
lichen Homogenität und Interessenübereinstimmung in einer zukünftigen
sozialistischen Gesellschaft ausging, vorherrschend.2
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Auch dafür gibt es Ansatzpunkte bei Marx.27 So leitete Eugen Paschu-
kanis in seiner in Deutschland geschriebenen und 1926 in Moskau publi-
zierten Monographie Allgemeine Rechtslehre und Marxismus, der wohl origi-
nellsten rechtsphilosophischen Arbeit eines Marxisten, seine Rechtstheorie
unmittelbar aus der Kritik der Politischen Ökonomie von Marx aus dem Jah-
re 1867 ab. Nach Marx müssen sich unter den Bedingungen der Warenpro-
duktion die Warenbesitzer zueinander als Personen verhalten. Der Inhalt

dieses Willens- oder Rechtsverhältnisses zwischen den sich wechselseitig
als Privateigentümer Anerkennenden sei durch das ökonomische Verhältnis
selbst gegeben.28 Von diesem Ausgangspunkt aus entfaltet Paschukanis
seine faszinierende antipositivistische, kritische Rechtslehre, die die histo-
rische Relativität und Bedingtheit der Rechtsform aufdeckt und das Recht
einer ideologiekritischen Funktionsanalyse unterzieht. Doch indem er die
materialistische Perspektive bis hin zu einer "Totalerklärung, die auch die
allgemeine Rechtslehre gleich als bloße Spiegelung der Produktionsverhält-
nisse der kapitalistischen Warenproduktion erklären will",29 ausweitete,
redete er auch einer "epochalen und sektoralen Limitierung der Realbedeu-
tung von Recht"30 das Wort. Auf diese Schwachstelle marxistisch inspirier-
ten Rechtsdenkens legt Radbruch, der die deutsche Ausgabe (1929) der
Schrift des sowjetischen Rechtsphilosophen, deren Anhang und Literatur-
verzeichnis von dem juristischen Hauptberater der KPD, Felix Halle, erar-
beitet wurde, genauestens kannte,31 den Finger. Zwar rief bei ihm 1919 die
ungeschminkte Offenheit, mit der der sowjetrussische Gesetzgeber die Min-
derberechtigung bestimmter sozialer Gruppen regelt und der formalen eine
soziale Gerechtigkeit, die nur durch den Zweck bestimmt ist, die Ungleich-
heit überhaupt zu überwinden, gegenüberstellt, Erschrecken und Bewunde-
rung hervor.32 Aber trotzdem kann er, dessen Rechtsbegriff von den Säu-
len der Rechtssicherheit und Gerechtigkeit getragen wird,33 die sich für
ihn in Sowjetrußland vollziehende restlose Auflösung der Rechtsform, wenn
die gerichtliche Tätigkeit lediglich zum Werkzeug der Erziehung und Diszi-

plin wird, nicht billigen.34

Ihre Bestätigung findet Radbruchs Kritik auch in der Geschichte der
DDR. Weit davon entfernt, eine "Großtheorie" ä la Paschukanis parat zu ha-

ben, war die vorherrschende rechtswissenschaftliche Position in der frühen
DDR, das Recht lediglich als Mittel und Funktion der Macht zu sehen. Es
wurde auf den "Willen der Staatsmacht" zurückgestutzt. Die (formale)
"aequalitas juris" wurde als ein ausschließlich bürgerliches Prinzip charakteri-
siert und die Natur des Rechts auf eine Eigenschaft beschränkt: "Ausdruck
und Medium von Macht zu sein."35 Neben der Macht habe das Recht kein

87



Volkmar Schöneburg

selbständiges Wesen und könne demzufolge dem Staat nicht entgegenge-
stellt werden. Dabei wurde die Attacke gegen den Rechtsformalismus
auch aus den "Fehlern von Weimar" abgeleitet. Diese Fehler wurden unter
anderem zu recht in der Schwäche des bürgerlich-demokratischen Engage-
ments, in der Spaltung der Arbeiterbewegung und in der nicht erfolgten
Entmachtung der alten ökonomischen und politischen Machteliten gesehen.
Doch illustriert diese Analyse nicht (oder weniger) die Unzulänglichkeit
rechtsstaatlicher Institutionen, sondern vielmehr den gesellschaftlichen und
machtpolitischen Prozeß ihrer Aushöhlung.

Es kann an dieser Stelle nicht auf die dieser Fehlentwicklung zugrunde-
liegenden Gesellschaftskonzeption und die sie begünstigenden inneren und
äußeren Bedingungen eingegangen werden.37 Aber unabhängig von Ge-
genpositionen und fortschrittlichen Leistungen bleibt die "Hypertrophierung
der Rechtsgestaltung als Machtinstrument der Mächtigen",38 die Eingren-
zung des Rechts auf seine Funktionalität sowie seine tendenzielle Degradie-
rung zum Leitungsinstrument des Staates der Krebsschaden in der DDR-
Rechtstheorie und -praxis bis zu deren Untergang. Zwangsläufig lief diese
Reduktion einher mit der Unterbewertung, ja z.T. Leugnung subjektiver
Rechte sowie formal-juristischer Prozeduren und korrelierte mit einer der
Subjektwerdung des Individuums widersprechenden "Demokratie"-
vorstellung, die auf die Einbeziehung des Volkes in die Entscheidungstätig-
keit anderer hinauslief.

Vor diesem Hintergrund ist es nicht verwunderlich, daß Radbruch zwar
noch 1949 anläßlich seines Todes als Rechtswissenschaftler von hohem
Rang sowie als ein "politischer Kämpfer der Justiz, wie es in Deutschland
bisher nur wenige gegeben hal",3y gewürdigt wird, aber seine rechtsstaatli-
chen Positionen in der Folgezeit in der DDR nicht rezipiert werden.

Den Widerspruch der auf Freiheit und Gleichheil gegründeten Rechts-
form und der auf Ungleichheit und Abhängigkeit beruhenden gesellschaftli-
chen Realität sah Radbruch durch eine verstärkte Sozialpolitik und Wirt-
schaftsdemokratie sich immer mehr entschärfen. In der unaufhaltsamen

Wandlung von einem individuellen hin zu einem sozialen Recht besta/ld fÜT
ihn die Annäherung der Rechtsform an die Gesellschaft. Folglich besaß in
diesem "sozialen Volksstaat" auch das öffentliche Recht bei Radbruch den
Primat gegenüber dem Privatrecht. Vielfach zeigte sich bereits für ihn, des-
sen Ausgangspunkt das vergesellschaftete Einzelwesen war, das soziale
Recht: im Betriebsrätegesetz, im Tarifrechl, in der sozialen Fürsorge, die die
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formale Gerechtigkeit des Privatrechts korrigiere.40 In seinen rechtspoliti-
schen Ausarbeitungen für das Görlitzer Parteiprogramm der SPD setzte er
sich beispielweise für den Ausbau dieses sozialen Rechts auf den Gebieten
der Strafrechtspflege und des Familienrechts ein. Für Radbruch bedeutet
dabei soziales Recht die Beschränkung sozialer Übermacht (Kündigungs-
schutz, Arbeitsschutz usw.), die schrittweise Zurückdrängung der justitia
commutativa durch die justitia distributiva, die Verallgemeinerung privater

Rechtsbeziehungen in gesellschaftliche Verhältnisse, in die der Staat pla-
nend eingreift, und die Gewinnung einer neuen Konkordanz zwischen
Rechtsform und Rechtsinhalt.41

Infolgedessen forderte Radbruch auch eine Reform der juristischen Aus-
bildung, um statt privatkapitalistischer Formaljuristen den sozialen Juristen
der Zukunft, der das Recht im Dienste sozialer Zwecke handhabt, herauszu-
bilden. Das Rechtsstudium müsse zur Hälfte aus Nationalökonomie, den
Sozialwissenschaften und der Sozialphilosophie bestehen, um das Recht aus
seiner selbstgerechten Isolierung herauszureißen und in den Zusammen-
hang der sozialen Tatsachen zu stellen. In der Rechtsgeschichle sollten
nach Radbruch die ökonomischen und sozialen Triebkräfte der Rechtsent-
wicklung kenntlich werden. Die Studenten müßten lernen, auf welche Wei-
se sich die ökonomischen und sozialen Mächte ihren rechtlichen Ausdruck
suchen.

Dem Professor für mathematische Statistik, Emil Julius Gumbel, der wie
kein anderer die Öffentlichkeit über die justitielle Nichtverfolgung politi-
scher Morde von rechts und die Duldung rechtsradikaler Geheimvcrbindun-
gen aufklärte, attestierte Radbruch "rücksichtslosen Mut zu dem, was ihm
die Wahrheit dünkt - und das ist, dächte ich, für einen Hochschullehrer die
Hauptsache."43 Jene Eigenschaft zeichnete aber auch Radbruch aus, so daß
er sich entsprechend seiner Demokratie- und Rechtsauffassung gegen die
ausgedehnte machtpolitische Instrumentalisierung des Rechts in seiner Ju-
stizkritik wandte. Ein Beispiel dafür war für ihn die restriktive Auslegung
der Begriffe "Urheber" und "Führer" des Amnestiegesetzes zum Kapp-
Ptltsch vom August 1920 durch das Reichsgericht gegen die Intentionen der

Parlamentsmehrheit, wodurch lediglich Kapp, Lüttwitz und VOM JagOW flicht
amnestiert werden konnten. Dabei wußte Radbruch, wovon er schrieb. War
er doch gemeinsam mit dem Staatsrechtler Hermann Heller als Unterhändler
der Kieler Arbeiterschaft von den führenden Kappisten dieser Regeion, die
dann in den Genuß der Amnestie kamen, verhaftet worden. Da der Ein-
fluß der Politik auf das Recht natürlich in der politischen Justiz, wo es um
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elementare Interessen staatlicher Herrschaft geht, am stärksten ist, und der
Satz nulla poena sine lege, die Magna Charta des Angeklagten, hier einer
ständigen Bedrohung unterliegt, sind auf diesem Felde die rechtsstaatlichen
Formalien zum Schütze des Bürgers besonders engagiert zu verteidigen.
Entsprechend attackiert Radbruch solche "Machtansprüche" wie im Mag-
deburger "Ebert-Prozeß" (1924), als sich das Gericht "blind und wehrlos vor
den Karren unsauberster politischer Machenschaften spannen"45 ließ, und
den "Unfug der Landesverratsprozesse". In diesen Verfahren wurden durch
eine extensive Auslegung des Tatbestandes die "Offenbarer ungesetzlicher
Zustände mit Strafen betroffen..., die deren Verursacher verdient hätten."46

Die einschlägige Arbeit von Moritz Liepmann47 nimmt Radbruch zum
Anlaß, die Rechtssprechung gegen Kommunisten, nach der bereits die Zu-
gehörigkeit zum "Funktionärskörper" der KPD (gegen frühere Positionen
des Reichsgerichts) als Vorbereitung zum Hochverrat aufgefaßt wurde, zu
kritisieren. Eine solche Judikatur, die bloße revolutionäre Gesinnung zu
strafbaren Tatbeständen umpräge, sei eine ungleiche Rechtsanwendung und
gebäre eine unerträgliche Rechtsunsicherheit. Von daher forderte Radbruch
von der Sozialdemokratie, eine solche Rechtssprechung, die ein Ausnahme-
recht in die Formen der ordentlichen Rechtssprechung kleidet, zu bekäm-
pfen.48

Als Reichsjustizminister (1921/22 und 1923) sowie als Reichstagsabge-
ordneter (1920-1924) bemühte sich Radbruch, eine ausufernde politische
Strafjustiz durch eine Amnestiegesetzgebung und durch umfängliche Ein-
zelbegnadigungen zu korrigieren. Dabei bestätigten die Ergebnisse seiner
Tätigkeit die von ihm formulierte Aussage, daß die Rechtsverhältnisse in die
Rechtsform übersetzte soziale Machtverhältnisse sind. Denn das Amnestie-
gesetz von 1922 wie auch die über 2.500 Begnadigungen von Arbeitern im
Winter 1921 - die nach den Abwehrkämpfen gegen Kapp (1920) oder den
mitteldeutschen Märzkämpfen (1921) verurteilt worden waren - sind ebenso
das Resultat der zähen Verhandlungen des Leiters der Juristischen Zentral-
stelle der KPD-Reichtagsfraktion, F. Halle, mit dem Reichsjustizminister
wie des parlamentarischen und außerparlamentarischen Drucks der Kom-

munisten und Unabhängigen Sozialdemokraten.49 Es ist nur folgerichtig,
daß sich Radbruch daneben im politischen Leben der Weimarer Republik
gegen die Wahl Hindenburgs zum Reichstagspräsidenten, die für ihn die
schleichende Reaktion symbolisierte, und für die Lehrfreiheit an den Hoch-
schulen öffentlich einsetzte.
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Unzweifelhaft ist das hier ausgebreitete Konzept Radbruchs eng an die
staatsbejahenden Vorstellungen Rudolf Hilferdings und anderer Sozialde-
mokraten angelehnt. Nach deren Überlegungen ist die demokratische Repu-
blik die am besten geeignete Grundlage der Transformation zu einer soziali-
stischen Produktionsweise, die formell (bei Radbruch offensichtlich nicht
nur formell) ihr Ziel blieb.50 Auch die Weimarer Verfassung ermöglichte ja
mit ihren Artikeln 155 und 156 (ähnlich wie Artikel 15 des Bonner Grund-

gesetzes) und einem ausführlichen sozial-rechtlichen Teil eine solche Ent-
wicklung.

Eine intellektuelle Nähe und sicher auch Wechselwirkung findet sich so
beispielsweise zwischen Radbruch und seinem Freund aus der Kieler Zeit,
dem Staatsrechtler Hermann Heller. Nach dessen Interpretation der
Weimarer Verfassung des Klassenkompromisses von 1919 eröffnet diese
weitgehende Sozialisierungsmöglichkeiten. Das entsprach durchaus dem
Ausgangspunkt jener Verfassung, "die noch die Verfassung eines demokrati-
schen Rechtsstaates sein wollte, der den Übergang zum sozialistischen
Rechtsstaat erlaubt und ermöglicht."52 Jedoch nahm Heller irrtümlich an,
daß sich dieser Transformationsprozeß ohne größere Klassenkämpfe durch
seine innere Logik vollziehen werde. Demgemäß verwechselte er immer
wieder Norm und soziale Realität, was auf eine ungenaue Analyse der
Machtvcrhältnisse zwischen den Klassen und ihren Auseinandersetzungs-
formen, der rechtsetzenden wie judikativen Apparatur des Staates beruhte.
Gerade diese spielten die entscheidende Rolle bei der Abschwächung und
Umkehrung der ursprünglichen Intentionen der Weimarer Verfassung. Über
die wirklichen Machtverhältnisse war bereits kurz nach Inkrafttreten der
Verfassung zunächst entschieden.' Genau dieser Illusion saß in abge-
schwächter Form auch Radbruch auf. Zwar nahm er im Gegensatz zu Heller
die statistische Aufarbeitung der politischen Morde durch Gumbel und die
Arbeit von E. Kuttner sowie die Befangenheit vieler Richter in klassenmäßi-
gen Vorurteilen als soziologische Feststellung zur Kenntnis, doch seine
Schlußfolgerungen sind oft nur Appelle an die Verfassungstreue und ein ab-
straktes republikanisches Bewußtsein. Die Justiz werde sich automatisch
dem gewandelten Zeitgeist des sozialen Volksstaates anpassen. Völlig kon-

trastiert seine richtige Aufforderung, die sozialen Machfverhältnisse ZUF
Basis jeder Analyse zu erheben, mit der Einschätzung der Ministerialbüro-
kralie des Reichsjustizminisleriums. Obwohl diese seiner Rechtspolitik viel-
fach diametral entgegenstand, hielt er die Mitarbeiter für unpolitisch, loyal,

ja z.T. verehrungswürdig. Jener Mangel dokumentiert sich auch in seiner
Stellungnahme zur gewaltsamen Absetzung der Arbeiterregierungen in
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Sachsen und Thüringen durch das Reich 1923,55 "die unmißverständlich
das zielbewußte Streben der Bourgeoisie nach Verteidigung ihrer Macht mit
Unterstützung des sozialdemokratischen Reichspräsidenten" zeigt. Auch
die zunehmende Bedrohung rechtlicher Positionen der Arbeiterklasse und
die Preisgabe sozialpolitischer Errungenschaften durch die Sozialdemokra-
tie,57 reflektiert Radbruch kaum. Deutlich wird eine tendenzielle Identifi-
kation nicht nur mit der Verfassung, sondern mit der Weimarer Republik
als Staat.

Eine genauere Einschätzung der Rolle des Staatsapparates treffen hinge-
gen die linken Sozialdemokraten, die nicht die Staatsideologie übernehmen
und von Radbruch wegen ihrer "Staatsverneinung" kritisiert werden. Deren
soziologische Untersuchung des Staatsapparates ist u.a. in der von Levi ab
1923 herausgegebenen Monatsschrift Der Klassenkampf (1928), ediert von
Rosenfeld, Max Seydewitz, Otto Jensen u.a., enthalten. Daneben sind Publi-
kationen aus der Feder kommunistischer Autoren zu nennen. Übrigens ist
es nach W. Abendroth auch kein Zufall, daß mit Levi ein Kommunist der
bedeutendste Führer der linken Sozialdemokratie war. Demgegenüber war
Radbruchs Haltung zu den deutschen Kommunisten nicht von besonderer
Sympathie getragen. In seiner Äußerung von 1923, daß die Kommunisten
meinten, mit dem Rüstzeug von Barbaren die soziale Frage zu lösen, scheint
u.a. etwas von jenem Antikommunismus auf, der die Atmosphäre jener Zeit
ähnlich vergiftete wie die von den Kommunisten später propagierte ver-
hängnisvolle "Sozialfaschismus-These". Andererseits formuliert er fünf Jahre
darauf, daß beide Parteien vom Stamme des Sozialismus die gleiche Vergan-
genheit und das gleich Ziel hätten. Ja, er sieht in der Aufrechterhaltung des
Reform- und des sozialen Rcvolulionswillens sogar eine mögliche Bestim-
mung. Jedoch werde diese Bestimmung durch ein Zerfleischen beider Par-
teien bis aufs Blut in Frage gestellt.59

Damit spiegelt sich im Wirken Radbruchs auch (graduell abgestuft) das
Grunddilemma der deutschen Sozialdemokratie nicht nur in der Weimarer
Republik wider: "An die Stelle der soziologischen Analyse der Machtver-
hältnisse im Slaat und in den Staatsapparaten, die eine Politik der energi-

schen Verteidigung der demokratischen Verfassung gegen die TendeM ZU/11
schleichenden Staatsstreich hätte begründen können, trat immer mehr ein
abstraktes republikanisches Staatsbewußtsein."60 Für Krisensituationen
verfügten die Partei und ihre profilierten Theoretiker außerhalb des linken
Flügels über keine Konzeption. Im Konsensprinzip der demokratisch-sozia-
listischen Staatsrechtslehre besitzt der Kompromiß einen zentralen Platz.
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Aber in der praktischen Politik der Repräsentanten und Gewerkschaften der
ökonomisch unterdrückten Klasse wurde dieses Prinzip immer mehr zum
Wert an sich degradiert, was die Entwicklung eigener Ziel- und Willensbil-
dungen einschläferte. Die Selbstausschaltung als politisches Gegenge-
wicht förderte die Restauration! Radbruch hat diesen Umstand wohl 1930,
als das sozialdemokratisch geführte Kabinett zerfiel, geahnt.62 Doch an die
außerparlamentarischen Aktivitäten der Massen zur Verteidigung der Ver-

fassung, verbunden mit einem pinÄPutig sozialistischen Programm zur Be-
hebung der Krise, was auch eine Konsequenz seines Denkens gewesen wäre,
zu appellieren, verbot sich ihm. Die SPD ließ sich vielmehr zu einer Tole-
rierungspolitik gegenüber den Notverordnungen Brünings verleiten und
hoffte auf die Reichstagswahlen, die aber offensichtlich an den Machtver-
hältnissen wenig ändern konnten. Ohne einfachen Kontinuitätsthesen das
Wort zu reden, ist damit ein aktuelles Problem angesprochen: Die Zustim-
mung zum sogenannten Asylkompromiß, der die faktische Auflösung des in
Artikel 16 Grundgesetz (GG) verankerten Asylrechts bedeutet, die sich ab-
zeichnende Befürwortung des "großen Lauschangriffs" oder zu weitgehende
Zugeständnisse bezüglich der Aufhebung des § 218 StGB (Abtreibung), um
nur drei Beispiele anzuführen, durch eine sich offensichtlich nur Opposition
nennende SPD aus machtpolitischen Interessen tragen zur Verstärkung auto-
ritär-etatistischer Tendenzen gegenüber institutionalisierter Rechtsstaat-
lichkeit und demokratischen Ansätzen bei. Unter Rechtsstaatlichkeit ist da-
gegen vor allem das Willkürverbot und die Limitierung der Staatsgewall im
Interesse der Bürger zu verstehen. Ihm entsprechen juristisch-prozeduale
Institute einer humanen politischen Kultur wie demokratische Gesetzlich-
keit, Gcwaltenteilung, die Ausformulierung und Gewährleistung von Grund-
rechten, die Unabhängigkeit der Justiz sowie die Selbstbindung des Gesetz-
gebers und der öffentlichen Gewalt an das Gesetz. Die gegenwärtigen vor-
herrschende Kompromißpolitik, wird sie differenziert auf ihre juristischen
und sozialen Folgen untersucht, offenbart eine Tendenz der Aushöhlung
solcher Rechtsstaatlichkeit. Bleibend ist ebenso die Erkenntnis, daß ein
demokratischer Rechtsstaat nur dann dauerhaft demokratisch bleibt, wenn
er gegenüber seiner potentiellen Entwicklung in Richtung auf einen soziali-

stischen Rechtsstaat offen gehalten wird, also sozialer Rechtsstaat ist.03 In

sozialen Krisensituationen wird auch das historisch gewachsene Rechts-
staatsprinzip, das kein Wert an sich ist, von den Herrschenden zur Disposi-
tion gestellt. Die Deindustrialisierungspolitik und die Entwertung aller Le-
bensbereiche wie Arbeit, Wohnen und Qualifikation in Ostdeutschland geht
einher mit Verlust an Rechtsstaatlichkeit. Das Gleichheitsgebot (Art.3 GG)
wird östlich der Elbe permanent unterlaufen, Kündigungsrechte werden
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aufgeweicht. In Strafverfahren gegen ehemalige Funktionsträger der DDR
wird der Satz nulla pena sine lege (Art. 103(2) GG), — paradoxerweise durch
einen Rückgriff auf Radbruch(l) - ausgehebelt. Verjährungsfristen werden
im Strafrecht aus Gründen des Machterhalts verlängert. Diese politischen
Strafverfahren, geführt von Juristen, die von unbewußten ideologischen
Vorurteilen geprägt sind und daher in der Rechtsanwendung durch ein im
objektiven Interesse ihrer Klasse liegendes Vorverständnis geleitet werden,
dienen letztlich der Legitimation des Systemwechsels und dem damit ver-
knüpften "Austausches der Eliten" sowie den korrespondierenden sozialen
Folgen. Tarifrechtliche Vereinbarungen sind nicht mehr viel wert. Damit
erhält eine Entwicklung einen hegemonialen Schub, die in der Alt-BRD be-
reits früher einsetzte. Auf die Gefahren machtpolitischer Instrumentali-
sierung der Justiz und die Bildung politischer und ökonomischer Machtkar-
telle ist ganz im Radbruchschen Sinne mit konkreter Kritik und außerpar-
lamentarischem Druck zu reagieren. Hinter die aequalitas Juris darf kein
Schritt zurückführen. Zugleich ist, auch wenn die Realisierungschancen ge-
ring sind, die Sozialstaatlichkeit immer wieder einzufordern und zu erkämp-
fen.65 Wie schrieb doch Radbruch: Rechtsverhältnisse sind in die Rechts-
form übersetzte soziale Machtverhältnisse. Und die sind durch soziale und
intellektuelle Kämpfe veränderbar. Für diese Kämpfe bleibt die Geschichte
und Theorie der Arbeiterbewegung noch immer ein unverzichtbares Arsenal
von Erfahrungen.

Anmerkungen
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Wolfgang Abendroth - Demokratie als Sozialismus

Wolfgang Abendroth. Democracy äs Socialism: Wolfgang Abendroth (1906-
1984) was one of the founders ofpolitical science in Germany and held the

first chair for this field at the university of Marburg. He develupcd a conccpt
of democracy by interpreting the transitional features ofthe German constitu-
tion, the "Grundgesetz", äs a potentiality out ofwhich the revolutionary Irans-
formation into a socialist society might be possible and could be prepared.
While an. 20 ofthe "Grundgesetz" (and its corollaries) opens a perspective on
institutionalized social reforms, art. 21 guarantees the legality ofantagonlst
class struggles äs included in thefunctions ofpolitical parties. As a matter of
fact Abendroth — who was a victim of persecution by the Nazis and narrowly
escaped Stalinist persecution öfter World War II — considers a Conmunist so-
ciety äs the presupposition for a real democracy, where domination of men
over men will be abandoned.

\

Daß Politik mit wissenschaftlichen Methoden soll betrieben werden können,
ist eine Vorstellung, die erst in der neuzeitlichen Philosophie aufkommt:
Thomas Hobbes' Leviathan ist das erste Werk, das politische Aktivität und
Staatstätigkeit aus einem systematischen theoretischen Ansatz ableiten
möchte. Nicht sollen Erfahrungsmuster das Handeln aus Staatsklugheit
steuern, sondern rationale Argumentation soll es begründen. Die politische
Praxis ignoriert allerdings zumeist diesen an sie gestellten Anspruch seit
drei Jahrhunderten, sie versteht sich weithin immer noch als Pragmatik, für
die die Theorie eine marginale Hilfsfunklion hat.

Erst nach dem zweiten Wellkrieg wuchs zunehmend die Einsicht, daß
Politik, wenn sie nicht in unvorhergesehene Katastrophen führen soll, mit
wissenschaftlichen Methoden nicht nur erforscht, sondern auch betrieben

Topos 2, © Pahl-Rugenstein, 1993, ISSN 0943-1810, ISBN 3-89144-170-3



Hans Heinz Holz

werden müsse. Die Etablierung der Politologie als Universitätsdisziplin hat
indessen zu dem inneren Widerspruch geführt, daß ihre Vertreter mit ihren
Theorien unmittelbar in das politische Tagesgeschehen hineinwirken und
dennoch in der großen Mehrzahl am traditionellen kontemplativen Wissen-
schaftsideal festhalten, also politologische Lehre gerade nicht als ein unmit-
telbares Tun verstehen.

Anders Wolfgang Abendroth. Ihm war die Erfahrung nicht erspart geblie-
ben, daß sich wissenschaftliche Theorie vom politischen Handeln nicht ab-
trennen läßt. Seit jungen Jahren in der sozialistischen Bewegung tätig, nahm
er von Anfang an aktiv am Widerstand gegen den Nationalsozialismus teil,
kam 1937 ins Zuchthaus und 1941 in das berüchtigte Strafbataillon 999.
Wie so viele Antifaschisten erst spät aus englischer Kriegsgefangenschaft
entlassen, übernahm er 1947 ein Referat in der deutschen Justiz-Verwal-
tung der damaligen sowjetischen Besatzungszone, wurde dann Dozent in
Halle und später Professor in Leipzig und Jena. 1949 in die Bundesrepublik
gekommen, erhielt er 1951 den Ruf auf den Lehrstuhl für wissenschaftliche
Politik in Marburg, wo er bis zu seiner Emeritierung 1972 lehrte.

Der Völkerrechtler Abendroth war für die formale Seite politischer Fra-
gen vorgebildet, der Sozialist Abendroth für Auseinandersetzungen in der
Praxis. So ging von vornherein die Theorie bei ihm eine unauflösliche
Verbindung mit der Praxis ein, deren methodologische wie inhaltliche Vor-
aussetzung der Marxismus lieferte. Man mag darin, wie in jeder Stellung-
nahme innerhalb eines forldauernden Sachstreits in einem pluralistischen
Wissenschaftsgefüge, einen axiomatischen Vorenlscheid sehen; in der Ei-
genart dialektischer Theorie aber liegt es, daß dieser Vorentscheid selbst
noch einmal in einem Reflexionssystem von Gründen rationalisiert und für
Weiterentwicklung offen gehalten wird. Diesen dialektischen Prozeß ständig
an sich und seinen Forschungsgegenständen bewährt zu haben, machte die
Anziehungskraft Abendroths in Marburg aus und verlieh ihm eine weit über
seinen unmittelbaren Umkreis hinausreichcnde Wirkung.

Wo für einen Anderen politische Grundentscheidungen aus Erlebnissen

entspringen - und das gilt für Wolfgang Abendroth, den antifaschistischen

Widerstandskämpfer, den leidenschaftlichen Verfechter der sozialistischen
Entwicklungschancen der deutschen Nachkriegsdemokratie durchaus -, da
waren für ihn diese Ursprünge des Handelns selbst noch rationalisierbar. Er
war Sozialist, weil er die barbarischen Widersprüche des Kapitalismus in
ihren unmenschlichen Auswirkungen am eigenen Leibe erfahren hatte; er
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war aber auch Sozialist, weil er mit geschichtsphilosophischen Argumenten
den Selbstwiderspruch des Kapitalismus belegen, mit empirischen Beweisen
die Unangemessenheit der kapitalistischen Produktionsweise an die grossen
ökonomischen und gesellschaftlichen Probleme unserer Zeit dartun konnte.
"So macht unsere gegenwärtige geschichtliche Situation immer wieder deut-
lich" — schrieb Abendroth 1958 — "daß gesellschaftliche Institutionen — so-
wohl sozialökonomische Gegebenheiten, die der gesellschaftliche Arbeits-
prozeß des Menschen erzeugt, als auch politische Organisationen (wie der
Staat) und Rechtsnormen, aber ebenso politische Theoreme — sich als ver-
selbständigte Mächte über die Menschen erheben, die sie hervorgebracht
haben und eine unabhängige Macht bilden." In demselben Aufsatz nann-
te Abendroth schon damals die Einsatzstellen der wissenschaftlich-
technischen Produktivkraft-Entwicklung, die die akute Problematik dieses
Prozesses bestimmen: lebensfeindliche Entfaltung der Naturenergien und
menschenfeindliche Verselbständigung der Produktionstechnik gegenüber
den Produzenten: "Gibt es eine deutlichere Zuspitzung dieser Problematik
als die Formen der ständigen Bedrohung des Daseins der ganzen Mensch-
heit, die durch die Beherrschung der Atomenergie und der Methoden der
Automation unter den heutigen sozialen Bedingungen uns allen aufgedrängt
worden sind?" Inzwischen sind wir von der nuklearen Strahlung zur Gen-
manipulation, von der Automation zur Universalisierung der Datenver-
arbeitungssysteme "fortgeschritten". Die Diagnose, "daß die gewaltige Ent-
wicklung der Produktivkräfte seit der Jahrhundertwende sie ihrer Zweckbe-
stimmung — dem Konsum und der kulturellen Fortentwicklung der mensch-
lichen Gesellschaft und des Einzelmcnschen zu dienen — entzogen hat",
bleibt dieselbe. Es war Abendroths feste Überzeugung, daß nur eine Umwäl-
zung der Produktionsverhältnisse mit dem Ziel, "die Gesellschaft in kommu-
nistischer Richtung umzugestalten",4 die Erwartungen der bürgerlichen
Revolutionen von 1776 (USA) und 1789 (Frankreich) würde einlösen kön-
nen, nämlich die Menschen zur Selbstbestimmung freizusetzen und also
wahrhafte Demokratie zu verwirklichen.

Im Gegensatz auch zu den progressiven Staatsrechtlern der Weimarer

Republik5 hielt Abendroth die bürgerliche Demokratie, deren Haupt-
merkmai das parlamentarische Repräsentationssystem und die privilegierte
Stellung der Parteien als formeller Träger politischer Willensbildungs- und
Entscheidungsprozesse ist, nie für einen Ausdruck der Selbstbestimmung
der Menschen oder gar der "Herrschaft des Volkes" (was ja Aufhebung von
Herrschaft über das Volk bedeuten würde). Weder Hellers Konzept des "so-
zialen Rechtsstaats"6 noch Fraenkels oder Sinzheimers weitergehende
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Vorstellungen, die Staatsfunktionen durch eine verfassungsrechtlich gesi-
cherte Demokratisierung der wirtschaftlichen Machtträger zu ergänzen —
Ausbau der Organisationen des sozialen Lebens zu autonomen Körperschaf-
ten , noch Kircheimers Intention der Erweiterung der "politischen" zur
"sozialen Demokratie"8 enthalten politische und staatsrechtliche Instru-
mente für die Transformation eines verfassungsmäßig festgeschriebenen Ge-
sellschaftszustands in eine neue alternative Ordnung. Ihre Versuche, der

Weimarer Reichsverfassung eine progressive Auslegung zu geben und damit
die in der Demokratie angelegte Tendenz zum Übergang zum Sozialismus in
die Verfassungswirklichkeit und Rechtsprechung hineinzuholen, war daher
zum Scheitern verurteilt.

Abendroth versuchte darum von Anfang an, aus dem Wortlaut des
Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland und aus den durch die hi-
storische Lage, in der die Verfassung ausgearbeitet wurde, bedingten Ab-
sichten der Verfassungsgeber eine sozialistische Perspektive als Entwick-
lungspotential im Grundgesetz freizulegen und offenzuhalten. Rückblickend
sagte er 1981 in einem Gespräch mit den Redakteuren des Periodicums
DIALEKTIK: "Gerade das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland ist
als deren Konstitutionsmittel zwar schon einerseits unter der Vorbedingung
des Kalten Krieges, aber andererseits als rechtliches Ablösungsmittel des
faschistischen Staates entstanden. Aus einer widersprüchlichen Situation
entwickelte sich so ein Verfassungskompromiß, der antifaschistisch den
bürgerlichen Staat darstellen soll und muß, zugleich aber nicht den Über-
gang zum Sozialismus vollzieht, aber, man denke an Art. 15 GG, unzweifel-
haft erlaubt. Von hier aus ist Art. 21 des Grundgesetzes zu begreifen, der
ein demokratisiertes Parteigefüge und damit die Möglichkeit legaler, inner-
halb der Staatsgewalt vollzogener Transformation im Interesse der Mehrheit

der Bevölkerung garantiert."9

Die Verteidigung des ursprünglichen Textes des Grundgesetzes wurde
somit zu einer der Hauptaufgaben des politischen Kampfes der Arbeiterbe-
wegung. So kommt es, "daß die Arbeiterbewegung insgesamt eine gegenüber

dem Normenkompromiß von 1949, dem Grundgesetz, hinsichtlich der hier

genannten Garantiemöglichkeiten, also auch der des Art. 15, der Sozialisie-
rungschancen, ich möchte fast sagen, gegenüber der machtpolitischen Situa-
tion von heute, konservierende Tendenz, wenn man es so ausdrücken will,
haben muß." Denn "in Krisensituationen wird das Monopolkapital immer

danach trachten, die normativen Schranken seiner Machtextension (und
derjenigen des Staatsapparats) zurückzudrängen und aufzulösen... Daher
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die Tendenz auf Seiten des bürgerlichen Staatsapparats wie des Monopol-
kapitals, stets neue Ausnahmenormen aufzubauen."11 Seit der Wiederbe-
waffnung der BRD und im Zuge der sich an die Integration in die NATO an-
schließenden expansiven Wirtschafts- und Außenpolitik wurde der Kampf
um die Verfassung zu einem Kernpunkt der politisch-wissenschaftlichen
Tätigkeit Abendroths: In einer Weltlage, die einen revolutionären Übergang
zum Sozialismus in Westdeutschland ausschloß, sollten die legalen Chancen

zu evolutionären (reformistischen) Veränderungen als Vorstufe für einen
späteren revolutionären Formationsbruch offen gehalten werden.12 "Für die
rechtswissenschaftliche Vertretung der Arbeiterbewegung ist es unabweis-
lich, daß die Rechtsordnung verteidigt wird, damit die Rahmenbedingungen
dafür erhalten bleiben, unter denen der Konflikt antagonistischer Kräfte in
dieser Gesellschaft zur Veränderung der kapitalistischen Sozialstruktur füh-
ren kann." Für Abendroth war es die progressive Funktion des Grundge-
setzes, daß es den Raum für die Legalität des Klassenkampfes freigibt. Alle
Versuche, durch höchstrichlerliche Rechtsprechung diesen Raum einzu-
engen, verstoßen gegen den Geist der Verfassung.

Die Überzeugungskraft eines Wissenschaftlers, der sich mit Politik befaßt,
liegt in der Art und Weise, wie er sich selbst als Politiker engagiert. Dieses
Engagement wiederum bestimmt die Richtung seines wissenschaftlichen
Forschens. Die gesellschaftliche Ordnung der Bundesrepublik, deren forma-
le wie inhaltliche Bestimmung im Grundgesetz 1949 formuliert war, mußte
zu einem zentralen Untersuchungsobjekt Abendroths werden, als die ur-
sprünglichen Ansätze des Grundgesetzes immer mehr deformiert zu werden
drohten: vom Kampf gegen die Wiederaufrüstung bis zum Kampf gegen die
Notstandsgesetze und später gegen die Berufsverbole, zieht sich die Kette
wissenschaftlich begründender politischer Aktionen, an denen Abendroth
als führender Theoretiker und als Praktiker beteiligt war; aus diesem Kampf

erwuchsen viele seiner gesellschaftswissenschaftlichen Analysen und seiner
verfassungsrechtlichen Interpretationen, die Wesentliches zum Demokratie-
verständnis des jungen deutschen Nachkriegsstaats beigetragen haben.

Die Entschiedenheit, mit der er für eine demokratische, antifaschistische,
tendenziell sozialistische Entwicklung in der Bundesrepublik kämpfte, äu-
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Bert sich nicht nur in seiner Interpretation des Grundgesetzes, in seinen
zahlreichen Aufsätzen zum Verfassungsrecht und zur politischen Struktur
der Bundesrepublik und in seiner Bewertung der Gewerkschaften als der
organisierten Plattform der Arbeiterklasse, auf der das zeitweilig einzige
Bollwerk gegen die Restauration zu errichten war; auch stand er in den be-
wegten Jahren des politischen Aufbruchs der Jugend solidarisch, beratend,
zur Vernunft mahnend auf der Seite der Linken — und diese seine Solidarität
mit dem Sozialistischen Studentenbund Deutschlands, dem SDS, den die
SPD nicht mehr als ihre Studentenorganisation anerkennen wollte, trug ihm
dann auch den Ausschluß aus der Sozialdemokratischen Partei ein.

IM

Nicht zufällig hängt gerade in der Wissenschaft von der Politik der Rang ei-
nes Wissenschaftlers von seiner persönlichen Integrität ab. Denn diese Wis-
senschaft ist eben nicht abgelöst von dem politischen Engagement zu be-
treiben, das ihr Gegenstand erfordert. Die wissenschaftliche Behandlung
von Politik ist selbst nicht unpolitisch und schon gar nicht wertfrei. In Mar-
burg wurde von Abendroth und seinen Schülern daraus die Konsequenz ge-
zogen: da wurde nicht nur von Politik gesprochen, hier wurde Politik ge-
macht, wenn auch als Theorie. Daß sie wissenschaftlich gemacht wurde,
schließt eine Voraussetzung ein: Geschichte muß als ein Systemkomplex
verstanden werden, in dem menschliche Handlungen aus Gründen abgelei-
tet werden können, die in der Struktur des Systems selbst zu finden sind.
Das System menschlicher Beziehungen ist die Gesellschaft. Die Gesellschaft
im ganzen, die in ihr wirkenden Tendenzen, die in ihr auftretenden Wider-
sprüche, die daraus resultierenden Veränderungen sind nur durch eine
Theorie faßbar, die den möglichen Einfluß der Theorie selbst auf diese Pro-
zesse einkalkuliert, die also (nach der Formulierung von Marx) die Theorie
als eine materielle Macht versteht, sofern sie die Massen ergreift. Eine sol-
che Theorie, die die Voraussetzungen sowohl der Rationalität als auch des

möglichen Umschlags in die Praxis als auch schließlich die Reflexion auf
ihre eigene Stellung im Geschichtsprozeß erfüllt, ist der Marxismus.

Der Marxismus beansprucht für sich die Einsicht von Theorie und Praxis

zu verwirklichen - und zwar als eine Theorie, die praktisch werden kann,
weil sie als Philosophie den Horizont von Totalität herstellt, innerhalb dessen-
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nur jede Praxis als politische ihrer selbst bewußt zu werden vermag. Bei
einem Kolloquium, das sich am 11. Mai 1973 an meine Marburger Antritts-
vorlesung anschloß, hat Abendroth diese Spannung zwischen Philosophie
und Politik, zwischen dem ideellen Gegenstand der Philosophie und dem
materiellen Gegenstand der wissenschaftlichen Politik und der politischen
Praxis, in die die wissenschaftliche Politik eingeht, betont. "Gerade die Phi-
losophie hat, weil sie auf den Begriff, auf Rationalität hin orientiert sein

muß und orientieren muß, die außerordentlich konkrete Funktion, aus bloß
spontanen Klassenauseinandersetzungen, die sie beobachtet, auf Klassen-
bewußtsein, das darüber hinausgeht, zu orientieren. Und insofern ist Philo-
sophie also als Wissenschaft nicht nur Feld des Klassenkampfes. Denn in
Wirklichkeit ist die Auseinandersetzung zwischen materialistisch-dia-
lektischer Philosophie auf der einen und (als Beispiel herausgegriffen) neo-
positivislischer Philosophie auf der anderen Seite — und als ihre Parallele
etwa die Philosophie der Frankfurter Schule auch auf der anderen Seite —
ein Teil des Klassenkampfs und fällt keineswegs aus dem Klassenkampf
heraus. Wie wiederum dieser Klassenkampf Teil des Klassenkampfs, näm-
lich im ideologischen Feld, condilio sine qua non für die volle Entwicklung
des Klassenbewußtseins und damit der konkreten Siegmöglichkeit des Pro-
letariats ist. Es gibt kein voll entwickeltes Klassenbewußtsein — das niemals
mit der ganzen Klasse der abhängigen Arbeiter identisch sein kann, bevor
der Klassenkampf entschieden ist —, welches nicht dieser Hilfe durch philo-
sophisches Denken bedürfte ... Natürlich bedarf es der Philosophie, natür-
lich bedarf es auch und vor allem hier in der BRD eines Duells der Philoso-
phien, es bedarf der marxistischen Philosophie als Mittel der Klassenaus-
einandersetzung gegenüber der bürgerlichen Wissenschaft. Natürlich be-
darf es der Philosophie auch für die Weiterentwicklung der realen gesell-
schaftlichen Situation und das heißt der Klassenkämpfe mit dem Ziel, nun
in vollem Maße die Einheit der Gattung Mensch als sich selbst bestimmende
Einheit zu etablieren. Nur: diese Philosophie muß darum wissen, daß sie
ein Teil eines viel breiteren Prozesses der wissenschaftlichen wie der gesell-
schaftlichen Entwicklung ist und von ihr losgelöst überhaupt nicht real ge-
dacht werden kann... Wenn Philosophie in diesem Sinne verstanden wird

als Hilfsinstrument des Emanzipationskampfs der unierdrückten Klasse in
einer zur Weltgesellschaft gewordenen Gesellschaft, dann mag diese Philo-
sophie nicht nur Methodologie, sondern so etwas wie ein Integrationsgelän-
de marxistischen wissenschaftlichen Denkens überhaupt sein."14

Abendroth verwies dann auf die Funktion der französischen Aufklärung
für die Revolution von 1789. Dieser Hinweis beleuchtet sein Verständnis
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vom Verhältnis philosophischer Theorie zu wissenschaftlicher Politk. Nur
darf der Instrumentalcharakter von Philosophie nicht zu vordergründig, so-
zusagen auf der Ebene agitatorischer Rhetorik und weltanschaulicher Pro-
paganda, samt der Destruktion bürgerlicher Ideologien, verstanden werden.
Vielmehr ist philosophische Theorie — wohlverstanden: die des dialekti-
schen und historischen Materialismus - gerade das unentbehrliche Ingre-
dienz, durch das wissenschaftliche Politik als das, was sie nur sein kann,

nämlich als marxistische Theorie-Praxis-Einheit möglich wird. Das heißt
aber auch: Wissenschaft von der Politik kann es — nach dem traditionellen
Wissenschaftsverständnis — in mancherlei weltanschaulicher und systemati-
scher Gestalt geben; wissenschaftliche Politik aber gibt es in diesem präzi-
sen, wissenschaftstheoretischen Sinn nur als Marxismus ( so wie es mannig-
fache Weisen der Naturbetrachtung, aber nur eine Naturwissenschaft gibt).
Abendroths theoretische Ausgangsposition beim Marxismus und sein Ver-
ständnis seiner Disziplin als wissenschaftliche Politik bedingen sich gegen-
seitig.

In einer kurzen methodologischen Einleitung zu einer Sammlung seiner
politologischen Abhandlungen hat Abendroth diesen Stellenwert seiner Ar-
beiten selbst definiert: "Politik ist ihrem Wesen nach kontrovers, weil sie
auf Herrschaftserhaltung oder Herrschaftsaufhebung gerichtet ist... Deshalb
ist politische Wissenschaft notwendig Subjekt des politischen Prozesses und
als solches Parteinahme in der politischen Praxis. So sehr sie, wie jede Wis-
senschaft, volle Objektivität erstreben muß, so wenig kann sie sie in dieser
Situation jemals besitzen. Sie muß vielmehr, will sie diese Objektivität er-
streben, diese ihre unaufhebbare Subjektrolle kennen und anerkennen. Ver-
zichtet sie auf diese Überlegung, lehnt sie die Analyse des sozialgeschichtli-
chen Prozesses in seiner Totalität und politischen Zielsetzungen, die über
das Existente hinausführen, als angeblich rationeller Bestimmung unzu-
gänglich ab, beschränkt sie sich auf zweckrationale Bestimmung von Teil-
problemen, so verbannt sie die menschliche Vernunft aus der Planung der
Zukunft und leitet zu der schlechten Alternative über, entweder konservativ
für die Erhaltung ungeprüft akzeptierter Machtverhältnisse der Gegenwart

Partei zu ergreifen oder irrationalem Dezisionismus Argumente zu liefern."

Wer diese Wissenschaft als Subjekt der Politik, also als politische Par-
teinahme auffaßt, muß in der Wahrheit eine Funktion des geschichtlichen
Prozesses, einen Ausdruck der jeweiligen Lage des Klassenkampfes sehen.
Die Historizität des Wahrheitsbegriffs ist seit Giambattista Vico, seit Hegel,
Marx und Lenin ein Axiom der dialektischen Philosophie. In der Folge die-
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ses Ansatzes wird Wissenschaft, die sich selbst begreift, zu einem Mittel im
Kampf des Menschen um Freiheit oder — wie man heute zu sagen pflegt —
um Emanzipation von äußeren Zwängen (solchen, die uns die Natur, und
solchen, die uns die Gesellschaft auferlegt). Schon Hegel nannte die Ge-
schichte einen "Fortschritt im Bewußtsein der Freiheit"; daß aus dem Fort-
schritt im Bewußtsein ein realer Fortschritt werde, ist Sache einer Theorie,
die in Praxis, also in politischen Kampf um größere Freiheit umschlägt.
Wissenschaft ist mithin ein Element im Klassenkampf, und Kriterium ihrer
Richtigkeit oder Wahrheit ist es, auf welcher Seite des Klassenkampfs sie
steht: auf der Seite des Fortschritts oder auf der der Reaktion oder Restau-
ration. Wissenschaft selbst (und nicht nur wissenschaftliche Politik) ist ih-
rem Wesen nach politisch — und wissenschaftliche Politik ist nur ein Zweig
einer politischen Wissenschaft überhaupt, nämlich jener Zweit, der den
politischen Charakter aller Lebenserscheinungen im allgemeinen und deren
institutionellen Ausdruck im besonderen reflektiert. Daß wissenschaftliche
Politik damit zugleich eine Ideologietheorie erfordert und einschließt, die
den ideologischen Charakter von wissenschaftlichen Theorien — einschließ-
lich ihres eigenen — durchleuchtet und das Verhältnis von Ideologie und
Wahrheit selbst noch einmal als historisches auf die jeweilige Klassenstruk-
tur bezieht, hat Abendroth in seine Konzeption aufgenommen.

IV

Wissenschaft selbst ist ein Teil des gesellschaftlichen Prozesses, der die
Reproduktion der menschlichen Gattung auf einem immer höheren Niveau
den Systems der Bedürfnisse garantiert. Dieser Prozeß spielt sich in der
Form politischer Auseinandersetzungen ab. Abendroths Werk spiegell die-
sen universalen Begriff von Wissenschaft als Politik. Befaßte er sich primär
mit Fragen der politischen Soziologie, insbesondere mit einer Strukturanaly-
se der Bundesrepublik - hie Rhodus, hie salla! - so stehen diese Detail-
untersuchungen im Horizont eines umfassenden GesellschaftsbCgriffSi DiCSCf

ist es, aus dem seine Arbeiten ihren weitgreifenden Zusammenhang be-
ziehen. Konkretisiert wird die Geschichts- und Gesellschaftsvorstellung je-
doch immer am politischen Material, das heißt am jeweiligen Stadium des
Kampfes um die Erhaltung und Erweiterung gesellschaftlicher Freiheit des
Menschen. Auf die Situation der Bundesrepublik bezogen bedeutete das für
Abendroth und bedeutet es heute unter der Vormacht der kapitalistischen
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Metropolen umso mehr und weltweit: Kampf um die Verwirklichung der
Demokratie, die in Wortlaut und Tendenz der UNO-Charta für die Welt
(und des Grundgesetzes für Deutschland) vorgezeichnet ist — eine Demokra-
tie, die sich nur verwirklichen kann, wenn nicht auf den formalen Mecha-
nismus eines parlamentarischen Repräsentationssystems beschränkt (das
den herrschenden Klassen alle Prärogativen gibt), sondern in der volkswirt-
schaftlichen Gesamtplanung überhaupt, als innerparteiliche und innerver-
bandliche Demokratie, als Anerkennung auch der Opposition, die das Sy-
stem selbst in Frage stellt (weil es kein sich ewig erhaltendes System geben
kann), als Brechung des Bildungsprivilegs, als Sicherung des Menschen-
rechts auf Arbeit, als Aufhebung schließlich aller Bedingungen, die der in-
haltlichen Realisierung des Gleichheitsgrundsatzes entgegenstehen.

Abendroth präzisiert das Verhältnis von Reform in kleinen Schritten und
grundlegender Umwälzung. Denn die großen Revolutionen sind nur die sel-
tenen Einschnitte in der Geschichte, an denen eine neue Ordnung aus dem
Zusammenbruch der alten entsteht; vorbereitet werden sie durch die ent-
sagungsvolle Arbeit im kleinen, durch die unzähligen Vermittlungen, die den
Boden für das Neue aufbrechen. Rückschläge sind auf einem solchen Wege
nicht selten — und gerade die Untersuchung der Verhältnisse in der Bundes-
republik, der Abendroth den größten Teil seiner Arbeit gewidmet hat, zeigt
das Verfehlen des großen demokratischen Neuansatzes von 1945 in den
Jahren der staatlichen und wirtschaftlichen Konsolidierung nach 1949 nur
allzu deutlich.

Am Schluß einer Abhandlung über die soziale Struktur der Bundesre-
publik schreibt Abendroth: "Diese Analyse kann wohl kaum wie der Auf-
satz, den Schumpeter 1929 über die Weimarer Republik publizierte, mit ei-
ner optimistischen Prognose schließen und auf eine glückliche Zukunft ver-
trauen, die sich gewissermaßen von selbst durchsetzt. Die geschichtliche
Erfahrung des Untergangs der ersten deutschen Republik und die soziale
Analyse unserer heutigen Situation zeigen uns vielmehr, daß Hermann Hel-
lers These richtig bleibt, die besagt, der demokratische Staat stehe in der
spätkapitalistischen Gesellschaft vor der Alternative, entweder sich zu einer

sozialen Demokratie, die demokratische Willensbildung und Gleichheitssatz
in die Wirtschaftsgesellschaft überträgt, zu erweitern, oder zugunsten der
Wirtschaftsleiter und ihrer politischen Verbündeten aufzuhören, Demokratie
zu sein. Welchen Weg diese Gesellschaft gehen wird, entscheidet die Be-
wußtseinsbildung sowie das eigene Handeln jener sozialen Schichten, die
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die große Majorität ihrer Bürger stellen, aber kein sozialhistorischer
Mechanismus, auf dessen automatischen Ablauf man vertrauen könnte."

Vielmehr gehört zur Durchsetzung des politischen Ziels der realen De-
mokratie, also der wirklichen Herrschaft des Volkes, die Entwicklung jener
Einsichten in die Klassenverhältnisse und Klasseninteressen im bürgerli-
chen Staat, die dessen utopisches Versprechen von Freiheit, Gleichheit und

Brüderlichkeit durchkreuzen und seine Einlösung verhindern. Abendroth
denkt das Kontinuum von Kontinuität und Bruch im gesellschafts-geschicht-
lichen Prozeß. Darum kann er die bürgerliche Demokratie, die uneigent-
liche Demokratie einer Klassengesellschaft, die als solche immer Klassen-
herrschaft bedeutet, durchaus als eine Vorstufe der wahrhaften Demokratie,
der sozialistischen, betrachten. Das heißt auch, daß der entwickelte, zur
Entfaltung seiner selbst gekommene Sozialismus unverzichtbare Momente
der Emanzipation, die schon die bürgerliche Demokratie (wenn auch oft nur
formell) realisiert hat, bewahren muß, daß sie in der sozialistischen Demo-
kratie (und dann reicher an Inhalten) wiedergefunden werden müssen: Re-
spekt vor der Individualität, Rechtsstaatlichkeit, Kontrolle der Regierungs-
funktionäre zum Beispiel. Allerdings wird unter veränderten Produktions-
verhältnissen, die dem Eigentum seine politisch bestimmende Rolle neh-
men, die Gesellschaftsorganisation weniger dem Schulz vor dem Egoismus
konkurrierender Individuen (oder Gruppen) dienen, als vielmehr der Er-
möglichung von Solidarität und Kooperation.

Auch nach dem Scheitern des ersten Versuchs, eine sozialistische Gesell-
schaft aufzubauen, gilt Abendroths viel früher - 1958 - niedergeschriebe-
ner Satz: "Das Ziel einer klassenlosen Gesellschaft, in der nicht Sonder-
interessen privilegierter gesellschaftlicher Gruppen dieser allseitigen Demo-
kratisierung der Gesellschaft entgegenstehen und in der dank der Demokra-
tisierung der Gesellschaft und der allseitigen Hebung des Bildungsniveaus,
die durch die Steigerung ihrer Produktivität möglich geworden ist, jedes In-
dividuum, das sich an ihren Leitungsprozessen beteiligen will, sich auch an
ihren Leitungsprozessen beteiligen kann, bleibt deshalb bestehen."
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In Ost und West gegen den deutschen Imperialismus.
Gegensätze und Gemeinsamkeiten der Kampfbedingungen*

Hanfried Müller. In East and West against the German Imperialism: The
innermost reasons not only ofthe political breakdown ofthe socialist societies in
eastern Europe, bat also ofthe mental debacle oflarge parts of the population
— despair, resignation, opportunism — are not yet sufficiently examined. The
example of the former German Demokratie Republic shows us the early illu-
sions of national unity in democracy, then the brutal methods of annexion,
followed by a destruction of the life style and its social conditions. These
stages of political development have to be analyzed äs phenomena oftvestern
German imperialism thatfollows the traces and adopts well-knownfea.lu.res uf
the past. Just this repetition of so-to-say "classical" patterns of imperialism
offers a chancefor the formation of an effective Opposition togelher in eastern
and western Germany, if and when people succeed in understanding the
deep-rooted differences between the two parts of Germany, which now can be
used äs an, instrument to split up the dominated and exploited classes.

Der Imperialismus hat die Geschichte um eine ganze Epoche zurückgewor-
fen und damit die Unordnung von vor 1917 global wiederhergestellt. Irn
Blick auf diese Globalität kann man in der Tat von einer "neuen
We/t(un)ordnung" sprechen: Entsozialisierung im umfassenden Sinne ist an
die Stelle der Versuche zur Sozialisierung der menschlichen Gesellschaft
getreten und Rekolonialisierung an die Stelle begonnener Entkolonialisie-
rung.

Die Konterrevolution vollzieht sich mit einer Wucht, der gegenüber die
Metternichsche Restauration ein Kinderspiel war und die Gegenreformation
nur eine Episode. Dabei erwiesen sich die Imperialisten trotz aller Konkur-

renz als erstaunlich fähig, sich zu einigen und ihre Gegner zu entsolidari-
sieren, um zu beseitigen, was der imperialistischen Neigung zum Krieg nach
außen und zum Sozialabbau nach innen Grenzen setzte. Wenn die antiimpe-
rialistischen Kräfte nun nicht zumindest in ihrer Niederlage — international
wie gesamtdeutsch — zur Assoziation zurückfinden, dann würde sich der Im-
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perialismus in seiner ganzen Asozialität ungehemmt austoben können: im
Raubbau gegen die Natur, in Raubkriegen gegeneinander und in der Ver-
elendung immer größerer Menschenmassen bis zu seiner eigenen Katastro-
phe, in die er die ganze Menschheit mithineinreißen würde. Darum wird die
Vereinigung all seiner Opfer zum Kampf gegen ihn zum kategorischen Im-
perativ der Geschichte.

Wenn ich mich frage, worin Hauptgründe für die Niederlage des Frühso-
zialismus liegen, denke ich an:
- Den Grundwiderspruch: der Sozialismus kann nur dort siegen, wo die

bürgerliche Gesellschaft unterentwickelt oder durch eine Niederlage zu-
rückgeworfen ist, "an den schwächsten Gliedern der Kette". Er bedürfte
aber zu seinem Aufbau der höchsten Entwicklung der ihm vorangehenden
Gesellschaftsformation — und das ist die bürgerlich-kapitalistische — und
eines erheblichen gesellschaftlichen, nicht nur materiellen, sondern auch
kulturellen Reichtums, um ihn zu vergesellschaften.

— Die — durch Interventions-, heiße und kalte Kriege vermehrte — Schwie-
rigkeit jeder neu zur Macht kommenden Klasse, die ihr spezifische Form
politischer Willensbildung zu finden, die von der Machtausübungyiir die
Klasse zur Machtausübung der Klasse weiterführt. Das, denke ich, miß-
lang Anfang der fünfziger Jahre in der Sowjetunion, als der 20. Parteilag,
statt über Stalin hinauszugehen, auf opportunistische Positionen hinter
ihn zurückging.

— Damit stoße ich auf das, was ich neben diesen beiden mehr objektiven
Gründen für einen wesentlichen subjektiven Grund halle: den Oppor-
tunismus. Aus Opportunismus übernahm die kommunistische Weltbewe-
gung Normen des Gegners und verleugnete die Klassensolidarität. Aus
Opportunismus wurde im sozialistischen Luger national-egoistisch von
allen zum Schaden aller dessen wirtschaftliche Integration behindert. Aus
Opportunismus traten Kompromisse zur Beschwichtigung des Gegners an
die Stelle prinzipienfesten Kampfes. So hemmte das sozialistische Lager
den Opportunismus nicht, sondern förderte ihn in der gesamten sozialisti-
schen Bewegung, soweit sie sich an der KPdSU orientierte.

Der "real-existierende Sozialismus" hat über mehr als ein halbes Jahr-
hundert viele kapitalbeherrschte bürgerlich verfaßle Gesellschaften, insbe-
sondere die nahe am "Eisernen Vorhang" angesiedelten, gezwungen, nicht
nur politisch-ökonomisch den Selbstvcrwerlungsinteressen des Kapitals

Rechnung zu tragen, sondern sich auch 5ozia/politisch der Herausforderung
durch die frühsozialislischen Staaten zu stellen. Nachdem die faschistische
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Variante der Reaktion auf diese sozialistische Alternative — ich charakteri-
siere sie der Kürze halber mit ihrem selbstgewählten demagogischen Titel
"nationalsozialistische Arbeiterpartei" — in Blut und Tränen erstickt war, hat-
te das für längere Zeit eine relative Stärkung der sozialreformerischen Vari-
ante unter den Herrschaftsstrategien der europäischen Bourgeoisie zur Fol-
ge. Um die Profitwirtschaft überhaupt zu sichern, war Profitregulation zu-
gunsten eines "sozialen Netzes" unvermeidbar. Die sozialreformistische
Variante diente der imperialistischen Politik dazu, die Balance zwischen
dem Streben nach Maximalprofit und der Notwendigkeit zu wahren, dies
Streben so zu kanalisieren, daß sich das Gesamt-Profitsystem gegen die so-
zialistische Alternative behaupten konnte. Diese Variante war klassisch
ausgeprägt im sogenannten "schwedischen Sozialismus" und wurde mit ge-
radezu theoretischem Anspruch in der BRD auf den Begriff der "sozialen
Marktwirtschaft" gebracht, die dazu diente, das Kapital mit den "Arbeitneh-
mern" oder "Lohnabhängigen" über längere Zeit auf der Basis des Antikom-
munismus "sozial-partnerschaftlich" zu versöhnen. Diese sozialreformisti-
schen Kräfte verdankten also ihre relative Stärke in vielen imperialistischen
Metropolen der Existenz des sozialistischen Lagers — ob ihre Repräsentan-
ten das wußten und gar einräumten oder auch nicht.

Diese bürgerliche "Linke" half erheblich, das sozialistische Lager zu de-
stabilisieren, nicht zuletzt, indem sie, was der bürgerlichen Rechten kaum
so gelungen wäre, seine politische Führung ideologisch unterwanderte. Da-
mit sägte sie jedoch zugleich an dem Ast, auf dem sie selbst saß. Die 2. In-
ternationale verlor ihren Spielraum in der Weltpolitik, noch bevor die De-
stabilisierung des sozialistischen Lagers mittels der Politik "Wandel durch
Annäherung" zu dessen Implosion führte und die Erben der 3. Internationa-
le von der weltpolitischen Bühne verdrängte. Zuerst mußte sie in England
dem Thatcherismus weichen, 1982/83 die Rechtswende in der BRD schluk-
ken und dann auch ihren schwedischen "Muslersozialismus" preisgeben. Sie
hatte ihre relative Bedeutung im bürgerlichen Lager aus der Stärke des so-
zialistischen Lagers bezogen, zu dessen Vernichtung sie dem Kapital dien-
lich war. Proportional zur Schwächung des sozialistischen Lagers verlor sie

für das Kapital an Wert.

Zugleich aber hatte sie den Opportunismus tief in die Arbeiterklasse hin-
eingetragen, und zwar keineswegs nur in den imperialistischen Metropolen,
in denen sie regierte oder mitregierte. Der ökonomische "Lebensstandard"
der Werktätigen und das "soziale Netz" in den imperialistischen Metropolen,
aufgebaut mit den Extraprofiten aus imperialistischer Weltausbeulung, fas-
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zinierte auch Werktätige in den sozialistischen Ländern, während die Em-
bargopolitik es ihnen erschwerte, politisch-moralisch der "Schaufensterkon-
kurrenz" standzuhalten. Vor der Bedürfnissteuerung aus der BRD kapitu-
lierte die SED prinzipienlos, traute sich nicht mehr zu, den Sozialismus
"störfrei" zu machen und meinte, durch "Liberalisierung" den Gegner be-
schwichtigen zu können. Die Rede von der "Reform- und Friedensfähigkeit"
des Imperialismus, seiner "ökonomischen Effektivität" (ob für das Kapital
oder für die Menschen, fragte man kaum noch) und von den "Selbsthei-
lungskräften des Marktes" fand immer mehr Resonanz. Bei der Grenzöff-
nung in Ungarn zeigte sich dann, wie tief unter der Auswirkung des 8. Par-
teitages der SED der Opportunismus gerade in den Kernbereich der Arbei-
terklasse eingedrungen war: vor allem solche, die am meisten Mehrprodukt
schufen und damit die Gesamtgesellschafl erhielten, verließen die DDR und
destabilisierten sie an der ökonomischen Basis.

Als das sozialistische Lager unterging, hatte der sozialreformerische Mohr
seine Schuldigkeit getan und konnte gehen — zunächst in einen politischen
Vorruhestand, in dem die SPD nun denen, die sich in ihrer Gier an der
DDR verschluckt haben, hilft , ihre Verdauungsbeschwerden zu ertragen,
indem sie sie von der Alleinverantwortung für die Krise entlastet, in die sie
ganz Deutschland gestürzt haben.

üb die Sozialdemokratie bereits bemerkt, daß sie mit der Existenz einer
sozialistischen Alternative zugleich einen Grund ihres bisherigen Einflusses
beseitigt hat, mag bezweifelt werden. Vorerst widerspiegelt sich das jeden-
falls in ihrer Politik nur unbewußt, und sie gibt sich noch nicht bewußt dar-
über Rechenschaft, daß sie (und nicht nur die Sozialdemokratie, sondern
die gesamte auf "sozialen Ausgleich" zwecks Sicherung des bürgerlichen Sy-
stems bedachte liberal-sozial-rcformerische Variante bürgerlicher Politik)
für das Kapital zunehmend überflüssig wird, seitdem es in Europa keine
nennenswerte sozialistische Macht mehr gibt. Ohne diesen Gegenpol kann
das Kapital aufgrund des quantitativ ständig sinkenden Bedarfs an lebendi-
ger Arbeitskraft bei ständig steigender Ausbeutung ihrer Qualität weitge-
hend auf den Luxus aufwendiger ökonomischer, politischer und ideologi-
scher Korruption des Proletariats verzichten und an dessen Stelle den nack-
ten ökonomischen Zwang zur Unterwerfung setzen. Allenfalls könnte das
Kapital in absehbarer Zeit eine klassenverräterische ArbeitsZoserapartei be-
nötigen, sofern die Vernichtung von Produktivkräften die politische Stabili-
tät ernstlich gefährdete. Bestimmte neofaschistische Embryonen stehen für
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diese Rolle schon bereit, und wir wollen hoffen, daß sich dafür nicht etwa
auch Teile der PDS hergeben. Auf diese Gefahr komme ich zurück.

Nun sind die eigentlich Leidtragenden des Endes der europäischen sozia-
listischen Staaten natürlich nicht die sozialreformerischen Politiker inner-
halb der "großen Parteien", sondern deren bisherige Klientel, diejenigen
Werktätigen, deren richtiges Interesse sich zu den Selbstverwertungsinteres-
sen des Kapitals nicht komplementär, sondern immer antagonistischer ver-
hält, je mehr von ihnen mit zunehmender Produktivität nicht etwa produkti-
ver, sondern für die Kapitalverwertung überflüssig werden und darum ihre
Arbeitsplätze verlieren.

Deren richtiges Interesse. In diesem Wort steckt eines der Probleme, die
die Einigung im antiimperialistischen Kampf erschweren. Wir sind ja immer
geneigt, statt von richtigen und falschen von wirklichen und scheinbaren In-
teressen zu sprechen. Dann stünden wir nur vor einem Aufklärungsproblem,
vor der Aufgabe, eine richtige Erkenntnis der "wirklichen" Interessen zu
vermitteln, nicht aber einen richtigen Willen und ein richtiges Verhalten,
was unvergleichlich viel schwieriger ist. Tatsächlich aber stehen dem, was
man banal wirkliches Interesse nennen möchte, keineswegs nur scheinbare,
sondern in einem vordergründig sogar viel existentiellercn Sinne nicht min-
der wirkliche Interessen entgegen. Die eigentliche Macht des Kapitals ge-
genüber denen, die es durch ihre Arbeit vermehren und damit viel mehr der
Kapitalverwertung als sich selbst dienen, beruht ja (vor allen sozialen und
politischen Strukturen, Organisationsformen und Gesetzen, durch die das
Kapital seine Macht über die Produzenten behauptet und ausübt) darin, daß
das Afapito/verhältnis alle Verhältnisse bestimmt, auch die, unter denen sich
die Interessen der Ausgebeuteten und Verelendelen bilden. Die Freiheit
ihrer Wahl isl begrenzt durch die Alternativen, die wählbar sind; und diese
Alternaliven setzt, solange es herrscht, das Kapital.

Dabei setzt es sie dem Einzelnen so, daß für ihn in der Regel sein priva-
tes, individuelles wie familiäres, wirkliches Interesse zusammenfällt mil dem

Selbstverwertungsinteresse des Kapitals. (Nicht nur der Bourgeois, der für
sich Profil machl und den Konkurrenten ruiniert, sondern auch der Arbeiter,
der für sich gewinnt, indem er dem Kollegen den Arbeitsplatz nimmt, dient
der Kapitalverwertung!) Andererseits tritt das nicht minder wirkliche Klas-
scninleresse der Werkläligen (und letztlich auch das Gatlungsinteresse der
Menschheit) nicht nur zum Selbstverwertungsinteresse des Kapitals in Wi-
derspruch, sondern oft auch zum Privatinteresse jedes Einzelnen. So muß in
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dieser Gesellschaft zwar in der Regel nicht der Bourgeois im Widerspruch
gleich wirklicher Interessen, nämlich seiner Klassen- und Priratinteressen,
existieren (denn im Kapitalismus befinden sich für ihn Klassen- und Pri-
ratinteresse normalerweise in Harmonie, weshalb er sein Klasseninteresse
auch instinktiv wahrnimmt), wohl aber der Arbeiter (weshalb er eines dia-
lektischen Bewußtseins bedarf, um sein Klasseninteresse in der Spannung zu
seinem Privatinteresse wahrzunehmen). So hält er sein (möglicherweise
durchaus kollektives, nämlich Familien-, Betriebs-, Berufsstand-, Frauen-
oder "Ossi"-) Praotinteresse sehr viel spontaner als sein ^/asseninteresse
für sein eigenes, sein persönliches Interesse. Demjenigen, der seine Arbeits-
kraft und Qualifikation als Ware auf den Markt bringen muß, um zu leben,
liegt der Konkurrenzkampf näher als der Klassenkampf. Und nicht nur für
Produktionsarbeiter, sondern auch für die lohnabhängige Intelligenz gilt:
"Die Lohnarbeit beruht ausschließlich auf der Konkurrenz der Arbeiter un-
ter sich", und es bedarf einer politisch-moralisch-ideologischen Anstren-
gung, der "Isolierung der Arbeiter durch die Konkurrenz ihre revolutionäre
Vereinigung durch Assoziation" entgegenzustellen. Das scheint mir ein we-
sentlicher Anknüpfungspunkt für die Korruption der Arbeiterklasse durch
den Opportunismus zu sein.

Ist das Interesse des Rüstungsarbeiters an seinem Arbeitsplatz darum nur
ein "scheinbares" Interesse, weil es seinem "wirklichen" Interesse am Frie-
den widerspricht? Das Schlimme ist doch, daß sein Arbeitsplatz und also
seine und seiner Familie soziale Existenz keineswegs nur "scheinbar" daran
hängt, daß er bereit ist, heute zu produzieren, was morgen seine und seiner
Familie Existenz kosten kann und schon heute Menschen die Existenz ko-
stet, die in derselben Zwangslage sind wie er. Das elementar wirkliche und
darum spontan wirksame Interesse des Einzelnen an seinem Arbeitsplatz
tritt eben oft als sein P/woMnteresse in Widerspruch zu seinem Klossen-
und Gattungsinleresse.

Man müßte hier eigentlich auch von dem Widerspruch zwischen lang-
und kurzfristigen Interessen sprechen. Gerade als die Arbeiterklasse ihre

Interessen mit historisch-langfristiger Perspektive realisierte (wie in der er-

sten Hälfte sowjetischer Geschichte), gehörte es zu den verführerischen
antikommunistischen Einwänden, hier opfere man die gegenwärtige Genera-
tion für das Glück der kommenden. Und je mehr die Arbeiterklasse von ei-
nem kleinbürgerlich-privaten Hedonismus, dem vielberufenen "Glücksan-

spruch" ohne kollektive und historische Perspektive infiziert wurde und vie-
le nicht mehr an den Aufstieg der Klasse, sondern an ihren Aufstieg aus der
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Klasse dachten, alles auf einmal und gleich haben wollten, desto mehr wur-
de die opportunistische Versuchung und Illusion wirksam, man könne den
Sozialismus auf materielle und geistige Anleihen beim Klassenfeind grün-
den. Charakteristisch dafür war, daß in den letzten Jahren der DDR die Pa-
role "nur wie wir heute arbeiten, können wir morgen essen" geradezu umge-
kehrt wurde und daß Ökonomen, die sich für Sozialisten hielten, eine maxi-
male Privatisierung aller Bedürfnisse gegenüber der Akkumulation gesell-
schaftlicher Produktiv- wie Versorgungsfonds forderten.

Auch hinsichtlich der "Ost-West-Beziehungen" in Deutschland stoßen
wir nicht nur auf wirkliche Interessengegensätze zwischen Kapital und Ar-
beit, also auf Klassengegensätze, sondern auch auf wirkliche Interessen-
gegensätze zwischen ostdeutschen und westdeutschen Produzenten einerseits,
Kapitalinteressenten andererseits, mithin auf beiden Seiten der Klassenfront
auf Elemente des Konkurrenzkampfes, also auf überindividuelle Privat-
interessen. Sie verbinden Individuen, abgesehen von ihrem Klasseninteresse
und oft im Widerspruch zu ihm, miteinander in einem Gesamtinteresse, zum
Beispiel als "Ossis" oder "Wessis". Dabei geht es zwar um wirkliche und
nicht nur scheinbare (wenn auch nur scheinbar "klassenübergreifende"),
jedoch falsche Interessen. Sie begründen z.B. die immer wieder auftauchen-
de Idee einer "Ossipartei" oder einer "DDR-Autonomie" und führen zu Be-
wegungen und Einrichtungen wie den "Gerechtigkeitskomitees".

Da bieten sich dann sogar Analogien zum antikolonialen nationalen Be-
freiungskampf an. Denn mindestens so sehr, wie das DDR-Volk im Laufe
seiner sozialistischen Geschichte so etwas wie "nationale" Eigentümlichkei-
ten gegenüber dem BRD-Volk ausgebildet hat, sind solche Besonderheiten
dadurch ausgeprägt worden, daß die BRD-Herren gegenüber dem DDR-
Volk wie Kolonialherren auftreten und damit die DDR-Bevölkerung nun zu
einer solchen "Schicksalsgemeinschaft" zusammenpressen, wie ich sie mir
gewünscht hätte, als die DDR noch als antiimperialistischer Staat existierte,
und, vor allem, als es sie zu verteidigen gegolten hätte. Jedenfalls — ob man
dafür nun unzutreffende Begriffe wie "Kolonie" oder "Nation" bemüht oder
nicht - gibt es, nicht nur demagogisch suggerierte, Interessen, die sich in-

nerhalb aller Klassen als ost-west-gegensätzlich bemerkbar machen. Die
Frage ist nur, welcher Stellenwert diesen Interessen im antiimperialisti-
schen Kampf zukommt und wie sie strategisch und taktisch zu behandeln
sind. Und da spaltet das Gegeneinander von "Ossis" und "Wessis" die Be-
herrschten, stärkt die Herrschenden und wirkt also proimperialistisch. Die
herrschende Bourgeoisie jedoch kann bei Strafe ihres Untergangs keine
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"gemeinsamen Interessen" über ihr Profitinteresse stellen. Darum wird sie
auch "Ossi-Interessen", wie bisher "nationale" Interessen, stets nur als Mit-
tel zum Zweck ihrer Profitmaximierung nutzen. So ist die Tendenz zu einer
"Ossi-Partei" zwar verständlich, weil — um meine Begriffe aufzunehmen — in
einer wirklichen (nahezu "nationalen") Interessengemeinschaft der "Ossis"
gegenüber den "Wessis" begründet, aber falsch. Sie kann nur in eine un-
heilvolle Alternative münden: Entweder würde solch Gegeneinander einer

"Ossi- und Wessi-Nation" als zusätzliche Spaltung der Opfer der deutschen
"Vereinigung" nur deren Gewinnern zugutekommen, also dem durch die
Annexion gestärkten deutschen Imperialismus, oder sie würde mit dem An-
spruch, Ost und West müßten gleichermaßen Provisionen aus den Profiten
des deutschen Imperialismus ziehen, den Boden für eine gefährlich faschi-
stoide, nämlich scheinsozial-chauvinistische Stimmung unter den durch den
Sozialabbau in Ost und West verelendeten Massen vorbereiten. Sie würde
also (mit oder ohne bösen Vorsatz) dazu beitragen, daß sich die sozialöko-
nomische und politisch-moralische Verelendung und Verwilderung in einem
massenhaften Rechtsruck entlädt.

Ein Zusammenschluß aller Annexionsgeschädigten in Ost und West
könnte desto umfassender sein, je zielbewußter eine homogene und darum
starke kommunistische Partei als Abteilung einer internationalen Arbeiter-
assoziation die Gleichberechtigung der ostdeutschen und westdeutschen
Massen zur Teilaufgabe ihrer umfassend antiimperialistischen Arbeiterpoli-
tik machte. Es müßte, wer sich im Osten Deutschlands von der doppelten
Ausbeutung und Unterdrückung befreien will, im Kampf darum nicht nur
sein individuelles oder kollektiv-ostdeutsches Pntiatinteresse, sondern in-
eins damit sein internationales und gesamtdeutsches Klassemnleresse ver-
fechten. Umgekehrt läge der Kampf für diese Klasseninteressen aller vom
Monopolkapital Verelendeten zugleich im Interesse der ostdeutschen Opfer
des westdeutschen Kapitals. Deshalb ist eine klare Markierung der Linken,
wie nur Kommunisten sie bieten können, indem sie die Eigentumsfrage stel-
len, die Voraussetzung einer umfassenden Sammlung einer keineswegs auf
Sozialisten beschränkten antiimperialistischen Linken.

Ob wirklich gemeinsame Interessen der Bevölkerung der DDR richtiger
als bisher vertreten werden, also so, daß sie den gesamtdeutschen Imperia-
lismus nicht stärken, sondern schwächen, hängt davon ab, ob sie konkret
antiimperialistisch oder ob sie unlikommunistisch geltend gemacht werden.

Von daher ergibt sich der Maßstab zur Beurteilung nicht klassenspezifi-
scher ostdeutscher Interessenvertretungen, handele es sich nun um Vereine,
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große Verbände und Gesellschaften, Komitees oder Parteien. Dabei vergesse
man nicht, daß die DDR nicht nur von der BRD annektiert, sondern ihr von
vielen ihrer Bürger ausgeliefert worden ist. Die "fünfte Kolonne" des Impe-
rialismus war sehr aktiv, auch wenn Bonn es ihr wenig dankt. Wenn sie sich
nun über diesen Undank blökend beschwert, erscheint sie oft antiimperiali-
stischer, als sie ist. Ich halte es nahezu für ausgeschlossen, wirkliche "Os-
si-Interessen" richtig zu vertreten, wo zum Beispiel

- dem Antikommunismus Weihrauch gestreut wird, indem gebetsmühlenar-
tig die Rede vom DDR-"Unrechtsstaat" umgeht — die doch eigentlich
meint, daß es bereits Unrecht sei, wenn Gegner des deutschen Imperia-
lismus sich als Staat zu etablieren wagen,

— wo antistalinistische Reinigungseide geleistet werden, ehe man sich traut,
das Wort zu nehmen,

— wo von sozialistischer Mißwirtschaft" die Rede ist und davon abgelenkt
wird, daß die BRD die DDR-Wirtschaft vorsätzlich destabilisiert und
nach ihrem Sieg als Konkurrenz vollends vernichtet hat.

Auf dieser Linie werden die "Ossis" allenfalls Provision dafür bekommen,
daß sie der herrschenden Klasse dabei helfen, auch nur den Gedanken an
den Sozialismus als reale Alternative zum Imperialismus auszurotten. (Als
"Utopie" tut er der herrschenden Klasse nicht weh). Im übrigen aber werden
sie zwar gegenüber anderen imperialistisch Verelendeten als Kronzeugen
korrumpiert und privilegiert werden, dennoch aber zur Abhängigkeit verur-
teilt und von der society ausgeschlossen bleiben. Noch schlimmer aber ist
es, daß sie so dazu helfen, den Opfern des Kapitals den Ausweg nach links
zu verlegen und ihnen nur einen Ausweg nach rechts offen zu lassen. Damit
werden sie unter den Gefangenen des Kapitalismus zu dessen Kalfaktoren,
gleichgültig mit wieviel antifaschistischen Phrasen sie ihren Antikommu-
nismus würzen und wieviel Krokodilstränen sie über die "rechte Gefahr"
vergießen, die sie mit jedem Wort mitverantworten, durch das sie den Sozia-
lismus verächtlich machen. Mit der Diskreditierung ausgerechnet der nicht-
revisionistischen Elemente in der Geschichte des sozialistischen Lagers gibt
die PDS-Führung den aggressivsten Kräften des Monopolkapitals Schützen-

hilfe, indem sie Massen, die aus gutem Grund an der bürgerlichen Demo-
kratie verzweifeln, den Sozialismus nur als unrealisierbare "Vision" vorgau-
kelt und ihnen zugleich den Stolz auf ihre Errungenschaften und Leistungen
bei seiner Realisierung verekelt. Historisch verantwortungslos läßt die Brie-
Fraktion damit armen Leuten nur die Alternative zwischen Resignation und
Abenteurertum und treibt sie in eine Situation ä la 1933.
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Eine nicht antikommunistische, sondern antiimperialistische und also
richtige Vertretung der gemeinsamen Interessen der ehemaligen DDR-Be-
völkerung zu organisieren ist nicht zuletzt darum schwierig, weil es (noch!)
keine Vereinigung aller deutschen Kommunisten gibt. Denn ihre Funktion
wäre es, eine solche Interessenvertretung der ostdeutschen Annexionsopfer
zwar keineswegs zu dominieren oder zu manipulieren (etwa unseligen Ange-
denkens in dem Sinne: ihr stellt die Gallionsfiguren, wir die Sekretäre),

wohl aber im legitimen Sinne zu "führen", nicht wie Heerführer kommandie-
rend, sondern wie Bergführer wegweisend — oder angesichts der heutigen
Situation noch bescheidener: als Pfadfinder.

Obwohl es zum Weinen ernst ist, lassen Sie mich scherzhaft sagen, worin
ich ein Hauptproblem sehe: Als Rohstoff einer wirklichen Kommunistischen
Partei Deutschlands haben wir in der DDR eine große Herde, die keinen
Hirten hat (denn die Brie und Gehrke und Bisky sind eher Wölfe im
Schafspelz als Hirlen), und in der BRD viel zu viele Hirten, Organisatoren
und sogar Theoretiker, denen die Herde fehlt, die dem Ganzen Kraft und
Saft gibt.

Unter diesen Verhältnissen wird gerade das, was für eine kommunistische
Bewegung in Ost und West kostbares Material wäre, zur Gefahr, weil nicht
miteinander verbunden:

Im Osten hat die PDS das wertvollste politische Kapital, das der bewuß-
ten Arbeiterklasse (ob sie es weiß oder nicht) noch geblieben ist, nämlich
ein immer noch treues "Parteivolk", und ich meine dies Wort jetzt kei-
neswegs abwertend. Es bleibt trotz allem, was sich seine Führung leistet,
beisammen in dem richtigen Gefühl, solidarisch zusammenzugehören und
sich gerade angesichts aller Bedrängnis nicht trennen zu dürfen. Aber eben
das führt dazu, daß eine hochgradig aus Liquidatoren und Kapitulanten be-
stehende Führung nicht ganz zu Unrecht meint, mit diesem Parteivolk kön-
ne sie alles machen.

Und im Westen finde ich in den vielen kleinen kommunistischen Partei-

en, Organisationen, Kreisen und Vereinen ein reiches theoretisches und or-

ganisatorisches Potential mit reicher Erfahrung im Kampf gegen die deut-
sche Bourgeoisie und hoch qualifizierte Berufsverbotsopfer, die ihre ge-
samte Arbeitskraft für die Weiterentwicklung des wissenschaftlichen Sozia-
Iismus einsetzen können. Ich halte das nicht minder für eine bedeutende,
der bewußten Arbeiterklasse verbliebene Reserve. Aber diese Reserve
kommt nicht ihren Fähigkeiten entsprechend als Führungskader zum Ein-
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satz. So mißt sie ihre Kräfte oft gegeneinander, und jeder Zirkel pflegt für
sich selbst sein "Sondergut". Denn es fehlt an Massen, die von ihnen Orien-
tierung und Führung erwarten und deren Funktion es wäre, das — zur Theo-
rieentwickung ja nötige! — Aufeinanderprallen der Hypothesen abzufedern
und zugleich durch ihre Aktionen die Theorien sozusagen experimentell zu
erproben und damit schneller und besser, als das in theoretisierenden Zir-
keln geht, Selbstkorrekturen und Weiterdenken, vor allem auch, was man

oft mit einem fragwürdigen Begriff "Politikfähigkeit" nennt, zu erzwingen.

Blicken wir einmal konkret auf die beiden Parteien, deren Vergangenheit
deutlich SED-geprägt ist: DKP und PDS:

Die DKP ist zweifellos eine Partei, die man als Abteilung der kommuni-
stischen Weltbewegung werten darf. Offensichtlich überwindet sie sowohl
die reformistische Programmatik prinzipienlos breiter "Friedenspolitik" wie
auch ärgerlich kleinbürgerliche Formen, zu denen die SED sie durch ihr
opportunistischen Vertrauen zu imperialistischen Wölfen im Schafspelz, die
sie für "Tauben" hielt, verleitet hatte, und entnimmt dem SED-Erbe, was
darin trotz allen Spießertums an marxistisch-revolutionärem Inhalt noch
vorhanden war.

Anders die PUS: Wegbereitcnd für die Annexion der DDR durch die
BRD wurde sie von den "Hoffnungsträgern" des Reformismus in der Konter-
revolution 1989 - Markus Wolf, Berghofer, Modrow, Gebrüder Brie, Dieter
Klein, Gysi - als "Partei des Demokratischen Sozialismus" (ein Relikt aus
dem Anlauf zur Konterrevolution von 1968) aus der Taufe gehoben. Sie
wickelte die SED ausgerechnet insoweit ab, wie diese (trotz schleichender
Paralyse seit dem 20. Parteitag der KPdSU, trotz des entmoralisierenden
Nur-Okonomismus Mitlag'scher Prägung seit ihrem 8. Parteitag und trotz
der Auflösung des sozialistischen Lagers unter Gorbatschows Führung) im-
merhin noch eine marxistische Potenz war, die, wenn nicht mehr zur Vertei-
digung der DDR, so doch als Keim einer nicht-opportunistischen Partei zum
Widerstand gegen die Konterrevolution hätte aktiviert werden können. Des-
halb ist die PDS nun, obwohl ihr die meisten in der DDR lebenden Kommu-

nisten angehören dürften (und das sind mutmaßlich mehr als in der DKP),

doch von ihrem politischen Charakter her nur als linksbiirgerliche und von
ihrer sozialen Basis her als Intelligenz-, Rentner- und Arbeitslosenpartei
anzusehen. In ihr sammelt sich die deklassierte Masse solcher DDR-Bürger,
die man in westdeutscher Soziologie wohl dem "Öffentlichen Dienst" zuord-

nen würde. Viele ihrer Mitglieder kommen aus einer sozialistischen Staats-
partei und fallen nun auseinander in solche, deren Bewußtsein mehr sozia-
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listisch, und solche, deren Bewußtsein mehr subaltern-staatsloyal geprägt
war. Und auf letztere kann sich eine Führung stützen, in der allzu viele, wie
Noske die Revolution, den realen Sozialismus "wie die Sünde" "hassen" und
kein anderes Ziel haben, als alles zu liquidieren, was in dieser Partei noch
marxistisch ist, wohl nicht zuletzt, um in der sogenannten "politischen Klas-
se" der Bourgeoisie salonfähig zu werden.

Schon von der west- und ostdeutschen "Linken" zu reden, ist verwirrend.
Was empfand überhaupt ein westdeutscher "Linker" in der DDR als "links"?
Und war nicht gerade "linken" DDR-Bürgern vieles an der westdeutschen
"Linken" suspekt, zum einen, weil sie, selbst systemkonform, deren System-
feindschaft nicht begriffen, zum anderen, weil sie nicht übersehen konnten
und nicht vergessen können, wie oft die DDR gerade von denen, die sich
dort "links" nannten, einen Dolchstoß in den Rücken bekam, nicht nur von
den rosa Epplers, die bis tief in die SED hinein zugunsten der "Reformer"
intervenierten und die Liquidation der kommunistischen durch die PDS-
Linie förderten, sondern auch von den grünen Kellys, die die kleinbürgerli-
chen Revollen in der DDR stützten und das Wesen der Konterrevolution von
1989 mit dem Gerede von der "sanften Revolution" vernebelten. Ja, sogar
Kommunisten, denen die DDR zu opportunistisch war, vermochten ihre Kri-
tik nicht parteilich zu artikulieren. So konnte der Gegner, der doch weniger
die Idee des Sozialismus als deren Realisierung fürchtet, sich auf sie beru-
fen, wenn er hämisch höhnte, der reale Sozialismus entspreche ja gar nicht
seiner Idee, sei eigentlich Staatskapitalismus, Bürokratismus, Parteidikta-
tur. Damit haben sie, gewiß oft unwillenllich und unwissentlich, geholfen,
die DDR zu dcstabilisieren.

Charakteristisch für die Verwirrung in der "deutschen Linken" finde ich
einen Halbsatz im letzten Heft von Konkret. Da ist von einer westeuropäi-
schen KP die Rede, die anders als KPdSU und SED "nie Staatspartei war
und" - ich hebe dies Wort hervor: "deswegen noch als Rest-Organisation der
Arbeiterbewegung betrachtet werden kann." Kann eine herrschende Partei
keine Arbeiterpartei sein? Ist die Arbeiterbewegung keine Arbeiterbewe-

gung mehr, wenn sie und nicht das Kapital die Nation dominiert? Offenbar

geht es bei den Verständigungsschwierigkeiten in der "Linken" nicht zuletzt
um die Staatsfrage. Wo "Linke" den Staat formalistisch als "Macht an sich"
verstehen, ohne zu fragen: "Staatsmacht wessen, wozu und für wen?", lassen
sie sich allzuleicht dazu verführen, im Kampf gegen die Gewalt des Mono-

polkapitals Schamgefühle im Blick auf ein eigenes Gewaltmonopol zu ent-
wickeln.

124



In Ost und West gegen den deutschen Imperialismus

Ich habe zum Beispiel den Eindruck, daß viele westdeutsche Linke nicht
nachvollziehen können, daß für linke DDR-Bürger die DDR "unser Staat"
war. Sie identifizierten sich mit diesem Staat so, wie das in ihrer Alltags-
sprache zum Ausdruck kam, wenn sie stolz meinten, "das haben wir ge-
schafft!" oder selbstkritisch "das müßten wir ganz anders machen", aber
auch: "das haben wir falsch gemacht" bis hin zu dem Ausruf: "Wir sind wohl
verrückt geworden", zum Beispiel wenn "wir" "um des Friedens willen"
westdeutsche Einmischungen in unsere inneren Angelegenheiten zuließen
oder wenn "wir", um über unsere Verhältnisse leben zu können, den Strauß-
kredit akzeptierten oder gar alle sozialistische Würde und Moral preisgaben,
indem wir Strafgefangene "freikaufen" ließen. In diesem "Wir" wird vor allem
eine demokratische Grundhaltung bemerkbar, die westdeutsche Linke oft
gar nicht wahrnehmen, zugleich allerdings eine "Staatstreue" die ihnen ge-
rade nicht als Merkmal der "Linken", sondern der "Rechten" erscheint.

Daran knüpft die Verwirrung an, die die Reaktion mit den Begriffen
"rechts" und "links" anrichtet. Das begann schon, als die Nazis sich als "Links-
partei" ausgaben, als nationalsozialistische Arbeiterpartei mit dem Ziel einer
nationalen Revolution. Das hat damals die Linke nicht allzu sehr irritiert.
Erfolgreicher war 1968 die Sprachregelung, nach der die Organisatoren des
"Prager Frühlings", die die volle Sympathie aller Reaktionäre genossen, "die
Linken" hießen und die Verteidiger des Sozialismus "die Rechten". Vollends
wurden dann Gorbatschows Konterrevolutionäre (sogar bis tief hinein in
kommunistische Kreise) als "Linke" mißverstanden und ihre Gegner wie Ni-
na Andrcjewa als reaktionär, konservativ und "rechts" verleumdet.

Nicht ohne Zusammenhang mit dieser Verwirrung erschien dann vielen
"linken" Westdeutschen jeder "treue DDR-Bürger" (klingt Treue nicht be-
reits in vielen "linken" Ohren wie ein Wert der "Rechten" und darum su-
spekl?) als "roter Preuße", "staatshörig" oder "treu-doof-deutsch". Umge-
kehrt sah ein ostdeutscher im "typisch westdeutschen" Linken jemanden,
der den Sozialismus immer nur für rückständig, die kosmopolitische Urbani-
tät aber, die kapitalistische Verhältnisse mit sich bringen, für "modern",
wenn nicht gar fortschrittlich hält; der also in seinen Augen "amerikanisiert"

und von jener Rasanz geprägt ist, die das Kommunistische Manifest als ty-
pisch kapitalistisch beschreibt. So hielt der "treue DDR-Bürger" den von
ihm als "typisch westdeutsch" empfundenen "Linken" häufig ebenso für ei-
nen spinnerten, chaotischen, anarchischen Bohemien oder Revoluzzer, wie
der Westdeutsche ihn für einen Spießer. Sicher war das Bild, das west- und
ostdeutsche "Linke" voneinander hatten, eine Karikatur; sie zeigte aber
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auch reale Züge. So war z.B. die DDR v.a. seit dem 8. Parteitag der SED tat-
sächlich zunehmend verkleinbürgerlicht, mehr ein "Staat der kleinen Leu-
te", wie Günter Gaus ihn erlebte, denn Diktatur des Proletariats, und in vie-
lerlei Beziehung wirklich eine Nischengesellschaft, in der an jeder Datsche
ein Schild hätte hängen können: "Ende des sozialistischen Einflußbereichs",
wie Holger Becker mit Recht im ND spottete.

Die orfdeutsche Linke fühlte sich und war für die sozialistische Staats-
macht verantwortlich. Insofern waren hier gerade Nichtopportunisten ge-
wöhnt, den Klassenkampf gegen den Imperialismus und seine Agenten "von
oben" zu führen. Sie müssen jetzt von ihren westlichen Genossen wieder
oder neu lernen, wie man ihn "von unten" führt. Aber nicht nur insofern
stellte sich ihnen die Frage der Macht anders als einem Großteil der west-
deulschen "Linken". Wie die Orflinke ursprünglich in der Arbeiterbewe-
gung verwurzelt war, rekrutierte sich die l^erflinke zunehmend aus dem
Nachwuchs bürgerlicher Intelligenz. Der aber suchte und fand, frustriert
durch die Geistlosigkeit des Wirtschaftswunderkapitalismus und entsetzt
über die verschwiegene und verdeckte Blutschuld seiner Väter, seine Alter-
nativväter überwiegend in den letzten Repräsentanten und Erben der
"Frankfurter Schule", also unter linksbürgerlichen Soziologen. Jedenfalls
herrschte hier ein ganz anderer Geist als in der "orthodox-marxistischen"
Linken, in die das blutvoll-realistische Erbe eines sich seiner selbst noch
bewußten und starken Proletariats eingegangen war.

Den Sitz im Leben, den hier die revolutionäre Macht hatte, hatte dort —
ich bin mir der höchst riskanten Simplifizierung sehr bewußt - die revolu-

tionäre Kritik.

Auch von daher gab es einen Zugang zum Marxismus. Der wissenschaft-
liche Sozialismus beginnt ja nicht zufällig auf dem Wege zur revolutionären
Tat mit der revolutionären Kritik gerade des sich revolutionär gebenden Be-
wußtseins, um dann mit der Überwindung falschen gesellschaftlichen Be-
wußtseins zur Kritik falschen gesellschaftlichen Seins vorzustoßen und so
die Frage der Aufhebung des Kapitalverhältnisses und damit die Frage revo-

lutionärer Macht zu stellen. Und viele aus jener "StudWlenfeewegung S/flfl
dann ja auch wissenschaftliche und revolutionäre Kommunisten geworden.

Aber diese Bewegung, auch das darf man nicht übersehen, betrat ja in
der Zeit des Höhepunktes des Aggiornamento in der katholischen Kirche,
der Bürgerrechtsbewegung in den USA, des Scheiterns dieser Weltmacht an
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der inneren Stärke Vietnams, also in der Zeit einer tiefen Erschütterung des
Integritätsbewußtseins der Nachkriegsrestauration die international-poli-
tische Bühne nicht nur mit Solidaritätserklärungen für Ho-Chi-Minh und
Martin Luther King, sondern auch mit einem Jubelschrei über jenen "Prager
Frühling", der das Vorspiel der Preisgabe sozialistischer Macht war, nicht
zu Unrecht heute von der antikommunistischen Reaktion als Vorform der
Gorbatschow'schen Liquidation des sozialistischen Lagers gefeiert und von
den antikommunistischsten Teilen der PDS als ihr geistiges Erbe rezipiert.

Für diese Generation galt in hohem Maße, womit der junge Karl Barth
beim Offenkundigwerden der allgemeinen Krise des Kapitalismus nach 1917
dem Lebensgefühl einer "zersplitterten Welt", wie Hans Heinz Holz das
nannte, Ausdruck gab: "Die Tränen sind uns näher als das Lächeln. Wir ste-
hen tiefer im Nein als im Ja, tiefer in der Kritik und im Protest als in der
Naivität..." Aber die Welt, die da zersplitterte, war doch die Welt der Bour-
geoisie und des Kapitals. "Heil" war sie nie gewesen, sondern immer in
Klassen zerrissen, und nur die unangefochten herrschenden Klassen hatten
sie eben drum als "heil" empfunden. Aber daß sie heil werden sollte, das
war stets das Ziel der Revolutionäre, schon der bürgerlichen. Deren Klassik
kennt die heile Welt nur als Norm, nicht als Realität — darum schreibt sie ja
überwiegend Tragödien. Erst ein illusionärer Idealismus träumt sich die
Norm als Realität vor. Das kennzeichnet den Übergang vom Citoyen zum
Bourgeois in der bürgerlichen Revolution ebenso wie den Übergang von der
revolutionären Ungeduld zur nachrevolutionären Selbstzufriedenheit, wie
ihn die sozialistische Bewegung in der DDR zum Beispiel seit dem 8. Par-
teitag der SED zunehmend vollzog. Und diese Selbstzufriedenheit provozier-
te weithin keine parteilich-kritische Korrektur, sondern einen skeptischen,
ja oft zynischen oder gar nihilistischen Protest.

Opportunismus, Selbstverherrlichung und Selbstgenügsamkeit im real
existierenden Sozialismus auf der einen Seite, und — auch dadurch provo-
zierter — Skeptizismus, Zynismus und Nihilismus auf der anderen Seite hin-
derten an der gebotenen gegenseitigen parteilich-kritischen Solidarität.
Durch beides wurde "linke" Ideologie mindestens so sehr zum Ausdruck der

Krise des Imperialismus, wie sie geistiges Mittel zu seiner Überwindung sein
muß. Damit blieb sie ein Element der kapitalistischen Welt selbst, die ja
von der "ununterbrochene(n) Erschütterung aller gesellschaftlichen Zustän-
de" lebt. Denn "die Bourgeoisie kann nicht existieren, ohne ... sämtliche ge-
sellschaftlichen Verhältnisse fortwährend zu revolutionieren". Und eine
Linke, die von diesem Geist lebt, der stets verneint, ist ihr zum Abräumen
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der Ideen von gestern und der Kreierung der ideologischen Moden von mor-
gen eher dienlich als hinderlich.

Zumindest zu erwähnen wäre noch ein Unterschied zwischen der "Lin-
ken" in der DDR und in der BRD, der wohl eben so wichtig ist wie die un-
terschiedliche Machterfahrung, nämlich die unterschiedliche Sozialerfah-
rung. Die Linke in der DDR war — und ist, soweit es sie noch gibt — wesent-
lich kollektivistisch. Zumindest erscheint demgegenüber die Linke in der
BRD überwiegend als individualistisch. Und es ist nicht überraschend, daß
die PDS-Führung, die doch allzu gern so "modern wie der Westen" sein
möchte, überhaupt nur noch ein einziges Marx-Zitat kennt und es falsch be-
tonend zu Tode reitet, nämlich das Wort von der freien (unbetont:) Assozia-
tion freier (betont:) Individuen. Dieser Individualismus fördert auch hin-
sichtlich des viel berufenen "Glücksanspruches" eine Privatisierung, die
entsozialisierend wirkt. Dann ist nichts mehr davon zu spüren, daß sich der
individuelle Glücksanspruch in der Klassengesellschaft gerade nicht in der
Privatexistenz, sondern in der Solidarität des Klassenkampfes erfüllt und
daß der Individualismus — durchaus eine unaufgebbare Errungenschaft der
bürgerlichen Revolution! - der dialektischen Aufhebung in der Assoziation
bedarf, die sich im Klassenkampf vollzieht, damit jene klassenlose Gesell-
schaft entstehen kann, auf die das Marx-Zitat zielt. Aber wenn wir — ich sa-
ge es einmal schroff — die Selbstlosigkeit, die im antifaschistischen Kampf
herrschte, nicht durchzuhalten vermöchten, dann brauchten wir mit dem an-
tiimperialistischen Kampf, der die einzige Zukunftschance für die Mensch-
heit ist, gar nicht erst zu beginnen.

Dieses ist der leichtgekürzte Abdruck aus der Beilage zur "Kommunistischen Arbei-
terzeitung" vom 14. Oktober 1993.
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Arnold Gehlen - Wiederherstellung der Demokratie?

Vorbemerkungen

Mit der Befreiung vom Nationalsozialismus 1945 begann nicht nur eine
durch die Besatzungsmächte gesteuerte ideologische Umorientierung der
deutschen Bevölkerung;1 gleichzeitig wurde auch mit administrativen Mit-
teln die Entfernung von Repräsentanten des INS-Systems aus leitenden oJor
einflußreichen Stellen (policy-tnaking positions hieß es in den Gesetzen der
US-Militärregierung) betrieben — wenn auch in den vier Besatzungszonen
nicht mit dem gleichen Nachdruck und mit verschiedenen Zielsetzungen.
Auch Universitätsprofessoren, die nationalsozialistischen Organisationen
angehört oder sich als Förderer nationalsozialistischer Weltanschauung pro-
filiert hatten, wurden von den sogenannten "Entnazifizierungsverfahren" be-
troffen (wobei viele von ihnen, die im übrigen Deutschland ihre Lehrstühle
verloren, an den Universitäten der französischen Besatzungszone Aufnahme
fanden).

Ohne Zweifel gehörte Arnold Gehlen — nicht nur durch seine Zugehörig-
keit zu und aktive Betätigung in NS-Organisationen, sondern vor allem
durch bestimmte Gehalte seiner anthropologisch-geschichtsphilosophischen
Theorie — zu den prominenten Vertretern nationalsozialistischer Ideologie.2

Für die Einschätzung der tatsächlichen Bewußtseinslage im Re-Demokrati-
sierungsprozeß Deutschlands nach 1945 sind die Entlastungsgutachten er-
hellend, die damals von namhaften deutschen Professoren für Arnold Geh-
len vorgelegt wurden. Sie bedürfen keines Kommentars.

Werner Rügemer stieß bei der Arbeit zu seinem Buch Philosophische An-
thropologie und Epochenkrise auf diese Dokumente, konnte sie aber damals
nicht publizieren. TOPOS holt die Veröffentlichung dieser wichtigen Zeug-
nisse deutscher Universitätsgeschichte hier nach. Rechtschreibefehler sind
korrigiert; Ergänzungen sind durch eckige Klammern gekennzeichnet, Un-
leserliches durch [...].

Hans Heim Holt

1. Vgl. Hans Heinz Holz, Philosophie als bürgerliche Weltanschauung-Umerziehung
und Restauration, westdeutsche Philosophie im ersten Nachkriegsjahrzehnt, in: DIA-
LEKTIK 11, Köln 1986, S. 45ff.

2. Werner Rügemer, Philosophische Anthropologie und Epochenkrise, Köln 1979.

Topos 2, © Pahl-Rugenstein, 1993, ISSN 0943-1810, ISBN 3-89144-170-3
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Die Erklärung Freyer

Beglaubigte Abschrift, Seite 31, Bearbeiter: (Unterschrift)

Institut für Kultur- Leipzig, den 25.9.46
und Universalgeschichte
bei Universität Leipzig

E r k l ä r u n g

Ich kenne Herrn Professor Arnold Gehlen gut seit seiner Habilitation in
Leipzig (1932). Bis zu seinem Weggang aus Leipzig 1937, waren wir Kolle-
gen. Hauptsächlich aus diesem mehrjährigen persönlichen Zusammensein
beruht die nachfolgende Erklärung. Seine wissenschaftliche Tätigkeit und
seine Veröffentlichungen habe ich selbstverständlich auch nach seinem
Weggang aus Leipzig mit Interesse verfolgt-
Zunächst kann ich über die Vorgänge bei seiner Berufung zum ordentlichen
Professor in Leipzig (1934) authentisch Auskunft geben, denn ich war in
der Kommission, die über diese Berufung zu beraten hatte. Danach kann ich
mit völliger Sicherheit bezeugen, dass Gehlens Ernennung zum ordentlichen
Professor mit der Tatsache seiner Parteizugehörigkeit nicht das geringste zu
tun hatte, insbesondere nicht durch Parteiprotektion oder gar durch einen
Druck der Partei zustandegekommen ist. Der Vorschlag basierte vielmehr
rein auf den damals schon vorliegenden wissenschaftlichen Arbeiten A. Geh-
lens und auf den wissenschaftlichen Hoffnungen, die diejenigen, die ihn
kannten, auf ihn setzten. Wie richtig der Entschluss der Leipziger Fakultät
war, hat sich in der Folgezeit gezeigt. Insbesondere sein grosses Werk "Der
Mensch" ist eines der am meisten beachteten philosophischen Bücher des
letzten Jahrzehntes und wird dies auch weiterhin bleiben.
Dass Professor Gehlen seine Stellung benutzt hätte, um jüdische oder an-
dersdenkende Kollegen zu schädigen, ist mir nicht bekannt und ich halte es
auch der Kenntnis seiner Person und seiner Einstellung für unmöglich; an
gewalttätigen Akten oder Ausschreitungen hat er sich mit Bestimmtheit
nicht beteiligt. Auch hat er meines Wissens seine Stellung nicht dazu be-

nutzt, um für die national-sozialistische Partei propagandistisch fä'lig ZU
sein. Ich habe in der Zeit unseres Zusammenseins in Leipzig drei öffentli-
che Vorträge von ihm gehört, darunter einen über Fichte - ein Thema, das
nun wirklich Gelegenheit geboten hätte, in das nationalsozialistische Hörn
zu blasen. Alle drei Vorträge waren rein philosophische Darlegungen von
hohem Niveau.
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Ich bin bereit, vorstehende Erklärung eidlich zu bekräftigen. Ich selbst ha-
be niemals der nationalsozialistischen Partei oder irgendeiner von deren
Gliederungen angehört, befinde mich daher noch jetzt auf dem Lehrstuhl in
Leipzig, den ich seit 1925 innehabe.

gez. Prof. Dr. Hans Freyer.

Stempel: Institut für Kultur- und Universalgeschichte Universität Leipzig.

Vorstehende Abschrift stimmt mit der mir vorliegenden, als Urschrift be-
zeichneten Schrift überein.

Speyer, den 30. September 1947.

Der Notarverweser:
Dienstsiegel und Unterschrift

Die Erklärung Gollwltzer

Abschrift. Seite 24. Bearbeiter: Unterschrift
Krailing, 4. III. 1947

Eidesstattliche Erklärung

Ich bearbeitete 1943/45 die Angelegenheiten der von Professor Wüst
herausgegebenen Gruppe "Kulturwissenschaften" des "Studienführer[s"] ei-
ner encyclopädischen Reihe von Einführungen in alle Studiengebiete[.] Die
Autoren für die einzelnen Disciplinen des "Sludienführers" wurden, w[ie]
sich auf Grund der Namenliste unschwer dartun lässt, nach fachlicher
E[ig]nung, nicht nach parteipolit. Geschichtspunkten ausgewählt. Professor
Gehle[n] hatte den Band "Einleitung in die Philosophie" übernommen, fer-

tiggestel[l]t u. beim Gruppenherausgeber eingreicht, der ihn ordnungsge-
mäss an den G[e]samtherausgeber der Reihe, Dr. Kubach, weiterleitete. In
der Folge fanden zwischen Dr. Kubach und Professor Wüst ein längerer
Schriftwechsel u. m[eh]rere Besprechungen über das Gehlensche Manu-
skript statt. Die diesbezüglichen Unterlagen sind durch Fliegerschaden ver-
nichtet; da ich aber die gesamte Korrespondenz eingesehen u. an allen hier
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in Frage kommenden Besprechungen teilgenommen habe, vermag ich[,]
Grund und Verlauf der Auseinandersetzungen im wesentlichen genau an-
zugeben. Es handelte sich, zusammengefasst, um folgendes: Dr. Kubach
rückte bald nach Erhalt des Manuskriptes] mit der Mitteilung heraus, es
bestünden von Seiten des Amtes Rosenberg Bedenken gegen Person u.
Werk des Verfassers hinsichtlich ihrer "weltanschaulichen Haltung". Pro-
fessor Wüst bat daraufhin Dr. Kubach wiederholft] auf das nachdrücklichste
festzubleiben u. das Erscheinen des Gehlensch[en] Studienführers auf
Grund seines hervorragenden wissenschaftlichen Wertjes] "durchzudrük-
ken". Nach längerem Schwanken gab jedoch Dr. Kubach dem von der Partei
ausgeübten Druck nach. Er legte ein im Amte Rosenberg ausgearbeitetes
Gutachten vor, das die Gehlensche Arbeit u.a. wegen ihrer angeblichen Ab-
hängigkeit von Nikolai Hartmann, als vom nats. Standpunkt aus unhaltbar
kritisiert wurde. Wenn ich mich recht erinnere, lag eine ähnlicfhe] ableh-
nende Stellungnahme auch von Seiten der Parteikanzlei vor. Die Veröffentli-
chung der Arbeit war damit unterbunden, um so mehr, als das Manuskript
des weiteren vom Amte Rosenberg einbehalten u. schon dadurch buchstäb-
lich nicht freigegeben wurde. Nach Lage der Dinge wäre ein Erscheinen des
Gehlenschen "Studienführers" infolge seiner nicht parteigebundenen
Grundrichtung während der nats. Herrschaft ausgeschlossen gewesen.

Ich bin mit Professor Gehlen weder verwandt noch veschwägert[.] Seit
1.XI. 1938 war ich Parteianwärter.

Dr.Heinz Gollwitzer
Dr.Heinz Gollwitzer

(13b) Krailing, Post Planegg
Luitpolstr. 21

Die Übereinstimmung mit dem Original
beglaubigt: 11. Feb. 1948

Gemeinderat Merelchen=Altenstadt
Im Auftrag Unterschrift
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Die Erklärung Gotthard Günther

Seite 33 Bearbeiter: (Unterschrift)
Beglaubigte Abschrift Spruchkammer Illertissen
Professor Dr. Gotthard Günther Eingeg. am 3. 5. 48
40 Prentiss Street B Nr.: 2027 Anl.: (Unterschrift)
Cambridge 40, Mass. USA

An die
Spruchkammer beim Amtsgericht

Ich, der Endesunterzeichnete, wünsche die unten folgende, vor einem "no-
tary public" beschworene, Erklärung abzugeben.

Mein Name ist Gotthard Günther und ich bin am 15. Juni 1900 zu Arns-
dorf in Schlesien als Sohn des Pastors Richard Günther geboren. In den
Jahren 1935 bis 1937 übte ich eine Lehrtätigkeit am Philosophischen Insti-
tut der Universität Leipzig aus. Im Jahre 1937 verliess ich die Universität
und begab mich zu meiner Frau nach Italien, die bereits im Jahre 1933 auf
Grund des Arierparagraphen aus ihrer Stellung als Studienrätin in Berlin
entlassen worden war. Als meine Frau im Herbst des Jahres 1938 auf Grund
der Italienischen Rassengesetzgebung aus Italien ausgewiesen wurde, nahm
ich eine Dozentenstelle an der Universität Stellenbosch (Kapstadt) in Süd-
afrika an. Zwei Jahre später siedelte ich nach den Vereinigten Staaten von
Amerika über, wo ich erst als Dozent (lecturer) und später als Professor am
Colby College in Maine tätig war. Gegenwärtig bin ich mit reiner For-
schungsarbeit in Cambridge (Mass.) beschäftigt.

Meine Bekanntschaft mit Professor Arnold Gehlen geht auf das Jahr 1933
zurück, in dem mein Buch über Hegel erschien. Professor Gehlen las es und
trat darauf mit mir in einen Briefwechsel, der schliesslich dazu führte, dass
er mich aufforderte, meine akademische Laufbahn an der Universität Leip-
zig zu beginnen. Ich besuchte ihn daraufhin in seiner Wohnung in Leipzig
und legte ihm alle meine Bedenken vor, die gegen meinen Eintritt in die
Universität unter den damaligen politischen Umständen sprachen. Ich be-
tonte meine politische Feindschaft gegen den Nationalsozialismus auf sehr
energische Weise und ich erinnere mich noch sehr genau, dass ich mich

nicht enthalten konntef,] meine persönliche Abneigung gegen die Mitglieder
der damaligen Regierung in deutlichen Worten zu äussern. Professor Geh-
len erwiderte mir darauf, dass er meine politischen Ansichten im Wesent-
lichen teile und dass das gerade ein Grund für mich sein müsse[,] in die
Universität einzutreten. Es handle sich darum[,j den Einfluss des national-
sozialistischen Denkens, wie es durch die Professoren Baeumler, Krieck,
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von Leers und andere repräsentiert würde, durch Aufstellung einer starken
idealistischen Schule an den Universitäten zu brechen. Wenn ich dabei mit-
arbeiten wolle[,] sei ich willkommen.

Es ist selbstverständlich, dass wir während meiner Zeit in Leipzig noch
öfters politische Gespräche hatten. Was diese betrifft, so kann ich mit be-
stem Gewissen versichern, dass Herr Gehlen ein viel zu tiefer Denker ist,
als dass er jemals an der flachen Ideologie des Nationalsozialismus hätte
Geschmack finden können. Sein hervorragendes Buch "Theorie der Willens-
freiheit" mit seinen tiefen religionsphilosophischen Perspektiven der letzten
Kapitel offenbart eine Denkweise, die den nationalsozialistischen Theorien
diametral entgegengesetzt ist. Noch deutlicher ist die Abweichung [v]on der
politischen Philosophie des Dritten Reiches in seinem letzten Werk, einer
philosophischen Anthropologie, betitelt "Der Mensch", die die Problemstel-
lungen des Amerikanischen Philosophen John Dewey aufnimmt und in über-
legener Weise weiterentwickelt. Ich bin absolut davon überzeugt, daß dieses
Buch die Aufmerksamkeit meiner amerikanischen Kollegen im höchsten
Grade erregen wird, sobald einige Exemplare dieses Buches in den hiesigen
Bibliotheken verfügbar sein werden.

Ich bin mir der Tragweite meiner Worte voll bewusst, wenn ich hinzu-
füge, dass ich Professor Gehlens Tätigkeit in der Deutschen Philosophie der
Gegenwart für schlechthin unersetzlich halte. Ja, ich glaube nicht zuviel zu
sagen, wenn ich bekenne, dass ich Professor Gehlen für den wertvollsten
und tiefsten Denker unserer Zeit halte.

Ich selbst habe die Absicht[,] nach Deutschland zurückzukehren — dies
ist ein Entschluss, den ich mit schmerzendem Herzen rückgängig machen
würde, wenn ich es erleben müsste, daß meine Heimat einem seiner besten
Köpfe die Rückkehr auf einen Lehrstuhl der Philosophie verweigert. In ei-
nem solchen Deutschland möchte ich nicht leben.

gez. Gotthard Günther

Commonwealth of Massachusetts
County of Middlesex

Signed and sworn to before me[,] this twenty second day of Ocfober ni'fie-
teen hundred an[d] forty six, by Gotlhard Günther to me personally known

(L.S.) gez. Unterschrift, unleserlich
NOTARY PUBLIC.
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Vorstehende Abschrift stimmt mit der mir vorgelegten, als Urschrift be-
zeichneten Schrift überein.

Speyer, den 29. September 1947.

Der Notarverweser: (Unterschrift)

Not.Geb.Reg.Nr. 496a/47 (handschriftl.)

K o s t e n :
§ 49 RKO. RM 2.-
§ 138 " -.50
Ums.Steuer - .08

2.58

Der Notarverweser: (Unterschrift)

Die Erklärung Hans R. G. Günther

Beglaubigte Abschrift Spruchkammer Illertissen
Eingeg. am 3. 5. 48

B.Nr.: 2027

Professor Dr. Hans R. G. Günther Erlangen, den 8. Juli 1946
Burgbergstraße 12

Mit Herrn Professor Dr. Arnold G e h l e n stehe ich seit 1933 in persönli-
chen und wissenschaftlichen Beziehungen und erkläre an Eidesstatt folgen-
des:

1) Prof. G. wurde 1941 oder schon etwas früher einstimmig zum Vor-
standsmitglied der Deutschen Philosophischen Gesellschaft gewählt, und
nach dem Ableben von Prof. Bruno Bauch zum Vorsitzenden dieser Gesell-
schaft. Der Vorstand ging bei dieser Wahl von der Hoffnung aus, in G. ei-
nen Mann gefunden zu haben, der trotz seiner Zugehörigkeit zur NSDAP

diese Gesellschaft im Sinne strenger Sachlichkeit und unter Vermeidung
alles NS.-Weltanschaulichen führen würde. G. hat das vorbildlich durchge-
führt. Zugleich nahm er auf sich, in den Verdacht zu kommen, reaktionäre
Kräfte und noch gerade wegen ihres wissenschaftlich grossen Rufes Gedul-
dete zu unterstützen. Denn die Deutsche Philosophische Gesellschaft ist im
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einzelnen eindeutig nachweisbar besonders vom Rosenberglager und ande-
ren NS.-Kreisen (wie Prof. Krieck, Bäumler, Heyse, Böhm, Glöckner) ange-
griffen und mit Auflösung bedroht worden. Im besonderen beeinflußte und
überwachte er das Gesellschaftsorgan "Blätter für Deutsche Philosophie"
stets im obengenannten Sinne, ebenso wie die Vortragsthemen und Redner.

2) Das Gleiche gilt für seine eigenen Vorträge, die ich selber in Berlin
und in Prag gehört habe.

3) Ich hatte Gelegenheit, in Wien einer Universitätsvorlesung von G. zu-
zuhören, von der nur rühmend deren streng sachlicher Charakter hervorzu-
heben ist.

4.) Prof. Richard Meister (???), Ordinarius für Klassische Philologie an
der Wiener Universität, äusserte mir gegenüber einmal streng vertraulich,
dass er, der überzeugter Antifaschist war und heute folglich weiter amtiert,
Gehlen für einen Mann halte, der nur äusserlich Pg. sei. Sonst hätte sich
auch Meister nicht erboten, die Korrektur der 3. Auflage von Gehlens Werk
"Der Mensch" zu lesen.

5) Bezeichnend für Gehlens politische Haltung war, dass er mit seiner
Wiener Assistentin, Dozentin Dr. Klimpfinger, Wien, das NS.-Gebaren des
Wiener Pädagogen Prof. Wichmann aufs schärfste bekämpft[e].

6) G. unterhielt freundschaftliche Beziehungen zu Prof. L. v. Bertalanffy,
dem Wiener Biologen, der politisch wienerisch-antifaschistisch dachte.

7) G. wurde von dem grossen Apostel der NS.-Pädagogik, Prof. Krieck,
Heidelberg, hohem SS-Führer, in der Zeitschrift "Volk im Werden" aufs
Niederträchtigste wegen liberalistischer Gedankenakrobatik auf biolo-
gisch-anthropologischem Gebiet angegriffen und weiterhin verfolgt.

8) Ich habe Gehlens Buch "Der Mensch" selber besprochen und den
streng wissenschaftlichen Grundtenor unterstrichen. Bei meiner erneuten
Lektüre der neuesten 3. Auflage dieses Buches habe ich — vor ein paar Wo-
chen — festgestellt, dass er sich von der Rasseauffassung der Partei oder gar
der SS völlig distanziert hat, ja, sie eigentlich gar nicht diskutiert hat. Der
für sein Thema auf keinen Fall umgehbare Rosenberg wird nur zweimal zi-
tiert, indem G. darauf hinweist, dass Rosenberg von "Zuchtbildern" rede.
Das bedeutete praktisch eine Herausforderung Rosenbergs und Prof. [...],
der Grossinquisitor und Hofnarr des Rosenberglagers. [...] dann auch, wie

ich mich erinnere, seiner Empörung über den [abjtrünigen Und liberal Ge-
tarnten Luft gemacht.

9) G. ist für mich, der ich niemals Mitglied der Partei noch einer NS.-
Gliederung (ausser NSV. und NSLB.) war, aber als Berliner Dozent aufs

schwerste in den NS.-Monatsheften von Rosenberg [und] Bäumler angegrif-
fen worden war, gutachtlich eingetreten. Ich könnte das zahlreich nachwei-
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sen. Er ist z.B. auch für Prof. Gadamer, derzeitiger Rektor der Universität
Leipzig, ferner für Prof. Rohracher trotz dessen schwerer politischen Ange-
griffenheit mannhaft eingetreten; wie er sich gegen NS.-Professuren auf-
lehnte, z.B. gegen Prof. Steinbeck, Gras ungehemmt auftrat.

10) Mir ist bekannt, dass G. für mich bei dem damaligen Unterstaatsse-
kretär v. Burgsdorff in Prag eingetreten ist, was umso wichtiger (ist) für
mich war, als man mich erst nach zweijähriger Wartezeit zum ordentlichen

Professor ernannte.
11) Ich bezeuge schließlich, dass sich G. mir gegenüber in unzähligen

Gesprächen in Prag, Berlin, Wien, auch als Soldat in Worms usw. völlig ge-
gen die Politik des dritten Reiches aussprach, ja, Gedanken äusserte, die
ihn (wie mich) ohne weitere Verhandlung ins Konzentrationslager gebracht
hätten.

Abschließend würde ich über Prof. Gehlen urteilen: er hat sich zwar
1933 im Glauben an die anfangs auch teilweise positiv erscheinenden Sei-
ten des Nationalsozialismus verleiten lassen, Pg. zu werden, er ist aber we-
der ein eigentlicher Nazi gewesen noch traue ich ihm eine Handlungsweise
zu, die ihn im Sinne des Gesetzes belasten oder moralisch diffamieren könn-
te, abgesehen von den greifbaren Gegenbeweisen, die noch beliebig ver-
mehrt werden könnten.

gez. Prof. Dr. Hans Günther.
Die eigenhändige Unterschrift wird beglaubigt.

Erlangen, den 8. Juli 1946

Siegel: Institut für Ur- und Frühgeschichte der Universität Erlangen

gez. Unterschrift, unleserlich.

Vorstehende Abschrift stimmt mit der mir vorliegenden, als Urschrift be-
zeichneten Schrift überein.

Speyer, den 30. September 1947.
Der Notarverweser: (Unterschrift)

Not.Geb.Reg.Nr. 496d/47
K o s t e n :
§ 49 RKO. RM 2.-
§ 138 " -.50
Ums.Sleuer - .08

2.58
Der Notarverweser: (Unterschrift)
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Die Erklärung Nikolai Hartmann

Beglaubigte Abschrift Seite 29 Bearbeiter (Unterschrift)
Spruckammer Illertissen

Eingeg. am 3. 5. 48
B.Nr.: 2027

Prof. Nikolai Hartmann Göttingen, den 21. Mai 1946.
Georg-August-Universität.

Herrn Professor Arnold Gehlen bezeuge ich zum Zwecke der Vorlage vor
der politischen Spruchkammer das Nachstehende, und zwar unter voller
persönlicher Verantwortung, an Eidesstatt. Ich beziehe mich dabei auf das
Gesetz zur politischen Säuberung vom 5. März 1946 insonderheit auf den
Artikel 7.

Ich habe in den Jahren seit 1933 mit Herrn Prof. Gehlen wiederholt in
wissenschaftlichem Briefwechsel gestanden, habe ihn gelegentlich] auch
gesehen und dann meist ausführliche Gespräche mit ihm geführtf,] in denen
er sich eingehend und wohl auch rückhaltlos zu äussern pflegte; ich habe
ferner in dieser Zeit auch Vorträge von ihm gehört und sein Schrifttum lau-
fend verfolgt. Nach dem Tode Bruno Bauchs (Jena) wurde er auf mein Be-
treiben zum Vorsitzenden der "Deutschen Philosophischen Gesellschaft"
gewählt. Er übernahm diesen Posten im Bewußtsein der Schwierigkeiten, in
die er stürzen konnte, und hat ihn dann in vorbildlicher Weise so erfüllt,
da[ß] er die Gesellschaft vor den ihr drohenden politischen Gefahren schüt-
zen konnte.

Davon, daß Herr Professor Gehlen sich in seinen Schriften als "überzeug-
ter Anhänger der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft erwiesen hätte',
kann gar keine Rede sein. Das fällt umso schwerer ins Gewicht, als er ge-
rade in diesen Jahren sein anthropologisches Hauptwerk "Der Mensch" her-
ausbrachte. Ohne Zweifel hat die Partei damals von ihm eine wenigstens
zustimmende Stellungnahme zu ihrer bekannten Rassentheorie erwartet und
war dann schwer enttäuscht, von einer solchen keine Spur zu finden. Das
Werk enthält nicht nur keine Bestätigung der Vorrangstellung irgendeiner

Rasse, sondern geht überhaupt auf das damals belieble Rassenproblem gar
nicht ein[;] es entwickelt auf breiter biologischer Basis nichts als den all-
gemeinen Begriff des Menschen, und zwar unter besonderer und ausdrück-
licher Berücksichtigung der neueren amerikanischen Arbeiten, die auf die-
sem Gebiete führend sind. Mit besonderer Genugtuung denke ich dabei an
den Abschnitt im letzten Teil seines Hauptwerkes[,] in welchem die damals
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viel diskutierte Frage der "Erblichkeit geistiger Eigenschaften" behandelt
und entgegen der damals herrschenden Theorie auf einige wenige Momente
zurückgeführt wird. Dieser Abschnitt mußte der nationalsozialistischen Ras-
senlehre ins Gesicht schlagen.

Dasselbe gilt denn auch für einige weitere, kleinere Schriften Gehlens,
welche dem Hauptwerke folgten und es ergänzen. Über die rein wissen-
schaftlich-objektive Richtung aller dieser Arbeiten, sowie über ihren die

damalige Zeitströmung überragenden Charakter und ihren bleibenden wis-
senschaftlichen Wert, kann m.E. deswegen kein Zweifel sein.

Was Herr Professor Gehlen in seinen akademischen Vorlesungen vorge-
tragen hat, entzieht sich natürlich meiner Kenntnis. Doch ist es den in
Deutschland von jeher geltenden akademischen Spielregeln gemäß so gut
wie ausgeschlossen, daß er auf dem Katheder wesentlich andere Dinge ver-
treten haben könnte, als diejenigen, für die er in seinen veröffentlichten
Werken sich einsetzte. Jede Abweichung hätte seiner Hörerschaft — und
zumal dem sehr kritisch eingestellten Wiener Hörerkreise — als Unstimmig-
keit auffallen und Anstoß erregen müssen. Ich habe in der ganzen in Frage
kommenden Zeit niemals etwas von solchen Abweichungen erfahren, ob-
gleich manche seiner Schüler zu mir nach Berlin hinüberwechselten und
mir über den Wiener Lehrbetrieb Mitteilung machten. Daß Gehlen "durch
nationalsozialistische Lehre oder Erziehung die Deutsche Jugend an Geist
und Seele vergiftet habe", kommt daher meinen Erfahrungen gemäß gar
nicht in Frage.

Die Probe auf das Exempel scheint mir überdies in der Einstellung Al-
fred Baeumlers zu ihm zu liegen. Von Baeumler habe ich in diesen Jahren,
zumal seit dem Erscheinen von Gehlens Hauptwerk "Der Mensch" wieder-
holt schroff ablehnende Urteile über Gehlen gehört, Urteile, in denen Wah-
res und Falsches verhängnisvoll vermengt war. Wenn Baeumler solche Ur-
teile, wie ich anzunehmen Grund habe, auch im Amt Rosenberg und im Mi-
nisterium Rusl fallen ließ, so müssen sie geradezu einer Denunziation
gleichgekommen sein, und man kann sich nur wundern, daß Gehlen in sei-
ner Wiener Stellung unangefochten blieb.

Ich versichere zugleich, daß ich selbst politisch unbelastet und von der

6ttgli[s]clien Militärregierung in meiner Stellung als ord. Professor an der
Universität Göttingen bestätigt bin.

Göttingen, den 21. Mai 1946.
gez. Nicolai Hartmann.
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Vorstehende Abschrift stimmt mit der mir vorgelegten, als Urschrift be-
zeichneten Schrift überein.

Speyer, den 30. September 1947.
Der Notarverweser: (Unterschrift)

Not.Geb.Reg.Nr. 496e/47
K o s t e n :
§ 49 RKO. RM 2.-
§ 138 " -.50
Ums.Steuer - .08

2.58

Der Notarverweser: (Unterschrift)

Die Erklärung Dr. Sylvia Klimpflnger
Kopie/Abschrift Ausfertigung

Geschäftszahl: 64/1946
Spruchkammer Illertissen, Eingang: 3.5.48
B.Nr- 2027 Anl.: (Unterschrift)

Notariatsakt
lleut, am zwölften (12,) August tausendneunhundert-vierig-sechs (1946) ist
vor mir[,] Doktor Richard Radler, öffentlichen Notar in Wien, Alsergrund in
meiner Amtskanzlei daselbst in Wien 9. Währingerstrasse Nr. 16, erschie-
nen die mir persönlich bekannte Partei
Frau Dozent Doktor Sylvia Klimpfinger, Universitätsassistentin in Wien 9.
Pulverturmgasse Nr. 15, und hat vor mir zu Akt gegeben die nachstehende

eidesstattliche Erklärung:

Ich habe während der Lehrtätigkeit von Herrn Professor Doktor Arnold Geh-
len an der Universität Wien die folgenden Vorlesungen bei ihm gehört und
könnte den größten Teil von ihnen im von mir damals angelegten Skriptum
vorlegen: Anthropologie l und II, Logik (2. und 3. Trimester 1940), Psycho-
logie der Naturvölker und frühen Kulturen (1. Trimester 1941), Psychologie
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der Tiefenperson (Sommersemester 1941), allgemeine Psychologie I und II
(Wintersemester 1941/42 und Sommersemester 1942), Tiefenpsychologie
(Wintersemester 1942/43). Auch die während dieser Zeit laufenden psycho-
logischen Kolloquien habe ich regelmäßig besucht. Über alle diese Lehrver-
anstaltungen erkläre ich eidesstattlich, daß sie niemals in irgendeiner Weise
nationalsozialistisches Ideengut propagierten, daß sie in keiner Weise von
nationalsozialistischer Ideologie getragen waren und nie den Bereich streng

objektiver Forschung und Lehre überschritten haben. Die im eigentlichen
Sinne philosophischen Vorlesungen habe ich nur gelegentlich gehört, da sie
meinem eignen Arbeitsgebiet zu ferne lagen. Ich hatte jedoch als Assistentin
am Psychologischen Institut, das ebenfalls Herrn Professor Gehlen unter-
stellt war, Gelegenheit, Studentenmeinungen hierüber zu hören. Sie gingen
durchwegs dahin, daß Professor Gehlen insbesondere in den Seminarübun-
gen jeden Studenten, auch wenn er der Tagesmeinung entgegengesetzte An-
sichten vertrag, zu Wort kommen ließ. Ich erinnere mich sehr genau an die
von den Studenten gebrauchte Formulierung eines "demokratischen Lehrbe-
triebes '. Wahrscheinlich im Zusammenhang damit stand die Anzeige Pro-
fessor Gehlens bei der Gestapo (sie erfolgte jedenfalls vor 1943 - tausend-
neunhundertvierzigdrei) durch einen seiner Hörer. Ich bin bereit, diese
meine Erklärungen an Eidesstatt jederzeit vor Gericht zu bekräftigen.
Diese Erklärung wird abgegeben zwecks Vorlage bei Behörden. Ich erkläre
an Eidesstatt, daß ich nicht zu dem Personenkreis des § 17 (Paragraphen
siebzehn) Verbotsgesetz zähle. Von diesem Notariatsakt können sämtlichen
Beteiligten über Wunsch auch wiederholte Ausfertigungen erteilt werden.
Hierüber habe ich, Notar, vorstehenden Notariatsakt aufgenommen, der Par-
tei, Frau Dozent Doktor Sylvia Klimpfinger, deutlich vorgelesen und wurde
dieser Notariatsakt sohin von der Partei als ihr Willen zur Gänze vollkom-
men entsprechend vollinhaltlich genehmigt und dann von ihr vor mir, Notar,
eigenhändig unterfertigt.

Gesch.Geb.gem.§17NT S 30.-
Schreibgebühr S -.75
2%Ust S -.62

Sa....S 31.37

Dozent Dr. Sylvia Klimpfinger m.p.
Dr Richard Radler m.p.
öffentlicher Notar
Siegel: Dr. Richard Radler, öffentlicher Notar -
Wien - Alsergrund.
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Diese für Herrn Professor Doktor Gehlen bestimmte Ausfertigung stimmt mit
der in meinen Akten zur Geschäftszahl sechzigvier erliegednen (!) aus ei-
nem Bogen bestehenden Urschrift wort- und ziffernmäßig vollkommen über-
ein. - Wien, am zwölften (12.) August tausendneunhundertvierzigsechs
(1946).

Schreibgebühr...S —.75 Dr. Richard Radler
Vid.Gebühr S -.75 Notar
2%Ust " -.03

Sa...S 1.53

Die Erklärung Prof. Dr. Rohracher

Beglaubigte Abschrift Seite 223 Bearbeiter (Unterschrift)
Spruchkammer Illertissen
Eingeg. am 3. 5. 48
B.Nr.: 2027 Anl.: (Unterschrift)

Psychologisches Institut der Universität Wien
Der Vorstand:
Prof. Dr. Hubert Rohracher 10.8.46

B e s t ä t i g u n g

Ich habe mich bei einer Reihe von Studenten, deren antinazistische Einstel-
lung mir seit mehreren Jahren bekannt ist, über die Vorlesungstätigkeit von
Prof. Dr. Arnold G e h l e n an der Universität Wien erkundigt. Es wurde
mir mitgeteilt, dass er in seinen Vorlesungen und Übungen niemals irgend-
welche nazistische Lehren vertreten oder sonstwie politische Propaganda
betrieben habe; insbesondere habe er die Rassenlehre des Nationalsozialis-
mus überhaupt nicht erwähnt. Ich selbst habe nur einen öffentlichen Vor-

trag Prof. Gehlens gehört, in welchem politische Lehren mit keinem Wort
erörtert wurden.
Soviel ich weiss, wurde an der Universität Wien keine politische Untersu-
chung gegen Prof. Gehlen eingeleitet. Durch ein Gesetz der österreichischen
Bundesregierung wurden alle deutschen Staatsbürger, die nach März 1938
als Beamte in Osterreich tätig waren, entlassen.
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Ich selbst war niemals Mitgied oder Anwärter der NSDAP oder einer ihrer
Gliederungen und bin gegenwärtig Mitglied der politischen Sonderkommis-
sion zur Entnazifizierung an der Universität Wien.

gez.: Prof. Dr. Hubert Rohracher.

Vorstehende Abschrift stimmt mit der mit vorliegenden, als Urschrift be-
zeichneten Schrift überein.

Speyer, den 20. September
1947.

Der Notarverweser: (Unterschrift)

Not.Geb.Reg.Nr. 496g/47
K o s t e n :
§ 49 RKO. RM 2.-
§ 138 " -.25
Ums.Steuer - .07

2.32

Der Notarverweser: (Unterschrift)

Die Erklärung Prof. Helmut Schelsky

Prof. Helmut Schelsky Seite 21
Jöhlingen, Kreis Karlsruhe Bearbeiter: Unterschrift
Friedhofstrasse 8 den 2. April 1948

Spruchkammer Illertissen
Eingeg. am 3. 5. 48
B.Nr.: 2027 Anl.: (Unterschrift)

B e s t ä t i g u n g .

Als ehemaliger Famulus, Volontärassistent und planmässiger Assistent
des Philosophischen Instituts der Universität Leipzig kann ich bestätigen,
dass Herr Professor Arnold G e h l e n in den Jahren 1933/34 als Ordinarius
fuer Philosophie und Direktor des Philos. Instituts der Universität Leipzig
Besprechungen wissenschaftlicher Neuerscheinungen aus seinem Fachge-
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biet, d i e v o n d e r R e i c h s s t e l l e z u r F ö r d e r u n g d e s d e u t -
s c h e n S c h r i f t t u m s , Berlin, an das Institut geschickt wurden, vor-
genommen hat. Ich weiss dies um so genauer, da Prof. Gehlen mir und ande-
ren Assistenten des Instituts z.T. die Buecher zur Besprechung abgab, so-
weit sie unserem Arbeitsgebiet entsprachen. Dass diese Tätigkeit kein Par-
teiamt oder keine Parteitätigkeit gewesen ist, geht daraus hervor, dass z.B.
ich nicht der Partei angehörte und dass bei der Ueberlassung der Bespre-
chungen die gleichen Formen angewendet wurden, wie bei der Besprechun-
gen fuer wissenschaftliche Zeitschriften ueblich waren, d.h. z.B. ueberhaupt
nicht nach der Parteizugehörigkeit gefragt wurde. Uns war weiter bekannt,
dass die Reichsstelle z. F. d. dt. Schrifttums keinerlei verbietende (zensurie-
rende) Funktionen hatte, sondern dass die Besprechungen wie wissenschaft-
lich ueblich publiziert wurden.

Weiter bestätige ich, dass ich auf Grund meiner langjährigen Mitarbei-
terschaft und Bekanntschaft mit Prof. G e h l e n bezeugen kann[,j dass er
mit keiner anderen dem ehemaligen Reichsleiter Rosenberg mittelbar oder
unmittelbar unterstehenden Dienststelle in Beziehungen gestanden hat.

(Unterschrift H. Schelsky)

Die Richtigkeit der Unterschrift wird bestätigt.
Jöhlingen, den 2. April 1948.

(Unterschrift)
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Bestätigung der US-Streitkräfte

Copie Abschrift
84 th Field Artillery Batallion
"A" BTRY APO 9 US ARMY
PWE 315 Memmingen

23. April 1946

Subject: Recommendation
To: whom it may concern

This is to certify that Mr. Arnold Gehlen has performed his duties äs leader
of the camp news Service from 16 October 1945 until 23 April 1946.
He has worked to the complete satisfaclion of the US Authorities.

gez. Unterschrift (Stempel)
Donald H[.] ORMEROD
2nd Lt 84th F.A:
Commanding
PWE 315

Die Richtigkeit der Abschrift bescheinigt:
Höhere Verwaltungsakademie Speyer a. Rhein 1947 (Stempel)
Speyer 28.7.1947
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Roberto Finelli

Liberalismus, Kommunitarismus und Diskursethik in
den achtziger Jahren.
Die Debatte über die Theorie des Staates und der
Demokratie.

l

Im Anfang der achtziger Jahre gibt es zwei Theorien, die in höherem Maße
charakteristisch und innovativ erscheinen in Hinsicht auf die philoso-
phisch-politische Auffassung der Demokratie und auf die Themen, die deren
Voraussetzungen darstellen, die Themen der Gerechtigkeit, der Person und
der Gesellschaft: die Theory of Justice von John Rawls1 und die Diskurs-
ethik von Jürgen Habermas und Karl-Otto Apel2.

Das fundamentale Ziel des Ansatzes von Rawls war, wie bekannt, eine
kontraktualistische Auffassung der Politik und ihrer Institutionen erneut zu
behaupten - eine Anschauung also, die nicht von kollektiven Einheiten wie
den Klassen ausgeht, sondern von Individuen und die auch nicht in eine uti-
litaristische Perspektive fällt, die den Staat nur als Garantie für die Indivi-
dualinteressen ansieht. So, in der Absicht sicherzustellen, daß der Staat
oder der Gesellschaftsvertrag der Ort nicht nur für die Verteidigung der
"Freiheit", sondern auch der "Gerechtigkeit" ist, stellt Rawls die Theorie auf,
daß die, die den ursprünglichen Vertrag schließen, gekennzeichnet sind
nach ihrer Bejahung zweier fundamentaler Prinzipien: das erste, welches in
dem vergesellschafteten Leben den Aspekt der Gleichheit bestimmt und de-
finiert; das zweite, das den Aspekt des Unterschiedes legitimiert und vor-
sieht. Das erste dieser Prinzipien ist also das, das sich damit befaßt, all die
Rechte auf Freiheit zu festigen, an denen jedes Subjekt des Gesellschafts-
vertrages in gleicher und unterschiedsloser Weise muß teilhaben können:
und das sind die Rechte, die die klassischen Freiheiten des Wahlrechtes,

des Wortes, der Versammlung, des Denkens, des haoeas corpus und des
Rechtes auf Eigentum garantieren. Das zweite hingegen befaßt sich nicht
mit den bürgerrechtlichen Freiheiten, sondern mit denen, die mit der Vertei-
lung des Einkommens und des Reichtums zu tun haben; dies ist das Prinzip,
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das festlegt, daß die ökonomischen und gesellschaftlichen Ungleichheiten
wie die des Reichtums und der Macht annehmbar und gerecht nur dann
sind, wenn sie vorteilhafte Elemente der Kompensation für jeden einzelnen
bringen, und vor allem für die weniger bevorzugten Glieder der Gesell-
schaft. Auf diese Weise wird der im eigentlichen Sinne liberalen Definition
der Freiheit, wonach meine Freiheit da aufhört, wo die des anderen beginnt
— oder wonach in anderen Worten der wahre Wert des individuellen und ge-
sellschaftlichen Lebens in der Artikulation und in der Entwicklung der Un-
terschiede zwischen einzelnen besteht - dieser Definition also wird in den
Augen von Rawls nicht widersprochen durch ein Bedürfnis nach Gerechtig-
keit, das zwar der Initiative jener Freiheiten eine Bedingung auferlegt, die
ihnen aber innerlich und nicht äußerlich und autoritär ist, wie es ihre Unter-
ordnung unter eine staatlich-ökonomische Programmierung oder einen so-
zialistischen Plan sein könnte.

Negative (absentistische) Auffassung und positive (interventionistische)
Auffassung des Staates, Freiheit und Gerechtigkeit integrieren sich deswe-
gen in kohärenter Weise, so denkt Rawls, ohne Asymmetrie oder Überwie-
gen der einen über die andere, weil das zweite Prinzip eine Spezifizierung,
eine innere Bestimmung der weiter gefaßten Art ist, die von dem ersten
Prinzip gebildet wird: nicht eine entgegengesetzte Determination oder eine
Determination anderer Art. Und genau in dieser Weise wird eine individu-
alistische Grundlegung der gesellschaftlichen Gesamtheit einer jeglichen
utilitaristischen Beugung entzogen, nach der hingegen der größere Teil der
kontraktualistischen Tradition konjugiert wurde. Hier besteht in der Tat die
Gerechtigkeit einer wohlgeordneten Gesellschaft nicht darin, das höchst-
mögliche Niveau an Nutzen zu erzielen, das die Summe der Niveaus der
Nutzen, die von jedem einzelnen erreicht werden, darstellt: wie es genau die
utilitaristischc Theorie verlangt, die die Gesellschaft nur als Projektion und
Verallgemeinerung der Psychologie und des Utilitarismus des einzelnen
sieht. Denn, so bemerkt Rawls, diese Summe könnte auch hoch sein, wenn
man die sehr hohen Grade des Nutzens der wenigen mit den sehr niedrigen
Graden von Nutzen der vielen summiert. Daß einige weniger haben, damit
andere gedeihen können, kann nützlich sein, aber nicht gerecht. Nur der

Unterschied, der Verbesserung für die weniger Besitzenden, für die weniger
vom Glück Begünstigten hervorbringt, kann gebilligt und positiv bewertet
werden: zu dem Zweck, einem Horizont Leben zu verleihen, in dem der Nut-
zen nicht negiert, sondern in den Rahmen der Gerechtigkeit gestellt wird.
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Nur: damit alle eine gesellschaftliche Ordnung akzeptieren, die einge-
richtet ist auf der Grundlage der Interaktion der beiden Prinzipien — sowohl
dessen der Gleichheit wie dessen des Unterschiedes — ist es erforderlich für
Rawls, den sogenannten "Schleier der Unwissenheit" vorauszusetzen, das
heißt die Annahme, daß keiner von denen, die den Pakt schließen, "seine
Stelle in der Gesellschaft kennt und auch nicht seine Stellung hinsichtlich
der Klassen oder seinen gesellschaftlichen Status, den Teil, den der Zufall
ihm in der Verteilung der Gaben der Natur zuerkennt, seine Intelligenz,
Kraft und ähnliche Dinge." Sonst hätten, das ist klar, die Privilegierten kein
Interesse, sich irgendeiner Beschränkung ihrer Aktivität zu unterwerfen, die
ihnen jedenfalls angesichts der vorteilhaften Verhältnisse, unter denen sie
sich bewegt, positive Ergebnisse garantieren würde.

Es ist mithin notwendig, der ganzen Argumentation eine These voranzu-
stellen, die Rawls selbst ausdrücklich auf Kant zurückführt: das heißt, daß
alle Subjekte des Gesellschaftsvertrages fähig sind, jeder einzeln von der
eigenen Körperlichkeit und von dem vorherbestimmten Beziehungsnetz, in
dem man sich befindet, um gemäß dem Raum und der geschichtlichen Zeit
zu leben, zu abstrahieren, um sich aufzufassen und sich zu gebärden als Le-
bewesen, die allein den universellen Modalitäten der Vernunft entsprechen:
denn ohne diese Ausklammerung ihrer sinnlichen Natur (die im Prinzip in
Bewegung gesetzt wird von lediglich individuellen Interessen) würde die
Möglichkeit einer Übereinstimmung a priori zwischen Subjekten nicht ge-
geben, die genau eben nichts von ihrer wirklichen materiellen Einordnung
und ihrem Verdienst in der Gesellschaft wissen dürfen, und ohne diese
Ausklammerung würde mithin keinerlei Möglichkeit einer gesellschaftli-
chen Ganzheit gegeben, welche, wenngleich auf die individuelle Freiheit als
vorrangigen Wert gegründet, nicht auf die gleichermaßen wesentliche Ver-

wirklichung der Gerechtigkeit verzichtet.

Das "Reich der Zwecke", in dem jeder Mensch die gesamte Menschheit
als Ziel seines Handelns auf sich nimmt und in dem jeder mithin bestimmt
wird entsprechend seiner rationalen und nicht seiner sinnlichen Komponen-

te, ist bei Kant nur ein Ideal am Abschluß der Geschichte. Aus einem sol-

chen Abschluß von Kants Geschichtsphilosophie oder aus dem, was bei
Kant in den Grenzen eines regulativen und abschließend-endgültigen Ideals
gehallen wird, macht Rawls stattdessen eine ursprüngliche Voraussetzung:
und auf diese Weise wird der Formalismus der reinen praktischen Vernunft

in seiner Selbständigkeit gegenüber der Sinnlichkeit ohne Rücksicht auf die
klare Unterscheidung, die eben Kant selbst zwischen Moral und Politik ge-
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troffen hatte, zum Prinzip der Sozialisierung und der Organisation der mo-
dernen Welt gemacht.

II

Auch die Diskursethik von Habermas und Apel wird vom Kantianismus in-
spiriert, insoweit es um die Notwendigkeit einer Grundlegung geht, die
transzendental und nicht historisch bedingt ist, einer Gesellschaft, die nach
Regeln organisiert ist, die hinreichend unparteiisch und wirksam sind bei
der Lösung von Konflikten und Zwistigkeiten. Und in dieser Hinsicht ist der
Universalismus der Diskursethik in seiner Ablehnung der Geschichte und
in seiner Weigerung, von einer besonderen historischen Gemeinschaft aus-
zugehen, dem Freiheitsgrundsatz von Rawls nicht unähnlich. Was sie aber
zutiefst vom zuletzt genannten unterscheidet, wie überhaupt von der ganzen
liberalen Richtung, die ganz gewiß ursprünglich in der Beziehung struktu-
riert war, wie es der diskursive und kommunikative Mensch eben der Dis-
kursethik verlangt, ist wirklich folgendes: \vahrend die kontraktualistische
Begründung einer gerechten Demokratie nach Rawls auf die Reinheit der
reinen kantianischen Vernunft mehr von der Seite her blickt, dank derer sie
eine gegenüber der Sinnlichkeit (und damit gegenüber der historischen De-
terminierthcit) selbständige Funktion ist, blickt die Ableitung der Grund-
regeln der Demokratie von den moralischen Paradigmen, die im Dialog ein-
beschlossen sind, wie sie von der Theoriebildung von Habermas und Apel
vorgeschlagen wird, auf den Formalismus der reinen Vernunft mehr von der
Seite her, durch die, eingesetzt auf dem Prinzip der Widerspruchsfreiheit,
sich ein grundlegendes höchstes Prinzip der diskutierenden Ehrlichkeit
aufstellen läßt, das heißt ein fundamentales Prinzip des Verfahrens für das
Zusammenleben der Menschen.

In diesem Sinne verwendet die Diskursethik nicht zufällig bei ihrer weder
kontraktualistischen noch utilitaristischen Begründung der Demokratie au-
ßer dem kantianischen Transzendentalismus auch und vor allem jenen ei-
gentümlichen indirekten Beweis oder elenchischen Beweis, den Aristoteles
im IV. Buch seiner Metaphysik anwendet, um die Wahrheit des "Prinzips

der Widerspruchsfrei hei t" zu erweisen. Dieser behauptet, daß "es nicht mög-

lich ist, daß Gegensätze zugleich in einem identischen Subjekt bestehen
und definiert mithin, daß es unmöglich ist, zur gleichen Zeit von irgendetwas
eine bestimmte Charakteristik und deren Gegenteil zu behaupten. Dieses
Prinzip, bemerkt Aristoteles, ist derart allgemein, daß auch der, der es kriti-

siert und erklärt, es nicht zu akzeptieren, in Wirklichkeit allein durch die
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Tatsache, daß er spricht und seinen Worten einen bestimmten (nicht dop-
pelten oder zweideutigen) Sinn gibt, es akzeptiert: und damit tut er das Ge-
genteil dessen, was zu tun er vorgibt.

Diese Argumentation wird von den beiden zeitgenössischen deutschen
Autoren wieder aufgenommen und in dem Sinne entwickelt, daß gesagt wird:
in dem Augenblick, in dem Menschen als sprechende Subjekte Ideen und

Meinungen untereinander austauschen, verleihen sie Leben einem Verhal-
ten von gegenseitiger Anerkennung und von gegenseitigem Respekt, und
das kann nicht einmal verkannt werden von dem, der darüber diskutiert und
es kritisiert. Die Tatsache, daß man einen Dialog führt, bringt in der Tat als
seiner Struktur innewohnende Regeln mit sich die Annahme, daß man keine
Wahrheiten besitzt, die sich der Konfrontation und der Kritik entziehen, die
Fähigkeit, sich darauf einzustellen, die Gründe des anderen anzuhören, und
die Absicht, niemanden zur Zustimmung zu zwingen. Man kann über jede
beliebige Sache diskutieren, aber was sich dem Zweifel und der Diskussion
entzieht — das, was nicht diskutabel ist — ist eben die Struktur des Dialogi-
sierens selbst, die jedenfalls zustande gebracht und bekräftigt würde auch
von dem, der sie kritisieren und negieren wollte, der aber eben dann, wenn
er diskutiert, einen Dialog führt.4 Wie die Absolutheit des Prinzips der
Widerspruchsfreiheit sind auch die Lebensformen, die durch die Praxis des
Argumentierens und des Diskutierens verwirklicht werden, mit der Methode
des Elenchos beweisbar: Wer sie negiert, bestätigt sie in Wirklichkeil.

Aus der im Vollzug der Kommunikation gegebenen Verfügungsmöglich-
keit, alle Subjekte als gleich zu betrachten, entspringt für die Autoren der
Diskursethik die Möglichkeit, eine allgemeinere Philosophie der Politik und
der Moral abzuleiten, die darauf gerichtet ist, die Bedürfnisse und die In-
teressen aller im Sinne von Gegenseitigkeit und Gleichheit zu befriedigen.
Die argumentative Autonomie eines jeden einzelnen zu respektieren, heißt
seine persönliche Autonomie in ihrer umfassenden Gesamtheit zu respektie-
ren und ihm mithin eine ganze Reihe von Rechten zu garantieren, die ihn
wirklich zum diskursiven und denkenden Subjekt machen, das allen ande-

ren gleich ist. Gewiß ist dieser Übergang von der Moral des Argumentierens

zu einer umfassenderen sozio-politischen Ethik auch für Habermas und
Apel nicht unmittelbar und eingelöst, sondern vielmehr so beschaffen, daß
er schwierige Überlegungen mit sich bringt: aber der integrale Wert der
menschlichen Person, um den es bei der diskursiven Anerkennung geht,
macht es möglich zu denken, daß auch die anderen, nicht-diskursiven Le-
bensbereiche, an denen eben dieses Subjekt teilnimmt, nach der Regel
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nicht der Willkür oder der Macht, sondern der unparteiischen und einhel-
ligen Übereinkunft geformt sein können und müssen: andernfalls könnten
nicht alle an der Erfahrung des gemeinsamen Diskutierens gemäß gleichen
Möglichkeiten und Gelegenheiten teilhaben. Und diesmal erkennt übrigens
gerade Apel an, daß diese Regel der gesellschaftlichen Organisation in der
Realität niemals vollständig gegeben ist und als solche eine wesentlich re-
gulative Geltung hat, das heißt die Geltung eines Idealmodells, dem es zuzu-
streben gilt: auch wenn er andererseits wieder bekräftigt, daß es sich um ei-
ne Form der Regulierung des gesellschaftlichen Zusammenlebens handelt,
die bereits praktisch wirksam ist als eine Struktur, die zutiefst die moderne
Welt organisiert, wie es die Verbreitung der Institutionen der repräsentati-
ven Demokratie beweisen, wie auch die juristisch-politische Kultur, die sich
auf die allgemeinen Rechte der menschlichen Person gründet. Man kann
also wohl an eine tendenziell mögliche Annäherung zwischen Wirklichkeit
und regulativer Idee denken und daraus schließen, daß die Moral des Dialo-
ges sehr wohl die theoretische, strengere und nicht mehr zu bestreitende
Begründung einer Demokratie bilden kann, die Gerechtigkeit und Freiheit
miteinander verbindet.

III

Im Hinblick auf diese beiden verschiedenen Hypothesen einer "transzen-
dentalen" Begründung der Demokratie (Theory of Justice und Diskursethik)
ist das, was die theoretisch-politische Debatte im Jahrzehnt der achtziger
Jahre in höherem Maße gekennzeichnet hat, indessen die aus dem angel-
sächsischen Bereich hervorgegangene Produktion der sogenannten commu-
nitarians": eine Produktion, die mehr als auf die Definition von Prinzipien -
wie die metahislorischen Bedingungen der Verwirklichung der Gerechtig-
keit - auf die Modalitäten schaut, nach denen das Gute und das Glück in
den modernen menschlichen Gemeinschaften konkret realisierbar sind ge-
mäß deren empirischen Verfassungen und historischen Traditionen. Texte

wie After virtue von Alasdair Maclntyre (1981), Libemlism and the Limits of
Justice von Michael Sandel (1982), Sources of the Seif von Charles Taylor
(1989) haben eine tiefgehende Kritik am Formalismus und am Universa-
lismus abstrakter Modelle vorgebracht — vor allen Dingen denen des Libe-
ralismus - die durch keine bestimmte historische Erfahrung vermittelt sind.
Indem sie sich auf die Ethik des Aristoteles und auf Hegels Aufwertung der
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Sittlichkeit beziehen, haben diese Autoren anscheinend den Mißkredit nicht
dulden wollen, der in der europäischen Kultur dem Begriff der Gemeinschaft
anhaftet, und zwar nicht zufällig angesichts der Aufwertung, die dieser Be-
griff, sei es seitens des Nazitotalitarismus, sei es des Kommunismus der
Länder des Ostens erfuhr. Die communitarians indessen nutzen die histo-
risch-semantische Besonderheit der angelsächsischen "community" und ei-
nen fundamental pragmatistischen theoretischen Impuls und geben vor, zu

einer Neuformulierung gemäß nicht individualistischen Werten der poli-
tisch-institutionellen Ordnung zu gelangen, wie sie sich aus der Geschichte
der liberalen Demokratien abgelagert hat.

Die Kritik dieser Autoren, die sich wie gesagt vor allem gegen den Libe-
ralismus richtet und insbesondere gegen den von Rawls, ist insoweit eine
Kritik der liberalen Theorie des Staates und der Gerechtigkeit, als sie an
erster Stelle eine Kritik der liberalen Auffassung der Person und der Sub-
jektivität ist. Die liberale Anthropologie geht aus von einer Definition des
Ich, in die auf ursprüngliche und grundlegende Weise die Beziehung mit
dem, der ein anderer als ich ist, nicht eingeht. Die Individualität reift heran
und bestimmt sich selbst vermittels der Entwicklung ihrer (vor allem ratio-
nalen) Fähigkeiten und, hiervon ausgehend — von diesem individualisti-
schen Identifikationsprozeß — schaut sie auf die Beziehung zum anderen wie
auf etwas Äußerliches und als Mittel und Werkzeug Dienendes in Hinblick
auf ihr im höheren Maße wahres Ich. Und aus dieser Definition entspringt
genau die im höheren Maße eigentlich liberale Auffassung des Staates, die
in ihm im wesentlichen einen Nichtwert sieht, ein notwendiges Übel, das
aber unvermeidbar ist, um die individuellen Exzesse zu bremsen, immer un-
terstellt, daß der wahre Wert allerdings in der freien und privaten Entfal-
tung des Subjekts liegt. In der modernen Kultur, schreibt Taylor, ist es noch
vorstellbar,"daß man dafür hält, die Gesellschaft und ihre Institutionen sei-
en nur mit instrumenteller Bedeutung ausgestattet, weil wir das, was wir be-
nötigen, um die ganze Skala der menschlichen Zwecke zu erwerben, bereits
als Individuen besitzen, während die Gesellschaft im weiteren Sinne uns nur
die Werkzeuge liefert, um diese Zwecke zu verwirklichen".

Auf diese Weise, in eine solche Kultur, die die Perspektive, die von He-
gel eröffnet wurde, ablehnt und die dann legitimiert und vertieft wird durch
die Psychoanalyse, eine Kultur von einer Subjektivität, die von Anfang an
zusammen mit der Andersheit ins Geflecht eingebracht wurde, gehört nach
Meinung der Kommunitarier auch Rawls' Versuch einer Revision des Libe-
ralismus. Weil das Subjekt, das bei Rawls dem Gesellschaftspakt stattgibt,
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sich vermittels des auf alle gleichmäßig ausdehnbaren Schleiers der Unwis-
senheit außerhalb jeder materiell-sensiblen Determination und jeglicher Be-
ziehung stellen muß, muß es sich darstellen als bestimmbar nur durch die
Vernunft und deshalb in rationaler Weise fähig, den Typ von Verteilung des
Reichtums zu wählen, von dem auch die weniger Begünstigten Nutzen ha-
ben (zu denen, wenn der Schleier der Unwissenheit erst einmal gefallen ist,
jeder gehören könnte). Rawls' Versuch, Freiheit und Solidarität zusammen-
zuspannen, gründet sich so auf eine Anthropologie, in der die Identität des
Subjekts beansprucht, sich vor und unabhängig von seinem konkreten Le-
ben und Handeln zu bilden.

Aber an der Basis der ganzen liberalen Inspiration steht für Sandel das,
was er das unencumbered seif, das unbelastete Ich, nennt, eine Basis, auf der
man vorgeblich den Formalismus einer Theorie der Gerechtigkeit aufbaut,
die im Gegenteil dazu nur wirksam und wirklich werden kann, wenn man
annimmt, daß der Wert der Beziehung und der Gemeinschaft von der nur
möglichen und zufälligen Wahl übergeht zur Voraussetzung und zum grund-
legenden Horizont des gerechten Menschen. "Wie die Werte und die Zwek-
ke einer Person immer Attribute und niemals konstituierende Elemente des
Ich sind, so ist der Gemeinschaftssinn nur ein Attribut und niemals ein kon-
stituierendes Element einer wohlgeordneten Gesellschaft. So wie das Ich im
Hinblick auf die Zwecke, die es bekräftigt, vorausgeht, so geht eine wohlge-
ordnete Gesellschaft, die durch die Gerechtigkeit definiert ist, in Hinblick
auf die Zwecke — ob kommunitär oder nicht — die ihre Mitglieder bekennen
können, voraus".

Im übrigen faßt die liberale Anthropologie, bemerkt Taylor, nur einen
Typ kollektiven Handelns ins Auge — das Handeln im Hinblick auf einfach
konvergierende. Güter — und berücksichtigt in keiner Weise das Handeln im
Hinblick auf mittelbar gemeine Güter und auf unmittelbar gemeine Güter:
oder auch auf den Unterschied, der zwischen Interessen, die mehrere Perso-
nen einbeziehen, diese aber als Individuen, die isoliert bleiben (wie die In-
teressen aller, die in Verbindung stehen mit den Sicherheitssystemen des
Heeres, der Polizeikräftc oder der Feuerwehr) und andererseits den Interes-

sen, die hervorgebracht und verwirklicht werden allein durch Teilhabe Und
Zusammenarbeit. So ist eine Unterhaltung zum Beispiel, argumentiert Tay-
lor, nicht die Summe von Handlungen von verschiedenen Individuen. Sie ist
vielmehr eine Handlung, die all denen gemeinsam ist, die daran teilnehmen.
Es ist ihre Handlung: sie gehört zur selben Art wie der Tanz einer Gruppe
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oder eines Paares oder wie die Handlung zweier Männer, die einen Baum-
stamm durchsägen.

Für Maclntyre fällt die Geburt des liberalen Individualismus, des emotivi-
stischen Ich, wie er das moderne Individuum nennt, zusammen mit dem Ver-
schwinden objektiver Kriterien, auf die man sich in den praktischen Ent-
scheidungen beziehen könnte. Infolgedessen kann die Krise der modernen
Welt seiner Meinung nach nur dann überwunden werden, wenn die einzel-
nen in der Gemeinschaft die Maßstäbe für Bewertung und für Entscheidung
ihrer Handlungen finden, wobei sie auf diese Weise ihr Leben dem indivi-
duellen Ermessen und dem relativistischen Emotivismus entziehen. Und in
solchem Sinne erscheint opportun eine Neubewertung jener praktischen
und ethischen Philosophie des Aristoteles, die bis zum siebzehnten Jahr-
hundert nicht aufgehört hat, fundamentale Kriterien für die Interpretation
und die Bewertung der menschlichen Praxis zu liefern. Von diesem Aristote-
les also, der dahingehend argumentiert, daß der gute Kitharöde derjenige
ist, der in der Praxis des Kitharaspiels hervorragt, und damit die normativen
Kriterien der menschlichen Aktivitäten im Innerern jeder Art von Praxis
ausgemacht hat: oder auch in der Anerkennung, die zwischen den Individu-
en entsteht, die ein und dieselbe Praxis ausüben, hinsichtlich des unter-
schiedlichen Qualitätsgrades des Guten, das alle produzieren.

Andererseits ist die neuerliche Wertschätzung des aristotelischen Begriffs
einer Norm, die der Praxis innewohnt, ein hinreichend bezeichnendes Bei-
spiel für die in höherem Maße umfassende empirisch-pragmatistische Ein-
stellung, die die amerikanischen communitarians inspiriert, wenn sie die
Theorie für eine Einrichtung der Demokratie bilden, die sich herstellt weni-
ger vom Gesichtspunkt der Gerechtigkeit her als von dem des Guten und des
Glücks, die konkret im vergesellschafteten Leben der Menschen verwirklicht
werden können. In solchem Sinne ist das, was abgelehnt wird — und was
ihrer Meinung nach aus der abstrakten und atomislischen Auffassung der
Person folgt — die Auffassung von der Laizilät des Staates als Unparteilich-
keit der Prinzipien von Gerechligkeil oder auch die Idee der Überlegenheit
und der Ncutraliläl der Gerechtigkeit im Hinblick auf die verschiedenen

und im Kontrast zueinander stehenden Anschauungen vom Guten. Der DC-
griff der Neutralität der öffentlichen Institutionen ist in der Tat selbst nicht
neutral, weil - es wurde eben gesagt - er sich von einer wohl determinierten
und ideologisch markierten Auffassung der Person herleitet. Auf die dem
Liberalismus eigenen Thesen von der Neutralität - Laizität des Staates und
auf die bedingungslose Priorität der klassischen Rechte des Individuums im
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Hinblick auf die Pflichten, zur Aufrechterhaltung der Gesellschaft beizutra-
gen, in der jeder lebt, antwortet der Kommunitarismus also, daß diese Rech-
te in Wirklichkeit und Ausschließlichkeit verwirklicht und verteidigt wer-
den können eben nur durch durch Gegenseitigkeit der Verpflichtungen und
Leistungen, die zugunsten der Modalitäten und der Institutionen des verge-
sellschafteten Lebens gehen angesichts der Gegebenheit, daß die unterstell-
ten ursprünglichen und vorsozialen Fähigkeiten eines jeden einzelnen sich
nur in Gesellschaften und in Gemeinschaftsbeziehungen entwickeln kön-
nen. "Die These lautet, daß das Leben in Gesellschaft eine notwendige Be-
dingung für die Entwicklung der Rationalität ist ... oder dafür, einer zu wer-
den, der moralisch handelt im vollen Sinne des Ausdrucks oder mit anderen
Worten ein voll verantwortliches, autonomes Lebewesen".8 Die Demokratie
des juristischen Formalismus und des juristischen Universalismus wird kurz
und gut, eben um die politisch-institutionelle Tradition der liberalen Demo-
kratien zu konsolidieren und nicht um sie abzulehnen, ersetzt durch eine
Demokratie der Gemeinschaft, die von festgelegten Horizonten und Gesetz-
gebungen ausgehen und die die Identifikation des einzelnen mit den Ge-
meinschaftsbindungen zur Geltung bringen soll, die ihn am Leben erhalten.

IV

Aber läuft die Ablehnung einer prinzipiell universalistischen Begründung
der Demokratie nicht Gefahr, wie es Maclntyre als Beschuldigung vorgewor-
fen worden ist, zu einem relativistischen Minimalismus zu führen, der nur
Sondertraditionen und recht begrenzte Gemeinschaften begünstigt und die
Probleme vergißt, die von der Vereinigung der modernen Welt her sich er-
öffnen? Riskiert der Kommunitarismus nicht, sich in diesem Sinne zu einem
Sektor der Postmoderne zu machen? Das heißt nahestehend beispielsweise
Theoriebildungen wie jener von Rorty, die ausdrücklich hermeneutisch und
postmodern ist, die ausgeht von der Definition des Subjekts als eines Netzes
von Wünschen und von Meinungen, das sich auf keinerlei Einheit oder Zen-

trum zurückführen läßt und dessen Identität festgelegt wird als Erzählung
der vielfältigen und verschiedenen Rollen, die es, wie man herausfindet, in
den verschiedenen Kontexten der gesellschaftlichen Praxis durchläuft: und
die im Zusammenhang damit den Primat der Demokratie über die Philoso-

phie9 behauptet hat; dabei proklamiert sie die Nutzlosigkeit einer Grund-
legung durch Prinzipien sei es des modernen Subjekts oder der Demokratie
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und argumentiert stattdessen dahingehend, daß die ethisch-politische Philo-
sophie nichts anderes zu sein hat als eine Hermeneutik der modernen De-
mokratie in ihrer Eigenschaft als eines mittlerweile indiskutablen histori-
schen Horizonts; nachdem diese in definitiver Weise den Respekt vor den
liberalen Rechten der Person in sich aufgenommen hat, benötigt sie weniger
rationale Begründungen als Anpassungen und Interpretationen, die pünkt-
lich genau und empirisch wirkungsvoll sind. Bei dieser Gelegenheit übri-

gens sei nicht vergessen, wie stark im Deutschland der letzten fünfzehn Jah-
re die Aufwertung einer Prinzipienethik und insbesondere der Diskursethik
auch durch die Notwendigkeit bestimmt wurde, sich gegen die Entwicklung
der postmodernen Thesen zu verteidigen, die indessen in den Vereinigten
Staaten so weit verbreitet sind: das heißt in Anbetracht der Tatsache, wie
Apel 1988 schrieb, daß, wenn die Voraussetzung, von der aus man mit her-
meneutischer Methodologie ausgehen kann, eine konkrete historische Er-
fahrung sein muß, die Geschichte Deutschland in eine besondere Lage ver-
setzt, in dem Sinne, daß genau die historisch-kritische Interpretation des
Nationalsozialismus es verständlich macht, wie nur eine rigorose, transzen-
dentale und nicht empirische Erforschung des menschlichen Handelns eine
Schranke gegen die Möglichkeit einer Wiederkehr — falls die historische
Entwicklung das ergibt — solch irrationaler und monströser Ungerechtigkei-
ten darstellen kann.

Aber hinsichtlich der Gegenüberstellung von amerikanischem Kommuni-
tarismus und deutscher praktischer Philosophie soll zum Abschluß dieses
Überblicks die Tagung über Gemeinschaft und Gerechtigkeit zitiert werden,
die von der Akademie der Künste und Wissenschaften in Frankfurt organi-
siert und in dieser Stadt vom 28. bis zum 30. Mai 1992 abgehalten wurde.
Hier trafen Autoren aufeinander wie unter anderen Hans Joas, Axel Hon-
neth, Albrecht Wellmer, Karl-Otto Apel und Charles Taylor, und die Deut-
schen haben auch innerhalb der Perspektive einer Integration zwischen
kommunitärer Anschauung und Liberalismus gewiß der amerikanischen
ethisch-politischen Philosophie kritische Bemerkungen nicht erspart.

So hat H. Joas10 gegen den Schematismus polemisiert, der seiner Mei-

nung nach die Modernisierungstheorie von Maclntyre kennzeichnet, nach
dessen Meinung auf vormoderne kommunitäre Beziehungen immer und un-
ausweichlich der Atomismus der Moderne folgt. Dabei haben doch gerade
die amerikanische Soziologie der dreißiger Jahre und das Denken jenes gro-
ßen Soziologen F. Tönnies in der Entfaltung und im Körper der modernen
Gesellschaft festgestellt, daß sich neben der unbestreitbaren Entwicklung
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individueller und privater Existenzweisen neue, originale Formen von Ge-
meinschaft entwickelt haben. Wie A. Wellmer11 hat er die homogene Auf-
fassung des "Guten" kritisiert, die seiner Meinung nach unter den communi-
tarians vor allem von Ch. Taylor formuliert wurde und die mit dem zugrun-
deliegenden Rahmen der Gemeinschaft seiner Meinung nach nicht kompa-
tibel ist. In der Tat benutzt auch Wellmer Hegel, aber mehr den Hegel der
Philosophie der Geschichte als den Hegel, der die Theorie der Überlegenheit
der Sittlichkeit über die Moralität vertritt, und dabei hat Wellmer unterstri-
chen, daß das Ethische sich heute nur im vollen Recht auf die Differenz und
die Besonderheit herausbilden kann, im Gegensatz zu dem, was in antiken
Gemeinschaften geschehen konnte, die in starkem Maße inneren Zusam-
menhalt besaßen und integriert waren, und ferner, daß das liberale Ich sich
heute definiert nicht nach der Zugehörigkeit zu ethnischen Gruppen oder
territorial begrenzten Gemeinschaften, sondern gemäß der demokratischen
Teilnahme an den persönlichen und kommunikativen Entscheidungsprozes-
sen der gesamten Gesellschaft, wobei die politische Tugend in der modernen
Zeit im wesentlichen darin besteht zu akzeptieren, daß die Probleme und
die Konflikte angegangen und gelöst werden können, ohne daß man auf An-
wendung von Gewalt zurückgreift. Den ethnischen und nationalistischen
Formen des Partikularismus stellt Wellmer somit die Idee einer Demokra-
tie entgegen, die den Begegnungshorizont zwischen unterschiedlichen Iden-
titäten darstellt und die Idee eines Liberalismus, der, indem er Weltbürger-
schaft wird, gerade deswegen imstande ist, den Respekt vor den Besonder-
heiten der Kulturen in sich aufzunehmen und zu verwirklichen, der dem
amerikanischen Kommunitarismus eigentümlich ist.

Zum Schluß sei erinnert an den Beitrag von K.-O. Apel auf der Tagung
in Frankfurt. Wenn dieser auf der einen Seite die These vertreten hat, wo-
nach die Integration des rationalistischen Liberalismus der Diskursethik ei-
nerseits und des Kommunitarismus andererseits notwendig und wünschens-
wert ist, so ist er doch dabei geblieben, mit Entschiedenheit weiterhin die
Motive zu unterstreichen, die diese beiden Ansätze getrennt halten. Eine
universalistische Begründung der Gerechtigkeit kann allerdings, wenn erst
einmal die allgemeinen Modalitäten einer freien und demokratischen Kom-

munikation definiert sind, sich entfalten und spezifizieren gemäß einer be-
stimmten Anschauung über das Gute. Aber diese Beziehung zwischen 'ge-
recht' und 'gut' kann nur gegeben sein im Rahmen einer untergeordneten
Komplementarität, die die rationale und metahistorische Definition des er-
sten als vorrangig ansieht gegenüber der empirischen und historischen
Identifikation des zweiten. Die Anschauungen vom Guten haben immer das

162



Liberalismus, Kommunitarismus und Diskursethik in den 80er Jahren

Merkmal des Besonderen und sind historisch konditioniert: die kommunika-
tive Demokratie ist der transzendentale Horizont ihrer Gegenüberstellung.
Die Beschränkung des Kommunitarismus liegt darin, daß er sich immer auf
irgendeine historische Tradition bezieht, wie weit gefaßt, wie bestimmt sein
oder in Alternative zu anderen diese auch stehen mag. Aber das konkrete

Allgemeine von Hegel, genau ein Synonym für das spezifisch Ethische einer
Gemeinschaft, für einen immer bestimmten Volksgeist, offenbart sich als

Frucht einer stets a posteriori erfolgenden Wahl, so wie es Hegels Auffas-
sung der Philosophie will als der Eule der Minerva, die geboren wird, um
das zu interpretieren, was historisch bereits abgeschlossen ist: und eine
Wahl ex post ist immer parteiisch und so beschaffen, daß sie die Gegenüber-
stellung und die Koexistenz mit anderen Traditionen und Interpretationen
des "Guten" nicht zuläßt. Das universelle a priori und Formale von Kant
bleibt indessen das unerschütterliche Prinzip der Möglichkeit, das Moderne
zu konzipieren und zu organisieren.

Die Übersetzung aus dem Italienischen besorgte Dr. Klaus Winkler.
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Demokratie - Christentum - Sozialismus
Leben und Wirken Erwin Eckerts

1. Eine Doppel-Biographie

Bei unserer Nachbetrachtung zu Person und Werk Erwin Eckerts (1893-
1972), wie es nunmehr in vier Bänden von Friedrich-Martin Balzer einer
interessierten wie desinteressierten deutschen Öffentlichkeit vermittelt wird,1

ist diese Aufgabe nicht zu leisten, ohne gewisse Beziehungen in den politi-
schen Auffassungen und dem öffentlichen Engagement beider zu erkennen.
Zwar gehören sie verschiedenen Generationen an - Eckert hätte durchaus
der Valer oder Großvater Balzers sein können — doch sind sie durchaus als
Gesinnungsgenossen zu begreifen, die für ihre politischen Überzeugungen
unbeirrt eintreten.

Greifen wir einige, uns in diesem Zusammenhang bedeutsam erscheinen-
de Einflußkomponenten auf: während Eckert im Hause eines Lehrers gebo-
ren und schließlich Pfarrer wurde, war es bei Balzer umgekehrt: Er wurde
im Hause eines Pfarrers geboren und ist selber Lehrer. Beiden gemeinsam
ist jedoch der starke Erziehungseinfluß ihrer Väter — in Gesinnung und
Haltung. Der Vater Erwin Eckerts, Georg Ludwig Eckert, "stammte aus ei-
ner der vielen badischen Familien, die entschieden republikanisch und de-
mokratisch gesinnt waren und auf Seiten der Revolutionäre standen"
(Ärgernis, S.14). Selbst der Vater des Vaters Erwin Eckerts kam in politi-
sche Schwierigkeiten, weil er für die Revolution von 1848/49 eingetreten
war. Umgekehrt war der Vater Friedrich-Martin Balzers, Samuel Balzer, en-
gagiertes Mitglied der Bekennenden Kirche während der NS-Zeit. Aus den
Erinnerungen Eckerts und Balzers weiß man, wie stark sie diese politischen
Grundhaltungen ihrer Väter und Elternhäuser beeinflußt, ja geprägt haben.

Da Eckert bereits mit 18 Jahren in die SPD eintrat, um sick im eher lin-
ken Spektrum der bürgerlich-konservativen Gesellschaft Deutschlands zu
engagieren, überrascht, daß er wenige Jahre später als Kriegsfreiwilliger an
die Front geht. Zwei Jahre nach Ende des Ersten Weltkriegs gründet Eckert
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bereits den "Bund evangelischer Proletarier"; 1923 formuliert er einen Ent-
wurf für ein "Programm der evangelischen Sozialisten Süddeutschlands";
1924 gründet er an seinem Pfarrort Meersburg die "Arbeitsgemeinschaft der
religiösen Sozialisten Deutschlands".

1925 wird Eckert "wegen seiner antimonarchistischen und antimilitaristi-
schen Haltung in der Hindenburgwahl" zum ersten Mal von der Kirchenlei-

tung Badens abgestraft, und zwar mit einer Geldstrafe. 1926 wird er Schrift-
leiter des Bundesorgans Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes; er selbst ver-
faßt für diese und andere Organe zahllose Aufsätze. Ein neuer Konflikt mit
der badischen Kirchenleitung entbrennt in diesem Zusammenhang wegen
seines Eintretens für die Fürstenenteignung. Im selben Jahr wird Eckert ge-
schäftsführender Vorsitzender des "Bundes der religiösen Sozialisten
Deutschlands", 1926 wird er jedoch auch Mitglied der badischen Landessy-
node, aufgrund des vergleichsweise hohen Stimmenanleils der Religiösen
Sozialisten bei der Synodalwahl in Baden gleichzeitig einziger sozialdemo-
kratischer Delegierter auf dem Deutschen Evangelischen Kirchentag und im
gleichen Jahr als Stadtpfarrer an die Trinitatis-Kirche in Mannheim beru-
fen.

Obgleich bereits langjähriges SPD-Mitglied, kommt es 1928 zu einer
Auseinandersetzung mit der Partei — wegen des Panzerkreuzerbaus. Er
wendet sich in diesem Zusammenhang erstmals der KPD zu, in dem er deren
Volksbegehren gegen Wiederaufrüstung und Remilitarisierung im dama-
ligen Nachkriegsdeutschland unterstützt. Damit ist das Kriegsbeil ausgegra-
ben! 1929 präsentiert er ein eigenes "Wehrprogramm". Wiederum gerät er
in einen Konflikt mit der Kirchenleitung, die ihn erneut zu einer Geldstrafe
sowie einer Ordnungsstrafe verurteilt. Anfang 1930 wird er Sprecher der
"Klassenkampfgruppe", einer linksgerichteten politischen Oppositionsgrup-
pe innerhalb der SPD in Baden. Im selben Jahr exponiert er sich in einer
"Verteidigungskampagne" für die Sowjetunion: als einziger Delegierter der
religiösen Sozialisten auf dem "Deutschen Evangelischen Kirchentag" in
Nürnberg stellt er sich vor diese. Ab Ende 1930 tritt er auf unzähligen Ver-
sammlungen gegen den Faschismus auf, wobei es zu Zusammenstößen mit

"Nazis" kommt. Die Kirchenleitung erteilt Eckerf daraufhin einen VeWCiS,
erteilt ihm Versammlungs- und Redeverbot, entfernt ihn aus dem Amt und
leitet ein "Dienststrafverfahren" gegen ihn ein. Nachdem etwa 100.000 badi-
sche Christen dagegen protestieren, wird Eckert unter Restriktionen wieder
eingestellt. Da sich nicht nur seine Konflikte mit der Kirche, vielmehr auch
mit der SPD verschärfen, wird er von dieser 1931 ausgeschlossen und tritt
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der KPD bei. Nach der erneuten und dieses Mal definitiven Verbannung aus
dem Kirchendienst, verbunden mit dem Verlust sämtlicher erworbener
Rechte, tritt er aus der Kirche und zugleich aus dem "Bund" aus. Das Drama
nimmt nun seinen Lauf!

Die "Pilgerfahrt" durchs "Tausendjährige Reich" gestaltet sich für ihn zu
einer wahren Odyssee eines Widerstandskämpfers im Wechselspiel zwi-

schen seiner illegalen antifaschistischen Tätigkeit und den wiederholten
Verhaftungen durch die Gestapo. Die deutsche Kapitulation erlebt er als un-
ter NS-Polizeiaufsicht gestellter politischer Gegner des NS-Regimes. Was
Wunder, daß er seine politischen Aktivitäten sofort wieder aufnimmt — nicht
immer zur Begeisterung der Besatzungsmacht, denn schließlich wird er so-
gar 1. Vorsitzender der Kommunistischen Partei Badens in der französi-
schen Zone. Und doch wird er Staatsrat der provisorischen Nachkriegsregie-
rung des Staates Baden, namentlich als "Entnazifizierungskommissar", dann
im ersten Allparteienkabinett "Staatskommissar für den Wiederaufbau" so-
wie Vizepräsident der Verfassunggebenden Versammlung des Landes. Er ist
mehrere Jahre Landtagsabgeordneter der KPD im neugegliederten Staat
Baden-Württemberg, Bundestagskandidat dieser Partei und Mitglied des
Weltfriedensrates. Aufgrund seines konsequenten Engagements in der Frie-
densfrage erhält er schließlich die goldene Fricdensmedaille des Weltfrie-
densrates. Umgekehrt wird im selben Jahr, 1959, Eckert der Prozeß wegen
"Rädelsführerschaft" in einer "verfassungsfeindlichen" Organisation ge-
macht; er erhält als Strafe neun Monate Gefängnis, allerdings "auf Bewäh-
rung". Auf der anderen Seite verleiht ihm der DDR-Friedensrat die "Carl-
von-Ossietzky-Medaille" für "Verdienste im Kampf gegen den deutschen Mi-
litarismus, gegen Faschismus und Krieg", wie es in der Urkunde heißt.
Schließlich erhält er ein Jahr vor seinem Tod die "Lenin-Gedächtnis-
medaille" durch die DKP. Am 20. Dezember 1972 verstirbt Erwin Eckert in
der Stadt seines langjährigen Wirkens, in Mannheim. Eine "Rehabilitie-
rung" durch "seine Kirche" steht bis heute aus!

Es versteht sich von selbst: Der Eckert-Autor und -"Propagandist" Balzer
kann mit diesem ebenso reichen wie tragischen Lebensabschnitt Erwin Ek-

kerts nur in einer Hinsicht in Beziehung gebracht werden: sein eigenes po-
litisches Engagement im "linken Spektrum" unserer Gesellschaft, insbeson-
dere aber in der Friedens- und Abrüstungsfrage, läßt in ihm den überzeug-
ten und engagierten Schüler und Jünger Eckerts erkennen. Als Sohn eines
Mitglieds der Bekennenden Kirche, als Schüler eines politisch Verfolgten
im "Dritten Reich", als Lehrbeauftragter für Kirchengeschichte am Fachbe-
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reich Evangelische Theologie der Philipps-Universität Marburg, als wis-
senschaftlicher Betreuer einer größeren Zahl von Examens-, Magister- und
Doktorarbeiten in Kirchengeschichte und als langjähriger Mitarbeiter der
"Neuen Stimme", einer ökumenischen Monatsschrift zu Fragen in Kirche,
Gesellschaft und Politik, sah sich Friedrich-Martin Balzer in die Pflicht ge-
nommen, sich intensiver mit Leben und Werk Erwin Eckerts zu befassen.
Beginnend mit seiner Examensarbeit, dann seiner Dissertation bei Wolfgang
Abendroth zum Thema Erwin Eckert und der Bund der Religiösen Sozialisten
— Ein Beitrag zur Sozialgeschichte der protestantischen Landeskirchen und
der Arbeiterbewegung der Weimarer Republik, blieb und bleibt Martin Balzer
bis heute und weiterhin der wissenschaftlichen Klärung und politischen
Aufklärung des "Falles Eckert" verpflichtet.

Es liegt auf der Hand: Die bedeutendste wissenschaftliche und gesell-
schaftspolitische Leistung Friedrich-Martin Balzers — neben seinem friedens-
politischen Engagement aus und im "Geiste Eckerts" — ist in der Tatsache
zu erblicken, eine Gestalt wie Erwin Eckert der "Vergessenheit" entrissen
und diesen Spiegel — unermüdlich mahnend und warnend — der Öffentlich-
keit des heutigen Nachkriegsdeutschland vorgehalten zu haben und bis auf
den heutigen Tag vorzuhalten. Er hat damit etwas für diesen unerschrocke-
nen "Kirchen- und Parteimann" getan, was dessen Kirche und Parteien sel-
ber hätten tun müssen, jedoch bis zur Gegenwart nur vereinzelt getan haben
und halbherzig tun. Selbst der 100. Geburtstag Erwin Eckerts, den wir in
diesem Jahr begehen, läßt die große Geste und Genugtuung vermissen!

Mit seinem letzten und größten Band Ärgernis und Zeichen - Erwin
Ekkert — Sozialistischer Revolutionär aus christlichem Glauben — nicht zufällig
im Jubiläumsjahr erschienen — setzt sein Herausgeber, Friedrich-Martin
Balzer, der in diesem Band viele namhafte Autoren aus beiden Teilen
Deutschlands vereinigt, selber ein Zeichen!

2. Zwischen Kirche und Partei

Bei der psychisch-mentalen Affinität zwischen dem Autor und dem Gegen-
stand seiner Verehrung, der Persönlichkeit und dem Engagement Erwin Ek-
kerts, lag es nahe, für den Jubiläumsband dessen Freunde und nicht dessen
Gegner zusammenzuführen. Insofern fehlen zwar nicht jene Personen und

Stimmen, die ihn in Kirche und Partei angegriffen, verurteilt, ausgegrenzt
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und schließlich hinausgedrängt haben; doch finden sich diese nur in den
Abhandlungen und Artikeln seiner Apologeten. Diese sind sich denn auch
in ihrer doppelten Grundhaltung einig: sie beurteilen Erwin Eckert in Per-
son und Funktion durchgängig positiv. In dieser Beziehung sind sie nicht
nur eines Sinnes mit dem Herausgeber; ihre Texte verraten — bei aller facet-
tenreichen Nuancierung — zugleich ein Stück jener Sympathie und Zunei-
gung, die für Martin Balzer prinzipiell und konkret - ohne Vorbehalte und
Einschränkungen - gilt.

Fangen wir mit bekannten und führenden Theologen der ehemaligen
DDR Emil Fuchs, Hanfried Müller und Gert Wendelborn an, so muß man
wahrscheinlich der Interpretation eines theologischen Kollegen aus Tübin-
gen zustimmen, wenn er sagt: "Überlegungen, die in diesem Sammelband
den theologischen Kern der Deutung Eckerts bilden, verraten möglicherwei-
se über die Ausleger mehr als über Eckert. In Eckert sehen diese ein Bei-
spiel für das, was auch sie im Prinzip wollten und noch heute (nach der
Wende!) für richtig halten." Und doch: In diesen Beiträgen wird bereits je-
nes Kernproblem an- und ausgesprochen, das im Focus des Erbes von Er-
win Eckert steht - wenn man unter "Erbe" sein gradliniges politisches Ver-
halten und konzeptionelles Vermächtnis versteht.

Sehr klar wird von diesen Theologen die Kernfrage beim Phänomen
Ekkert akkordiert: das Problem der Vereinbarkeit oder Nicht-Vereinbarkeil
von "Christentum" und "Kommunismus", prinzipiell, vor allem aber konkret
im Leben und Schaffen Erwin Eckerts. Diese Problematik zieht sich wie ein
Ariadne-Faden durch den bedeutsamen Sammelband, der sich von seinem
wissenschaftlichen Anspruch her schwerer damit tun muß als andere aktuel-
le Veröffentlichungen über Eckert. So zum Beispiel in der aus gleichem An-
laß erschienenen Paperbackausgabc Erwin Eckert — Pfarrer und Kommunist.
In dieser vom Mannheimer Gesprächskreis Geschichte und Politik herausge-
gebenen Schrift, die verdienstvollerweise eine Reihe von Zeitzeugen Eckerts
zu Wort kommen läßt, heißt es auf der Umschlagseite: "Der ehemalige
Mannheimer Stadtpfarrer Erwin Eckert zeigte bereits 1931, daß sich Chri-
stentum und Kommunismus nicht gegenseitig ausschließen." Gewiß, der Ti-

tel des Buches Pfarrer und Kommunist proklamier! dies; doch mil der For-
mulierung zeigt man eine gewisse Vorsicht hinsichtlich der Position in die-
ser ebenso komplexen wie komplizierten Problematik.

Auch in den Beiträgen im Balzer-Band kommen einige Zeitgenossen und
Gefährten Eckerls zu Wort. Doch, da es ihnen um eine wissenschaftliche
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Betrachtung geht, können sie sich nicht bei dieser Fragestellung, sei sie
nun negativ oder positiv, mit so einer lapidaren Feststellung zufrieden ge-
ben. Sie müssen vielmehr diese als das Kernproblem bei Eckert begreifen,
ihr auf den Grund gehen, sie im einzelnen untersuchen und schließlich eine
Antwort geben. Diese findet sich, wenn ich recht sehe, am eindeutigsten bei
Gert Wendelborn, und zwar in seinem ersten Beitrag dieses Bandes Zu Erwin
Eckerts Predigten. Die bereits bei dem Barth-Schüler Hanfried Müller ("um
der Gerechtigkeit willen verfolgt") thematisierte Frage, wie Eckert zu Karl
Barths "dialektischer Theologie" stand, wird von Müller verhalten beantwor-
tet: "Die Kategorien, die Eckert gebraucht hätte, wurden erst später gefun-
den. Die Unterscheidung des jungen Barth zwischen dem 'Letzten' und
'Vorletzten' ... wurde erst zwölf Jahre später von Bonhoeffer reaktiviert."
(Müller, S. 159) Wendelborn sagt zum theologischen Verhältnis Eckert-
Barth: "...er wußte so gut wie Barth, daß der Mensch Mensch nur als Mit-
mensch ist, weil es menschliches Leben nur als gemeinschaftliches geben
kann..." (Wendelborn, S. 162) Doch Wendelborn geht noch einen Schritt
weiter, wenn er im Rahmen der "dialektischen Theologie", die Eckert in die-
ser oder jener Form, zu dieser oder zu jener Zeit erfaßt hatte, konstatiert:
"Seine zentrale Antwort ist die des Johanneischen Jesus, die seine Ausfüh-
rungen kurze Zeit sogar in die Nähe Rudolf Bultmanns bringt..." (Wendel-
born, S. 172). Und schließlich bringt Wendelborn — in seinem zweiten Auf-
satz dieses Bandes (Zur Legitimität des Eintritts Erwin Eckerts in die KPD)
— ihn in kritischen Zusammenhang mit dem "Nestor des linken Protestan-
tismus" Emil Fuchs, indem er zeigt, weshalb sich ihre Wege trennen muß-
ten. Emil Fuchs: "Wir müssen scheiden. Eine tiefe Kluft tut sich zwischen
uns auf nach dieser guten und schweren Kampfgenossenschaft vieler schwe-
rer Jahre. Du gehst einen Weg, den wir anderen nicht mit Dir gehen kön-
nen, obwohl wir Dich nach wie vor lieben auch auf diesem Weg." (S.200)
Sehr viel später schreibt Fuchs an Eckert: "Wir Religiösen Sozialisten stan-
den zu Dir. Wir waren ja, wie einmal Leonhard Ragaz es ausdrückte, 'zum
Proletariat gegangen', das war einmal die Sozialdemokratie, nun waren es

alle, die echt zu ihm standen." (S.355)

Damit ist bereits die politische "Funktion" Erwin Eckerts berührt. Schon

sein persönlicher kirchenpolitischer Kampf nahm auf beiden Seiten Formen
an, die zu einer Trennung führen mußte. Auf seiner Seite "provozierte" er -
jedenfalls nach deren "Empfinden" - seine Kirchenleitung. 1925 stellte er
sich bei der Wahl des Reichspräsidenten mit seiner Parteinahme gegen den
ehemaligen kaiserlichen Feldmarschall von Hindenburg, den der deutsche
Mehrheitsprotestantismus mit der Parole "Evangelischer, gedenke, daß Du
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evangelisch bist" in Gegensatz zur deutschnational orientierten Kirchenlei-
tung. 1926, als er geschäftsführender Vorsitzender des "Bundes religiöser
Sozialisten Deutschlands" und zugleich Schriftleiter seines Bundesorgans
"Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes" geworden war, beteiligte er sich ak-
tiv an dem von den Kirchen abgelehnten, ausdrücklich untersagten Kampf
im "Volksentscheid über die Fürstenenteignung". Damit war der Konflikt
zwischen dem "kleinen Pfarrer" Eckert und den Kirchenoberen auf die Spit-
ze getrieben.

Seine antimilitaristische und antifaschistische Agitationskampagne weite-
te den Konflikt auf den "Bund" und die SPD aus. Die Folge war der Bruch
mit allen dreien: Partei-Ausschluß im Oktober 1931, Amterenthebung
durch den "Bund" im November 1931, Entlassung aus dem Kirchendienst
im Dezember 1931. Eckerts prokommunistische Neigungen, die seit einiger
Zeit erkennbar waren, wurden durch seinen KPD-Beitritt einen Tag nach
dem SPD-Ausschluß, mithin vor der Distanzierung und Maßregelung von
Bund und Kirche, besiegelt.

Um einen exemplarischen Einblick in das brisante Mißverhältnis zwi-
schen der Kirchenherrschaft und dem "Angeklagten Eckert" jener Zeit zu
gewinnen, muß man sich das in diesem Band veröffentlichte und von Han-
fried Müller herangezogene Protokoll des Badischen Kirchengerichts von
1928/29 ansehen. Das Verhör, das von diesem kirchlichen Disziplinar-
gericht vorgenommen wurde, erinnert partiell fatal an den "suggestiven Stil"
politischer Schauprozesse:

"Vorsitzender: Nun sind wir auf den Punkt gekommen, um den es geht.
Sie sind der Meinung, daß ein protestantischer Pfarrer sich nicht im Sinne
der christlichen Lehre betätigen könne, ohne Sozialist zu sein ... Angeklag-
ter: Umgekehrt! ... Vorsitzender: Das ist kein wesentlicher Unterschied ...
Angeklagter: Nein, das ist ein großer Unterschied ... Vorsitzender: Nun sind
wir auf dem springenden Punkt, auf den ich Sie hinführen wollte. Nun sa-
gen Sie..., die Kirche müßte sich auf den Standpunkt der sozialistischen
Weltanschauung stellen. Angeklagter: Das sage ich nicht. Vorsitzender: Sie
verlangen es aber von ihr. Angeklagter: Nein, nein, ich verlange..., daß die

Kirche die bestehende Ordnung anklagt. Das ist etwas anderes, als daß Sie
ohne weiteres die sozialistische Auffassung teilt ... Vorsitzender: Sie sind
also der Meinung, daß die Kirche sich nicht darauf beschränken soll, das
Evangelium zu lehren? Angeklagter: Doch, darauf soll sie sich beschrän-
ken..." (S. 157f.)
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Anders, wenngleich kaum besser, erging es Erwin Eckert mit der SPD:
"Ursache für den Bruch wurde ein Konflikt, den Eckert mit der SPD hatte,
gegen deren 'feilschende Politik' er opponierte, um sie zu einer 'entschlos-
senen sozialistischen Klassenpolitik' zurückzuführen." (Bartsch, S. 357). In
seiner Rede Man kann doch nicht gegen sein Gewissen handeln, gehalten ei-
ne Woche nach seinem "Hinauswurf' aus der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands am 9. Oktober 1931 in Karlsruhe, führt er selber zu dieser
Frage aus: "Die SPD, die ich wirklich geliebt habe, mit der ich zusammen-
gehört habe, hat es gar nicht gemerkt, wie sie nach und nach immer mehr
das Vertrauen der Massen des Proletariats verlieren mußte. (Zurufe: Sehr
gut!)." Und weiter: "Die SPD will ja gar nicht diesen Weg des Sturzes der
kapitalistischen Wirtschaftsordnung. (Zurufe: Sehr richtig!)." Und weiter
noch: "Genossen, die SPD ist nicht imstande, das Proletariat zu einigen."
(Eckert, S. 174f.).

KR nimmt nicht Wunder, daß Eckert in einer SPD, die die Brüning-Re-
gierung gegen Hitler meinte stützen zu müssen und sich nicht mehr als
"Klassenpartei" begriff, keine politische Heimat mehr hatte. Der Partei-Aus-
schluß war insofern konsequent, als die Trennung im Grunde von ihm be-
grüßt wurde. Denn er war inzwischen in Wort und Tat der KPD so nahe ge-
kommen, daß sein unmittelbarer Übertritt in die KPD nicht nur sofort voll-
zogen werden konnte: er hatte auch keine Skrupel, sich wenige Tage später
auf dieser Versammlung mit der Bezeichnung "Wir Kommunisten" einzufüh-
ren. Eckerts Euphorie für die "Partei des Proletariats", die den Kampf gegen
Kapitalismus und Faschismus führte, hielt eine Weile an, mußte im Laufe
der Jahre jedoch auch bittere Enttäuschungen hinnehmen. Am Ende ereilt
ihn zwar nicht das gleiche Schicksal wie bei der SPD; doch immerhin die
Entfernung vom Vorsitz der KPD-Baden. Diese traf ihn offensichtlich
schmerzlicher als der "Rausschmiß" der SPD. Die Gründe, obgleich sehr
unterschiedlicher Art, liegen auf der Hand: Erwin Eckert, charaklerologisch
gesehen, ein Badener mit Freiheitsdrang, Unabhängigkeitsstreben, Emp-
findlichkeiten usw. taugte wenig zum "Parteisoldaten". Eben dies wurde je-
doch viel rigoroser noch als in der SPD von ihm in der KPD erwartet und

gefordert. So kam es zu ersten Reibungen, weniger im ideologischen, als be-

sonders im Bereich der parteilichen Praktiken gegenüber ihren Mitgliedern.
Waller Ebert, der auch durch das Beispiel Eckert zur KPD gekommen war,
beschreibt seine Situation in der Partei so: "Meinungsverschiedenheiten gab
es im praktischen Herangehen an die praktische, alltägliche Politik. Fritz
Salm sagte einmal, daß Erwin Eckert immer eine Etage höher denke, und
August Locherer mit seiner trockenen Art sagte einmal, daß Erwin Eckert
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mit den Mitgliedern des Kreisvorstandes umgehen wolle wie früher mit sei-
nen Schäfchen in der Kirche." (Ebert, S. 345) Georg Fülberth, selber lang-
jähriges aktives DKP-Mitglied, geht dankenswerterweise ebenso offen wie
kritisch auf die Frage der parteipolitischen Schwierigkeiten, die Eckert mit
der Partei hatte, ein. Am 19. 9. 1949 erteilt ihm das Sekretariat des Partei-
vorstandes "eine Rüge" wegen des vorzeitigen Verlassens einer Vorstandssit-
zung; in einem sowjetischen Vernehmungsprotokoll heißt es: "Erwin Eckert,
ein alter Opportunist, betätigte sich im sowjetfeindlichen Sinne, weil er es
unterließ, eine Kundgebung zu Ehren der Oktoberrevolution durchzufüh-
ren." Am 12. 8. 1951 schrieb H. Bausch, nach einer entsprechenden Auf-
forderung, daß Eckert "in seiner Lebensweise nur ungenügend mit der Ar-
beiterklasse verbunden sei." W. Meyer-Buer stellte auf einer Friedenskomi-
tee-Sitzung am 30. 1. 1952 fest, daß Eckert "nicht der richtige Mann sei,
...er sei nicht in der Lage, eine wirklich kämpferische Orientierung zu ge-
ben." (Fülberth, S. 338f.) Das Ergebnis ist bekannt: Erwin Eckert mußte
1950 nicht nur seine Positionen als Badischer KPD-Vorsitzender, vielmehr
1952 auch als Leiter des Westdeutschen Friedenskomitees räumen, und
zwar im Zusammenwirken von KPD und SED. Im Gegensatz zu Fülberth
muß hier wohl doch von einem parteiinternen "Fall Eckert"' gesprochen
werden, wenngleich er weiterhin in der KPD blieb und das Landtagsmandat,
das er durch diese erworben hatte, wahrnahm. Aber man muß Fülberth in
seiner abschließenden Beurteilung zustimmen, wenn er sagt: "Bei Eckert
kam zweifellos ein persönliches Moment hinzu: sein bildungsbürgerlicher
Hintergrund, sein Selbstbewußtsein und seine offensichtlich stark ausge-
prägte Neigung, am liebsten nach eigenen Direktiven zu handeln und dort,
wo er keine Zustimmung im Kollektiv fand, auf eigene Faust vorzugehen,
haben ihn zum Weißen Raben in einer Partei gemacht, die von ihren Funk-
tionären zwar Standfestigkeit im Umgang mit den politischen Gegnern und
der Staatsgewalt, im Binnenverhältnis aber Konformität verlangte." (Fül-
berth, S. 342)

3. Aporien in historischer "Zwischenwell"

Man muß fragen, ob dies alles so kommen "mußte"!? Stellt man die Frage
nicht nur im Hinblick auf die parteipolitischen Querelen, die Erwin Eckert
in der Schlußphase seines politischen Wirkens erfuhr, sondern auch auf de-
ren "Vorgänger", Kirche und SPD, so ergibt sich, vordergründig betrachtet,
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eine aufschlußreiche Konkordanz hinsichtlich der Erfahrungen im Umgang
miteinander. Geht man den Voraussetzungen, Umständen, Gründen nach, so
stimmen diese nur bedingt überein. Die einzige konstante Größe ist dabei
Erwin Eckert selbst, der sich im Prinzip stets treu blieb und es insoweit den
anderen schwer machte, ihn so anzunehmen, wie er war. Umgekehrt waren
Kirche und Parteien — wie sie damals verfaßt und strukturiert waren — außer-
stande, ein solches Maß an Toleranz und Freizügigkeit zu gewähren, wie
es erforderlich gewesen wäre, um eine Potenz und Originalität wie Eckert in
die Arbeit dieser Institutionen oder Organisationen entsprechend einzubrin-
gen und zu "nutzen". Hier aber stießen Gegensätze aufeinander, die nur
schwer zu verkraften oder zu "versöhnen" waren — so daß am Ende jeweils
Trennung, Bruch oder innere Distanzierung standen. Das festzustellen, be-
deutet weder, dies Erwin Eckert anzulasten, noch die Schuld hierfür einsei-
tig seinen Kontrahenten zuzuschieben. Und doch bleibt als deprimierende
Bilanz, daß die Aufopferung Eckerts für den "politischen Kampf nicht nur
für ihn selbst nicht das erbracht hat, was dieser hätte erbringen sollen und
können; vielmehr auch umgekehrt: Kirche, Parteien, ja Gesellschaft und
Staat brachten sich durch ihre starren Strukturen, ihre ungerechtfertigten
Anschuldigungen und ihren falschen Ehrgeiz um die Früchte dieses existen-
tiellen Engagements Erwin Eckerts für die schuldlos leidenden Mitmen-
schen!

Zu dem äußeren Konflikt kam, bewußt oder unbewußt, der innere Kon-
flikt hinzu. Eckerl, der, nach Auskunft von Angehörigen, durchaus die Dis-
krepanz zwischen "Christentum" und "Kommunismus" empfand, war in be-
zug auf die konzeptionelle Antinomie von konfessioneller Gebundenheit und
parteilicher Verpflichtung selber in Begründungs- und Beweisnot. Wie be-
reits von einigen Autoren registriert, "hinkte" er zeit- bzw. teilweise hinter
theologischen, aber auch parteidoktrinären Positionsbestimmungen her, wie
er andererseits seinen Partei- und Kirchenleitungen weit voraus war. Doch
auch in den in diesem Band erstmals veröffentlichten Prozeßprotokollen
wird offenkundig, daß er seinem Gegenüber, um nicht zu sagen: seinem
Gegner gegenüber in Schwierigkeiten geriet, wenn dieser ihn im Stil von

Kreuzverhören "festnageln" wollte, weil er eben nicht immer gut genug ge-
wappnet war, diesem ideologiekritisch Paroli zu bieten oder gar dessen "Ar-
gument" ad absurdum zu führen. Es blieben so zentrale Fragen, wie denn
Pfarramt und "linkes" Parteiengagement, christlicher Glaube und Atheis-
mus, religiöses und säkulares Normengefüge, evangelisches Bekenntnis und
kommunistische (sowjetische) Parteiraison, Nächstenliebe und Feindeshaß,
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Friedfertigkeit und Militanz zusammengedacht und -gebracht werden konn-
ten!

Die Autoren, die dieses Problem bei Eckert erkannt haben, bemühen
sich, es aufzulösen und bessere Antworten zu finden, als er es zu seiner Zeit
und in seiner Situation gesehen hat oder sehen konnte — jedenfalls nicht
hinlänglich beschreiben konnte. Von den möglichen als auch erforderlichen

Differenzierungen war bereits bei einigen sachverständigen Autoren die Re-
de. Andere haben seine Situation in und mit der kommunistischen Partei,
der er immerhin rund vierzig Jahre bis zu seinem Tode angehörte, beschrie-
ben und zu erklären versucht. Auch wenn der sogenannte "Klassenverrat"
Erwin Eckerts am Bürgertum in diesen deutschen Zusammenhängen singu-
lär ist, wie Frank Deppe wohl zu recht feststellt, bleibt aufgegeben zu fragen,
inwiefern die beiden prinzipiell einander ausschließenden Größen mitein-
ander "versöhnt" werden können. Sämtliche bisher herangezogenen Inter-
pretationen konnten eine biindige Antwort darauf nicht geben. Auch die
weitergehende Unterscheidung zwischen "christlicher Kommunist" und
"kommunistischer Christ", wie sie Helmut Ridder ins Spiel bringt, treibt den
Klärungsprozeß zwar weiter voran, löst das Problem selbst aber nicht. Denn
wie richtig es auch sein mag, Eckert persönlich als "kommunistischen Chri-
sten" und nicht als "christlichen Kommunisten" zu kennzeichnen, da er
zuerst und vor allem Christ sein und aus evangelischem Glauben auch und
gerade politisch handeln wollte — das Verhältnis von Christentum und Sozia-
lismus bzw. Kommunismus bleibt weiterhin eine offene Frage. Erwin Eckert,
der sich gegen das organisierte und in die bürgerliche Gesellschaft "inte-
grierte" Christentum seiner evangelischen Kirche wehrte, der "seine" Kirche
im Sinne des Urchristentums für die soziale Frage und zum politischen En-
gagement verpflichten wollte, wurde durch den Beilritt zur so und nicht an-
ders verfaßten kommunistischen Partei seiner Zeit noch kein "regulärer"
Kommunist. Denn deren dogmatisch-autoritäre Struktur war nicht das, was
er suchte, hatte er doch die Kirche wegen ihres klerikal-autoritären Geba-
rens verlassen.

Einen "Ausweg" in der Grundlagenfrage bietet unter den Autoren dieses

Bandes, soweit wir sehen, lediglich Hans Heinz Holz, indem er von einer
"Aporie" spricht. Denn, in der Tat, die offenkundige Disparität von christ-
lichem und kommunistischen "Bekenntnis" ist nicht aufhebbar. Folgerichtig
sagt Holz: "Zwischen den Begründungsweisen des Christen und des Kom-

munisten zeigt sich eine konfliktartige Asymmetrie... Daß es eine allgemeine
Auflösung dieses Prinzipienkonflikts gibt, kann ich nicht sehen." (Holz, S.
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360) Und: "Es ist schon viel, wenn wir einen Begriff davon gewinnen, wel-
che Gegensätze hier aufeinanderstoßen und wie sie in einem Menschen,
wenn auch vielleicht ganz singulär auf seine Weise, kompossibel werden."
(Holz, S. 361)

Man sieht: Erwin Eckert war ein Einzelkämpfer, in gewissem Sinne auch
ein Einzelgänger, den man einer bestimmten Glaubens- oder politischen
Denkrichtung nicht ohne weiteres und uneingeschränkt zuordnen kann. In
dieser Beziehung ist und bleibt er "heimatlos", einmal in "seiner" Kirche,
dann bei den Sozialdemokraten und schließlich bei der KPD, zum anderen
in bezug auf die Bekennende Kirche, die Religiösen Sozialisten, die Dialek-
tische Theologie oder den "linken Protestantismus", aber auch auf den bür-
gerlichen Liberalismus, den Sozialdemokratismus, den Marxismus-Leninis-
mus und schließlich Stalinismus. Eckert ist jedoch als Christ und Sozialist
und schließlich als Christ und Kommunist kein "heimatloser Geselle". Doch
kann er sich nirgends vollständig integrieren oder mit den vorgegebenen
Positionen identifizieren.

Bleibt die Frage, wie das singuläre Phänomen Erwin Eckert zu der posl-
humen Würdigung kommt: "Das Ärgernis Eckert ist ein Zeichen der Hoff-
nung - für Europa." (Ridder, S. 377) Ist dieser Schlußsatz in dem von Bal-
zer herausgegebenen Band Ärgernis and Zeichen wahr, so gehört Erwin
Ekkert - anstatt von den Kirchen- und Parteioffiziellen "totgeschwiegen", wenn
nicht weiterhin verfemt zu werden — in jedes Geschichtsbuch, das die deut-
sche Geschichte dieses Jahrhunderts behandelt. Denn er — der ehemalige
Kriegsfreiwillige und spätere Antimilitarist und Kämpfer für den Frieden,
der ehemalige Pfarrer und spätere KPD-Funktionär, der ehemalige Bürger-
lich-Liberale und ehemalige SPD-Mann und spätere engagierte Antifaschist
und Kommunist, der ehemalige Verfolgte eines deutschen Regimes und spä-
tere Inhaber höchster Ämter in einem deutschen Land - darf für sich bean-
spruchen, eine Art Fanal der zeitgenössischen deutschen Politik geworden
zu sein! Erwin Eckert gehört in jenes Kapitel des "anderen, demokratischen
Deutschland", das nicht fremdenfeindlich, nicht antisemitisch, nicht natio-

nalistisch, nicht militaristisch ist. Ein Kapitel, das wir heute im Begriff sind,

wieder zuzuschlagen.
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